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SERGE MAIWALD 
Der globale Ausnahmezustand 


Normalzustand und Ausnahmezustand 


Es ist ein besonders typisches Kennzeichen des vom privaten Handel und vom 
Meer her geprägten gesellschaftlichen Systems, daß hier der Umfang der indivi- 
duellen Freiheit stets in direktem Verhältnis zur jeweiligen äußeren und inneren 
Gefahrenlage der Gesamtordnung steht. Die individuelle Freiheit ist hier eine 
Funktion des jeweiligen Grades der gemeinschaftlichen Gefahrenabwehr. Dies gilt 
sowohl für die Bedrohung jedes einzelnen Staates innerhalb dieses Systems — die 
hier als Gefährdung der Gesamtgesellschaft aufgefaßt wird und grundsätz- 
lich eine kollektive Abwehr zur Auslösung bringt — als auch für die Be- 
drohung des freien wirtschaftlichen Automatismus und des freien Handelsverkehrs 
als des Wesenskerns des gesellschaftlichen Leistungssystems schlechthin.! 

Ein weiteres, wesentliches Merkmal, das nur dem gesellschaftlich-maritimen Sy- 
stem eigen ist und dem staatlich-kontinentalen System fehlt, ist die Freiheit 
des Übergangs vom Friedens- zum Kriegszustand. Das heißt 
des Umschlagens von der Normalsituation des freien wirtschaftlichen Automatis- 
mus, eines spezifischmenschlich-kollektiven Gebrauchs und Verbrauchs 
von Wirtschaftsgütern aller Art, zum Ausnahmezustand einer Gefährdung 
dieses automatischen Wirtschaftsablaufs und der dadurch ausgelösten, spezifisch 
staatlich-kollektiven Gebrauchs- und Verbrauchsprozesse im Rahmen der 
Verteidigung. Neben und an die Stelle eines bisher im Prinzip unbeschränkten 
zivilen Gebrauchs und Verbrauchs von Wirtschaftsgütern und ziviler Inan- 
spruchnahme von Leistungen aller Art, also der Auslösung menschlich-kollektiver 
Bedarfsdispositionen durch die Einzelnen selbst, treten dann staatliche 
Bedarfsdispositionen, staatliche Wirtschafts-, Rüstungs- und Verbrauchspro- 
zesse, die durch staatliche Funktionäre vollzogen werden. Der fundamen- 
tale Unterschied zur verfassungsmäßigen Normallage ist der, daß staatliche 
Eingriffe in die individuelle Sphäreim Ausnahmezustand unbeschränkt 
sein können, während sie im Normalzustand ihrer Natur nach, das heißt 

1 Diese in der gleichartigen inneren Struktur der einzelnen staatlichen Glieder begründete Solidarität hat sich 
trotz aller historischen Differenzierungen bereits im Ersten wie auch im Zweiten Weltkrieg offenbart und wird 
sich heute, ungeachtet aller tagespolitischen Schwankungen der einzelnen Staaten dieses Systems, auch im Falle 
eines Dritten Weltkrieges erweisen. Man sollte sich in dieser Hinsicht keinen Täuschungen und falschen Speku- 
lationen hingeben. Es handelt sich bei diesen, zum gesellschaftlichen System gehörenden Ländern um die gleiche 
historische Prägung, die sich in England 1649, in Frankreich mit der großen Französischen Revolution von 1789 
und der darauf folgenden allgemeinen Verbürgerlichung und Merkantilisierung durchgesetzt hat und die in den 
Vereinigten Staaten von Amerika bereits seit ihrer Gründung überhaupt in Reinkultur besteht. 

Deutschland steht auch hier wieder in der Mitte zwischen den eigentlichen Fronten, weil es in seiner modernen 
Geschichte sowohl staatlich-kontinentale als auch gesellschaftlich-maritime (atlantische) Strukturelemente trägt 
und weder in dem einen noch in dem anderen Staats- und Ordnungstypus ganz aufgeht. An und in ihm entscheidet 
sich die weitere geschichtliche Entwicklung, zumindest in Europa. Es hat, zum Unterschied von den übrigen 
europäischen Nationen, in seinem westlichen Torso allein noch den letzten Rest eines freien politischen Entschlusses 
behalten, und zwar im Sinne einer möglichen Aufhaltung und Verzögerung des unmittelbaren Zusammenstoßes 
zwischen atlantischem und eurasischem System. Seine eindeutige Mitwirkung am Kriegs- und Verteidigungsprozeß 
des atlantischen Systems würde den letzten Balancestein zwischen den beiden gewaltigen Funktionssystemen mit 


ihren Leistungszentren, den Vereinigten Staaten von Amerika und der Sowjetunion, zum Wegfall bringen und 
lawinenartige politische und militärische Zerstörungsprozesse im mitteleuropäischen Raum zur Folge haben. 
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der verfassungsmäßigen Grund- und Normalordnung entsprechend, bes chränkt 
sind. Das bedeutet, daß im Zeichen des Ausnahmezustandes und der außerordent- 
lichen Gefahrenabwehr jedes Opfer an Vermögen, Besitz, Freizügigkeit. Leben, 
Gesundheit vom Bürger gefordert werden kann, bis die Gefahr gebannt ist. 

Dieses Umschlagen vom Normalzustand zum verfassungsmäßigen Not- und 
Ausnahmezustand, das in seiner Proklamierung durch den obersten Staats- 
repräsentanten seinen Ausdruck findet, gehört zu den stärksten und wirkungsvoll- 
sten Möglichkeiten des gesellschaftlichen Systems im Falle eines Angriffs. Er 
bedeutet nicht wenıger als den Übergang zur wirtschaftlich-funktionellen und da- 
mit zur gesellschaftlich-totalenMobilmachung und stellt eine große 
Waffe dar, weil er die Einzelnen und die Gesellschaft aus dem friedlichen Zustand 
des individuellen Genusses herausreißt und zu stärkster Konzentration des gesam- 
ten dinglichen wie menschlichen Potentials auf die Abwehr und Vernichtung des 
Feindes zwingt. 


Der Kampf der Funktionsräume 


Es ist nun eine bemerkenswerte historische Tatsache, daß es dem gesellschaft- 
lichen System bisher stets, und zwar in relativ kurzer Zeit, gelungen ist, 
einen Ausnahmezustand wieder zu überwinden, das heißt die ihn bedingende Ge- 
fahrensituation zu meistern und zum verfassungsmäßigen Normalzustand zurück- 
zukehren. Es bedeutet für jeden Kontinentaleuropäer ein erstaunliches Faktum, 
zu erleben, mit welcher Schnelligkeit es die einzelnen Mächte des gesellschaftlichen 
Systems immer wieder fertiggebracht haben — sogar nach dem Zweiten Weltkrieg 
mit seiner Totalmobilisierung aller verfügbaren dinglichen und menschlichen 
Kräfte —, zum politischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Normalzustand, zur 
Fiktion der freien, liberalen Wirtschaft zurückzukehren. 

Diese vollständige Umschaltung von der Ausnahmelage auf die (freilich oft bloß fin- 
gierte) Normallage war deshalb bisher immer noch möglich, weil der jeweilige kontinen- 
tale Feind oder Hauptfeind — zum Beispiel das Frankreich Ludwigs XIV. und Napoleons I. 
oder das Deutschland der Hohenzollern und Hitlers — bisiang auch vollständig 
‚ıedergeworfen werden konnte, und zwar, was entscheidend ist, auf seinem ureigenen 
Gebiet, im Landkriege selbst! Dies war wiederum nur möglich durch die Koalition 
des gesellschaftlichen Systems mit einer anderen starken Landmacht, nämlich mit Rußland. 
Napoleons Angriff auf die englische Welt- und Wirtschaftsmacht scheiterte weder in Ägyp- 
ten noch bei Abukir oder Trafalgar, sondern in Rußland, in den weiten, eisigen Steppen 
des russischen Raums mit seinen besonderen Raumgesetzlichkeiten. Das brennende Moskau 
wurde zum Fanal für die Katastrophe des Korsen. Deutschlands Niederlage im Ersten und 
Zweiten Weltkrieg entschied sich nicht an der Marne oder im Westen überhaupt, sondern 
im Abnutzungs- und Verschleißkrieg gegen die russische „Dampfwalze“ des ersten Ringens 
und in den vernichtenden Winterkämpfen mit dem russischen Raum und seinen gewaltigen 
Menschenmassen im zweiten. 

In allen diesen Fällen konnte das freie gesellschaftliche System die jeweilige 
akute Bedrohung vom Festland her stets dadurch abwehren, daß der betreffende 
kontinentale Feind, über die maritime Auseinandersetzung hinaus, zugleich noch in 
einen Landkrieg mit einem an Raum und Menschenkräften ebenbürtigen kontinen- 
talen Gegner verwickelt wurde und damit einen großen Teil seines menschlichen 
und dinglichen Potentials im Kampf mit der anderen Landmacht und ihrem Raum 


binden und verschleißen mußte. * 


CAAeAs. Aloe 


Auf seinen Reisen nach Bombay, Calcutta, Kaschmir, Khyber-Paß,. 


Afghanistan, den Himalayas, Nepal und Benares 


in den Jahren 1935 - 1939 


schrieb Hans-Hasso von Veltheim-Ostrau seine „Tagebücher aus Asien” 


iese „Tagebücher aus Asien“ sind für den Leser 
geradezu Enthüllungen: Sie schildern asiatische 
Wirklichkeiten und Tatsachen, von denen 
manche von uns wohl etwas ahnten, die uns 
aber niemals so durchdacht und durchlebt vor- 
getragen wurden. Sie zur Kenntnis nehmen, be- 
deutet Erweiterung und Veränderung des Welt- 
bildes jedes einzelnen und Bescheidung unseres 
immer noch so selbstsicheren europäischen 
Bewußtseins. 

Dr. Hans-Hasso von Veltheim-Ostrau konnte in 
einer Zeit asiatische Länder in Ruhe bereisen, 
in der dies anderen Deutschen schon unmöglich 
war. Der Asienkenner v. Veltheim reist nicht als 
. Fremder, Neugieriger, sondern als Befreundeter, 
im Geiste Verwandter, Liebender. Seine Auf- 
zeichnungen sind denkwürdige Begegnungen mit 
asiatischer Landschaft und Kultur, Politik und 
Wirtschaft, Kunst und Wissenschaft, Religion 
und Philosophie. Der Autor wird der Vertraute 
von Politikern und Priestern, Heiligen und 
Gurus. Er ist Gast der Großen, der Könige und 
der Stillen und pflegt Umgang mit jedermann. 
Welchen Respekt muß er genossen haben, um 


als Gast des Maharaja von Nepal dies Land 


E freizügig bereisen zu können, das bis dahin kaum ein Europäer 
© betreten durfte! 
Der Verfasser reist in einer Zeit, in der sich Indien noch nicht 
“ von England gelöst hat, China noch gegen den Kommunismus 
{ kämpft, Holland noch eine Kolonialmacht ist und die Sowjet- 
‘ union noch zu schweigen scheint. Inzwischen sind die bereisten 
‘ Länder Brennpunkte der Weltpolitik geworden. So halten die 
, Tagebücher vieles heute schon Unwiederbringliche, endgültig 
Verlorene fest. Immer bleibt der Tagebuchschreiber Euro- 
päer und Deutscher. Um so zwingender sein Hinweis auf die 
- tiefen geistigen Beziehungen zwischen Deutschen und Indern. 
Seine Sorge, von der er immer wieder spricht, gilt der Gefahr, 
wir Deutsche könnten uns für die eine oder andere ganz der 
Technik, ganz der Materie verfallene Macht entscheiden: für 
Amerika oder für die Sowjetunion. Daß wir in Europa primär 
nur aus den geistigen und seelischen Kräften heraus leben 
können, ist die überzeugende Erkenntnis des Verfassers. 
Den Gegenständen und Gedanken dieser Tagebücher zu folgen, 
ist faszinierend, weil sie von einem tiefgebildeten, weit- 
gereisten, bedeutenden Menschen geschrieben sind. v. Veltheim 
war der letzte Besitzer der Herrschaft und des Schlosses Ostrau 
in der Provinz Sachsen. Schloß Ostrau wurde durch ihn eine 
Begegnungsstätte zahlreicher bedeutender Persönlichkeiten aus 
der ganzen Welt. Teile der Tagebücher, die für unsere Aus- 


gabe gekürzt wurden, sind schon während der Reise seinen 


Freunden bekannt geworden. Sie werden in der vorliegenden 
Fassung endlich einer weiteren deutschen Öffentlichkeit vor- 
gelegt. 

In diesen auch sprachlich durchgestalteten „Tagebüchern aus 
Asien“ verbinden sich geistige und politische Aktualitäten zu 
einem einzigartigen Buch, das jeder denkende Deutsche mit 


unaufhörlicher Anteilnahme lesen wird. 


TAGEBÜCHER AUS ASIEN 
19351939 
VON HANS-HASSO VON VELTHEIM-OSTRA 


Bombay — Calcutta — Kaschmir — Khyber-Paß — Afghanistan 
— Himalayas — Nepal -— Benares 
420 Seiten, in Leinen gebunden etwa 18,60 DM 
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Die heutige Auseinandersetzung der beiden Leistungssysteme aber trägt ein 
völlig anderes Gepräge! Zum erstenmal in der Geschichte spielt sich heute der 
elementare Gegensatz von Land und Meer, von staatlich-kontinentalem (raum- 
gebundenem) und gesellschaftlich-maritimem (freiem) System, auf der Ebene 
einer globalen Auseinandersetzung, ohne alle Zwischenglieder und 
Puffer ab. Es handelt sich heute um nicht weniger als um den Kampf zwischen der 
eurasischen und der atlantischen Welthälfte überhaupt, und auf 
diese gewaltige, globale Frontstellung hin werden sich früher oder später alle 
scheinbar noch freien Kräfte zu orientieren und zu gruppieren haben; das heißt, 
| es gibt heute nur noch die Entscheidung für das eine oder andere dieser Leistungs- 
systeme, was auch die weitere politische Entwicklung eindeutig bestätigen wird. 


Hier gibt es weder Neutralität noch den Status einer Nichtkriegführung. Soweit 
solche Zwischenstadien heute noch bestehen, haben sie für den politischen Gesamt- 
ablauf zwar eine retardierende, aufhaltende Tendenz, sie werden jedoch im Laufe 
der weiteren Jahre — zumindest über das wirtschaftliche Gebiet — zwangsläufig 
immer stärker in den Sog des einen oder anderen Leistungssystems gezogen, wie 
wir das an Westeuropa einerseits und an Osteuropa andererseits beobachten können. 

Schon heute zeichnen sich die Konturen eines gewaltigen kontinentalen Leistungsraumes 
ab, der von der Elbe bis an den Pazifischen Ozean reicht und der die Tendenz hat, das 
gesamte eurasische Festland vom russisch-moskowitischen Funktionszentrum aus zu erfassen, 
zu organisieren, auszubeuten und für die weitere kontinentale Expansion einzusetzen. 
Schon befindet sich ein riesiger Erdblock dieses Raums, China, auf dem Wege einer fort- 
schreitenden Anpassung und Gleichschaltung in Bezug auf diesen russischen Kern. Man 
| mag über das China von Mao Tse-tung noch so viele Vermutungen anstellen: dieselben 
| elementaren Kräfte des Grund und Bodens und die gleichartige patriarchalisch-autoritäre 
| Prägung werden in China — trotz allen noch bestehenden historischen und menschlichen 

Unterschieden — dazu führen, daß dieser Erdblock immer stärker von dem russischen 
Kern her organisiert und ausgerichtet wird, um schließlich nur noch Bestandteil eines 
großen eurasischen Reiches zu sein. 


Wir können heute das politische Geschehen nur noch unter diesem globalen 
Generalaspekt sehen und begreifen, aber daraus auch die weiteren Entwicklungs- 
tendenzen ableiten: Wo die echten geistigen Ordnungs- und Be- 
wahrungskräfte nicht mehr wirken, dort treten die tellu- 
rischen, chthonischen Kräfte des Raums (wieder!) auf den 
Plan; dort treiben wieder die erdhaften Gewalten des Ab- 
grunds ihr zerstörerisches Werk. Es kommt zu eruptiven Entladun- 
gen raumhafter Gewalten und Kraftfelder, wie wir es zuletzt in verhängnisvoller 
Weise in den Winterkriegen in Rußland 1941-44 erlebt haben. In einem solchen, 
von geistigen Aufhaltekräften entblößten Raum werden alle raumfremden 
Kräfte und Strukturelemente mit elementarer Wucht radikal abgetragen — wofür 
auch der Zusammenbruch der kolonialen Positionen der europäischen Mächte in 
ganz Asien ein Beispiel ist. 


Wenn diese zum Teil mit wenig militärischen Kräften seit Jahrhunderten behaupteten 
atlantischen Brückenköpfe in Asien heute schollenartig wegbrechen, dann zeigt auch dies 
nur — jenseits aller vordergründigen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Kräfte- 
verschiebungen —, daß wir letztlich hier einem verhängnisvollen geistigen Substanzschwund 
auf der Seite der europäischen Herrschaftsvölker gegenüberstehen, daß die echten geistigen 
Ordnungs- und Aufhalte-Elemente, die diese Positionen im Grunde gesichert hatten, heute 
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abgetragen sind! So erleben wirauch hier letztlih nurden faktischen 
Vollzug vorangegangener geistiger Schhwundprozesse, und wir 
dürfen uns durch alle noch so gescheiten Betrachtungen wirt- 
schaftliher und militärisher Experten über diese Tatsacde 
nicht hinwegtäuschen lassen. Es sind gewaltige autochthone Kräfte des kolo- 
nialen Bodens und der kolonialen Völkermassen frei geworden, die — in der Hand plan- 
mäßiger, zentraler Lenkung — zu einem bedrohlichen Sprengmittel über Asien hinaus 
werden können. Dies bedeutet nichts anderes, als daß wir hier immer mehr in ein Kraftfeld 
rein elementarer Wirkungsgesetzlichkeiten des Raumes und seiner urtümlichen 
Volksmassen treten und daß die Alternative der Auseinandersetzung nur noch heißt: 
Raum gegen Raum oder Raum + Maschinegegen Raum + Maschine. 
Die Kriege werden einerseits zu Raumkriegen,? andererseits zu wirtschaftlichen und mili- 
tärischen Produktions- und Verbrauchsprozessen. 

Das besagt weiterhin, daß man sich heute klar darüber sein muß, wo die Gren- 
zen des eigenen Raums und seiner Raumgesetzlichkeiten liegen und inwieweit man 
nicht schon in einem fremden Raum kämpft — ohne die notwendigen Voraus- 
setzungen hierfür zu haben.? 

Wir stehen heute mit anderen Worten einer wachsenden Tendenz des eurasischen Raums zur 
Abrundung und Flurbereinigung seiner europäischen und asiatischen Ausläufer und zur Be- 
seitigung der dortigen gesellschaftlichen Struktur- und Ordnungselemente gegenüber. Diese 
Entwicklung vollzieht sich zugleich in der Form ständiger Bürgerkriege, besonders in den 
Randzonen des eurasischen Kontinents. Sie begann schon mit dem Spanischen Bürgerkrieg 
1936 (der freilich im Sinne der großen globalen Auseinandersetzung noch keine Entschei- 
dung, sondern nur einen vorläufigen Zwischenzustand herbeiführte), setzte sich dann unter 
der Decke des Zweiten Weltkrieges unterirdisch und unter verschiedenen Formen fort, 
flackerte nach 1945 auf dem Balkan, besonders in Griechenland, wieder auf und erfuhr 
einen neuen Höhepunkt im chinesischen und koreanischen Bürgerkrieg. 


Der elementare Gegensatz von Land und Meer, von kontinentalem und atlanti- 
schem System, trägt abgesehen von seinem globalen Aspekt heute aber auch dadurch 
einen besonderen Charakter, daß der kontinentale Gegner mit einer messianischen 
Idee auftritt, mit dem Anspruch einer Menschheitserlösung, einer Befreiung der 
Welt vom Joche des Kapitalismus im Zeichen einer proletarischen Weltrevolution 
unter russischer Führung. 


„Der Bolschewismus ist ein russischer Erlösungsversuch mit nihilistischen Mitteln“, sagt 
Walter Schubarti. „Sein Ziel ist das Heil des ausgebeuteten Menschen. Der Weg 
dahin aber führt durch Grauen und Zerstörung. Die Weltrevolution ist eine nihilistische 
Formel, unter der sich die Kräfte der Vernichtung in die russische Außenpolitik ergießen 


2 JohnFosterDulles, der außenpolitische Berater des amerikanischen Präsidenten, hat in seiner gro- 
Ben Rede vom 29. Dezember 1950 auf diese Tatsache eines Raumkrieges in Korea mit Nachdruck hingewiesen. „In 
Korea“, so sagt er, „leiden die Streitkräfte der Vereinten Nationen bei dem Versuch, einen Angreifer innerhalb 
eines begrenzten Raumes zurückzuwerfen, unter dem schweren Nachteil, daß der Angreifer diesen Raum und den 
Zeitpunkt für seinen Angriff auswertet. Sie müssen Methoden anwenden, wie sie das vom Gegner gewählte Ge- 
lände und Wetter vorschreibt.“ 

? Dem klugen amerikanischen Expräsidenten Hoover ist der entscheidende Zusammenhang von Raum und 
Herrschaft nicht entgangen, wenn er sich nachhaltig für eine Beschränkung der amerikanischen Interventionen auf 
eine bloße Siherung des atlantischen Raums einsetzt und alle landhaft-kontinen- 
talen Invasionen, namentlich in Asien, schärfstens ablehnt, und zwar weil sie einen bedrohlichen Verschleiß 
des eigenen Potentials in einem nur schwer oder mit unverhältnismäßig großen Mitteln zu haltenden Raum be- 
deuteten: Die sogenannte Hoover-Kenney-These vertritt den Standpunkt, daß die USA sich aus allen 
Landkriegen mit notwendigem Infanterieeinsatz heraushalten und sich nur auf ihre spezifischen Waffen, die 
Marine- und Luftwaffe, zur Verteidigung der Atlantischen Hemisphäre beschränken sollen. „Die amerikanische 
Außenpolitik“, so meint Hoover, „muß eine Ballung von „nackten: Realismus‘ sein. Amerika soll sich auf die 
Verstärkung seiner Rüstung zur Luft und zur See konzentrieren und darf keine Landarmee schaffen, um sie auf 
Expeditionen in den „Treibsand Europas oder Chinas“ zu schicken.“ Eine Offensive zu Land könne niemals einen 
militärischen Sieg und auch keine politische Entscheidung gegen den Kommunismus bringen. 

“Walter Schubart, Europa und die Seele des Ostens, 4. und 5. Aufl., Luzern $. 207/8. 
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und ihren Lauf bestimmen... Die Bolschewisten preßten den russischen Messianismus in 
revolutionäre Formen, ohne das Nationale ganz auszuschalten. In ihnen trifft die marxi- 
stische Klassenmission mit der russischen Nationalmission zusammen.“ 


Diese vom kontinentalen System heute verwendete Idee der Weltrevolution und 
das damit zusammenhängende Monopol des internationalen Bürger- 
kriegs stellen ein gewaltiges taktisches Potential dar, dem auf der anderen Seite 
nur rein defensive Aktionen gegenüberstehen! Einen besonderen Akzent erhält 
dieser untergründige Kampf noch durch die Aufstände der Kolonialvölker in Asien, 
Aktionen, die ebenfalls den Charakter von Revolten ausgebeuteter Proletarier ge- 


gen ausbeutende Besitzer tragen. 
%* 


Die atlantische Welt steht damit heute, wachen Auges, einem straff gelenkten 
globalen Herrschaftssystem gegenüber, das die unaufhaltsame Tendenz besitzt, mit 
allen Mitteln, denen des Krieges wie des Bürgerkrieges, des inneren wie des 
äußeren Terrors, den Erdball unter seine Herrschaft zu bringen, das heißt ein 
kontinentales Funktionssystem von planetarischem Ausmaß zu errichten. Nach vie- 
len verhängnisvollen Fehlern hat sie endlich erkannt, daß es in diesem Ringen so 
etwas wie eine Interessenabgrenzung, einen zumindest partiellen Normalzu- 
stand nicht gibt, sondern daß die Alternative heute nur noch lautet: Verteidigung 
oder Unterwerfung. Zu dieser Erkenntnis brauchte der Westen allerdings Jahre, 
und er muß seinen weitgehenden Mangel an historischer Erfahrung heute empfind- 
lich büßen. — Es wird zwar immer wieder Atempausen, ein vorübergehendes Zu- 
rückweichen der eurasischen Angriffswellen geben, so wie es eine Ebbe und Flut 
gibt?, aber diesen Intervallen werden dann umso intensivere kontinentale Stöße und 
Raumbewegungen, kriegerische und bürgerkriegerische Entladungen folgen. Das liegt 
in der zwangsläufigen Expansionstendenz dieses kontinentalen Herrschaftssystems. 


Heute jedenfalls weiß die westliche Welt mit ihrem Lenkungszentrum USA, daß 
es einen Normalzustand für sie nicht mehr geben kann, solange diese stän- 
dige Bedrohung besteht. Sie hat sich deshalb mit Zähigkeit und Konsequenz darauf 
eingerichtet, dieser dauernden Bedrohung mit einem dauernden Aus- 
nahmezustand zu trotzen, — ohne freilich über diese bloße Verteidigung hinaus 
noch ein eigentliches politisches Ziel zu haben! Der Gedanke eines Präventivkrie- 
ges zur Abkürzung dieser dauernden Spannungslage ist der historischen Tendenz 
und inneren Logik der atlantischen Welt genau so fremd wie etwa der eines ulti- 
mativen Vorgehens. Das bedeutet, daß der eurasische Raum, der zugleich den 
besonderen Vorteil einer Operation auf der inneren Linie‘ hat, weiterhin 


5 Es ist bezeichnend, daß dieses Bild von Ebbe und Flut zu den Vorstellungen gehört, die immer 
wieder von Stalin verwendet werden, und zwar zur Charakterisierung der für die Entfaltung der Welt- 
revolution und die Zerschlagung des Kapitalismus günstigen und weniger günstigen Tendenzen. 

6 „Die Sowjetunion“, sagt Dulles, „operiert auf der inneren Linie; im Mittelpunkt des großen, von ihr beherrsc- 
ten Kreises verfügt sie über konzentrierte Truppen, Panzer, Artillerie und strategische wie taktische Luftstreit- 
kräfte... Es ist möglich, diesen Angriff durch eine vorbereitete Verteidigung zu einer kostspieligen Angelegenheit 
zu machen, und zwar besonders dort, wo die Luft- und Seestreitkräfte eine Rolle spielen und wo wie in West- 
europa Tiefe des Raums, zahlenmäßige Stärke und militärische Erfahrung vorhanden sind, auf die man aufbauen 
kann.“ — Es sei jedoch nicht vorteilhaft, meint Dulles weiter, in jeder der 20 Nationen, die die gewaltige äußere 
Frontlinie von etwa 32000 km bilden, stehende Verteidigungskräfte aufzubauen, die jede Nation gegen größeren 
und unvorhersehbaren Angriff der Roten Armee unverwundbar machen sollen. Dieser Versuch würde bedeuten, 
daß man nirgends Stärke und überall Schwäche hätte. — Hier liegt in der Tat ein Kardinalproblem der west- 


lichen Verteidigung. 
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die Initiative für die künftige Entwicklung behält, das heißt nach wie vor über die 
Möglichkeit verfügt, bestimmte militärische, politische, wirtschaftliche, aber auch 
psychologische Reaktionen in der atlantischen Welt zur Auslösung zu bringen oder 
zu vermeiden. 


Diese rein defensive Tendenz des atlantischen Systems schließt allerdings nicht aus, daß 
es bestimmte Abwehrvorbereitungen trifft, bei denen eine etwaige feindliche Gegenreak- 
tion, ja selbst ein unmittelbarer Zusammenstoß mit dem eurasischen Zentrum, der Sowjet- 
union, bewußt in Kauf genommen wird. Dies ist die Situation, die durch die westeuropäische, 
besonders die deutsche Aufrüstung in Beziehung zur Sowjetunion heute geschaffen wird: 
Niemand weiß, wie diese darauf reagieren wird, jedoch wird die Möglichkeit einer kriege- 
rischen Raumbewegung nach Westeuropa hinein von der atlantischen Seite in Kauf genom- 
men, zumal sie geeignet wäre, den permanenten Ausnahmezustand abzukürzen und den 
vollen, rückhaltlosen Einsatz aller amerikanischen Sonderwaffen, wie namentlich der Atom- 
und Wasserstoffbomben, zu gestatten und zu legalisieren. 


* 


So richtet sich die atlantische Welt heute für Jahre, ja sogar für Jahrzehnte auf 
einen Abwehr- und Ausnahmezustand in politischer, wirtschaftlicher und vor allem 
militärischer Hinsicht ein.? 

Sie geht dazu über, jahre- und jahrzehntelang in ständiger Alarmbereitschaft, in 
dauerndem Anschlag — fixiert auf den eurasischen Gegner und seine jeweiligen Ak- 
tionen — zu leben und den zivilen Normalzustand für unbestimmte Zeit aufzugeben. 


Damit ist hier ein Prozeß ausgelöst worden, dessen äußere und innere Auswir- 
kungen heute noch gar nicht zu übersehen sind. Daß er gewaltige Folgen haben 
wird, und zwar weit über seinen heutigen Anlaß hinaus, steht außer Zweifel, be- 
deutet er doch nicht weniger, als daß die ganze Westliche Welt mit ihren Millionen- 
massen, ihrem gewaltigen technisch-funktionellen Potential und ihren Verbrauch>- 
prozessen auf unbestimmte Dauer vom zivilen auf den militärischen Verbrauch, auf 
ständige Alarm- und Kriegsbereitschaft umgestellt wird. Sie gerät in eine Disposition 
dauernder Unsicherheit, Gefahr, Unfreiheit, Unruhe und Anspannung, in einen 
Zustand zwischen Freiheit und Diktatur. Dabei werden die kollektiv-psychischen 
Auswirkungen dieser Entwicklung auf die Dauer noch verheerendere Folgen zei- 
tigen, als schon die einschneidenden, an Intensität ständig wachsenden wirtschaft- 
lichen und militärischen Erfassungs- und Kontrollmaßnahmen. 


Materielle und kollektiv-psychische Auswirkungen des Ausnahmezustandes 


Die materiellen Auswirkungen des heutigen Ausnahmezustandes liegen auf der 
Hand. Sie bestehen in einer zunehmenden Erfassung, Kontrolle und Lenkung aller 
zur Deckung des militärisch-wirtschaftlichen Bedarfs dienenden Güter und Men- 
schen (menschlichen und dinglichen Funktionsträger) nach Maßgabe der jeweiligen 
kriegerischen Erfordernisse und des tatsächlich vorhandenen menschlichen und 
natürlichen Potentials sowie seines Abnutzungs- und Verbrauchsgra- 


7 Nach den Ausführungen maßgebender amerikanischer Staatsmänner in letzter Zeit sind die jetzt anlaufenden 
militärischen und wirtschaftlichen Mobilisierungsmaßnahmen für einen Zeitraum von mindestens 10 Jahren 
geplant. — Der Minister für die Luftwaffe ThomasK. Finletter bezeichnete es vor einem Kongreßaus- 


schuß sogar als fraglich, ob die Vereinigten Staaten „überhaupt jemals wieder zu einem Zustand werden zurück- 
kehren können, den man bisher als „normal“ bezeichnete“. 
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des. Dies muß zu fortschreitenden Einschränkungen und Lenkungen auf allen 
Gebieten, besonders im zivilen Konsum, führen. 


An die Stelle des freien wirtschaftlichen Automatismus der zivilen Bedarfsdeckung — 
unter bloßer staatlicher Aufsicht — tritt immer mehr ein ausgedehntes Funktions- 
netz staatswirtschaftlicher Planungen, Kontingentierungen, Kontrollen, staat- 
licher Auflagen sowie sonstiger Einschränkungen des freien Gebrauchs und Verbrauchs an 
Wirtschaftsgütern wie auch der zivilen Inanspruchnahme von Leistungen (Funktionen) 
aller Art. Der zivile Konsum — im weitesten Sinn, als Gesamtvolumen der individuellen 
Ab- und Ausnutzung von menschlichen und dinglichen Funktionen und Funktionsträgern 
verstanden, — wird entsprechend den jeweiligen wachsenden militärischen Erfordernissen 
der Stunde bewußt beschränkt und gedrosselt, während er in der Normallage nach Art 
und Umfang unbeschränkt ist. 


Das Geld, dessen eigentliche Deckung in der laufenden Produktion, das 
heißt im jeweiligen Gesamtvolumen an zivilen Leistungen und Leistungsträgern aller 
Art begründet liegt (Dienst- und Arbeitsleistungen, Autos, Kühlschränken, Rundfunk- und 
Fernsehgeräten, Wohnhäusern, Lebens- und Genußmitteln und sonstigen Gebrauchs- und 
Verbrauchsmitteln), verliert in schleichender Weise diese Deckung dadurch, daß ein 
wesentlicher Teil der zivilen Produktion und des zivilen Konsums jetzt auf Güter und 
Leistungen des staatlich-militärischen Gebrauchs und Verbrauchs und der staatlich-militäri- 
schen Inanspruchnahme von Funktionen umgestellt wird, also auf Kriegsgeräte aller Art 
wie Flugzeuge, Kriegsschiffe, Kanonen, Bomben und alle sonstigen Dienstleistungen im 
Rahmen der Kriegswirtschaft. Alle diese Güter und Leistungen zeichnen sich durch einen 
außerordentlich hohen Abnutzungs- und Verbrauchsgrad und die damit be- 
wirkten Funktionen durch einen sehr intensiven Ablauf aus. Darüber hinaus ist es über- 
haupt der Zweck dieser staatlich-militärischen Funktionsträger, unmittelbar zum totalen 
Verbrauch, zur Vernichtung, verwendet zu werden. 


Das bedeutet, daß die eigentliche Deckung des Geldes, nämlich das jeweils vorhandene 
Potential an natürlichen und menschlichen Leistungsträgern und Leistungen, nach Maßgabe 
des jeweiligen Abnutzungs- und Verbrauchsgrades durch diesen militärwirtschaftlichen 
Schwundprozeß allmählich aufgezehrt werden muß. Das Geld verliert seine natürliche 
Deckung und damit seinen Wert. Wachsende staatliche Lohn- und Preiskontrollen sind die 
Folgen, um die Stabilisierung des noch vorhandenen zivilen Wirtschaftslebens zu gewähr- 
leisten. Dem ungeheuer anschwellenden Geldumlauf wird durch einschneidende Steuer- 
erhöhungen, neue Steuergesetze, Kreditrestriktionen und sonstige Belastungen und Beschrän- 
kungen von Kapital, Vermögen und Einkommen zu begegnen gesucht. Hierzu gehört vor 
allem die Einführung neuer Verbrauchs- und Verkehrssteuern, die dazu beiträgt,-die über- 
schüssige zivile Kaufkraft abzuschöpfen und die zivile Nachfrage nach bestimmten Wirt- 
schaftsgütern und Leistungen zu verringern. Hand in Hand damit geht eine immer stärkere 
Erfassung, Anspannung und Kontrolle des Einzelnen im Rahmen des Arbeitsprozesses, die 
staatliche Lenkung des „Einsatzes“ der Arbeitskräfte, das heißt die zweckmäßige Verwer- 
tung der menschlichen Leistungsträger, Vermehrung der Zahl der Arbeitsstunden, Einschrän- 
kung früherer Arbeitserleichterungen, stärkerer Rationalisierung, und zwar alles mit dem 
Ziel einer Vergrößerung, Intensivierung und besseren Ausnutzung des vorhandenen militär- 
wirtschaftlichen Potentials. 


Diese gewaltige Maschine von militärwirtschaftlichen Produktions-, Erfassungs- 
und Verbrauchsfunktionen aller Art, ausgerichtet auf den Krieg, auf die totale 
Vernichtung, läuft heute bereits auf vollen Touren, ehe es überhaupt zur eigent- 
lichen und unmittelbaren Auseinandersetzung mit dem Feind gekommen ist. Hierin 
liegt das Einmalige, Besondere der heutigen Situation zum Unterschied von allen 
früheren Ausnahmezuständen des gesellschaftlichen Systems.® 
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Die kollektiv-psychischen Tiefenwirkungen dieses Prozesses sind aber von noch 
größerer Tragweite: 


Der Übergang zum Ausnahmezustand bedeutet nicht weniger als die Umschal- 
tung auf einegewaltig verdichtete, hochgradige kollektiv- 
psychische Spannungslage! 

Nicht nur die militärwirtschaftliche Armatur als Ganzes tritt in einen Zustand 
äußerster Anspannung und Bereitschaft, — ausgerichtet auf die Bedürfnisse der 
laufenden Produktions- und Verbrauchsprozesse, — sondern auch die kollektiv- 
psychischen Tiefenschichten der in diesen Prozeß einbezogenen menschlichen Lei- 
stungsträger erfahren eine wachsende Verdichtung im Sinne äußerster existentiel- 
ler Bedrohung. Es entsteht eine der äußeren militärischen und wirtschaftlichen 
Bereitschaft entsprechende und ihr angepaßte Disposition permanenter 
Unsicherheit und Gefährdung, eine kollektiv-psychische Einstellung 
auf ein unbestimmtes, drohendes Unheil hin, von dem man nicht weiß, wann und 
wie es zur Auslösung kommt, aber dessen Existenz man ahnt. Diese Disposition 
beschränkt sich nicht auf die menschlichen Leistungsträger der militärwirtschaft- 
lichen Produktionsprozesse, sondern ergreift, im Wege psychischer Infektion und 
Übertragung, alle Glieder der Gesellschaft schlechthin, und zwar in verschiedenen 
Verdichtungsgraden. 


Es entspricht der psychischen Natur solcher Kollektivtendenzen, daß sie gebie- 
terisch, mit aller Intensität, auf Erfüllung und Auslösung hin drängen, und zwar 
umso machtvoller, je verdichteter sie sind und je länger sie bestehen. Es entsteht 
ein kollektives Drängen und Verlangen nach Entspannung und Entladung, nach 
Rückkehr zur gewohnten, normalen Spannungslage und im Zusammen- 
hang damit das wachsende Bestreben, dem Zustand der Anspannung, Ungewißheit 
und Unsicherheit durch Beseitigung der äußeren Bedrohung, das heißt des 
Feindes, ein Ende zu setzen. Genau so wie das aufgestaute militärische Poten- 
tial der Kriegsmittel aller Art immer stärker nach Entladung, nach seiner Verwen- 
dung hin drängt, das heißt seiner eigentlichen Bestimmung der Vernichtung 
zustrebt, genau so tendieren diese kollektiv-psychischen Spannungen auf eine 
Lösung der Spannungslage durch Beseitigung der Bedrohung, auf eine Rückkehr 
zur entspannten, zivilen Normallage. 


So zieht das wachsende Sekuritäts-, Ruhe- und Entspannungsbedürfnis der Massen 
angesichts der sich steigernden Bedrohung immer umfassendere Verteidigungsmaß- 
nahmen nach sich, und diese wirken durch ihre Existenz und ihre Eigentendenzen 
wiederum im Sinne einer weiteren Verschärfung jener kollektiven Unsicherheits- 


8 Man hat in den Vereinigten Staaten den besonderen Ernst und die Gefahr dieser Lage für die demokra- 
tische Ordnung nicht übersehen und ist bestrebt, vor allem gegen zwei mö glihe Auswirkungen 
anzukämpfen: 


l. gegen das Auf und Ab zwischen militärischer und wirtschaftlicher Mobilisierung und Demobilisierung — was 
tatsächlich einen außerordentlich großen wirtschaftlichen Verschleiß zur Folge haben würde; 

2. gegen eine allgemeine Uniformierung und Militarisierung des zivilen Lebens im Zeichen der Kriegs- und Ver- 
teidigungsbereitschaft. 


So ist man zur Bereitstellung von Mannschafts- und Produktionsreserven übergegangen, die sofort bei 


weiterer Zuspitzung der Ausnahmelage in die Voll mobilisierung überführt werden können. Außerdem wird 
eine ausreichende Mannschaftsreserve für alle Waffengattungen zur jederzeitigen Einberufung bereitstehen. Ebenso 
sind „Reservefabriken“ mit Maschinen und Fabrikationsplänen für die Produktion modernster Waffen geschaffen 
worden, die im „Bedarfsfalle“ sofort in Betrieb genommen werden können. 
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 tendenzen. Es entsteht ein unheilvoller circulus vitiosus von wachsenden Siche- 
rungsbedürfnissen einerseits und sich steigernden kollektiven Schutz- und Vertei- 
digungsmaßnahmen andererseits, der mit aller Macht zur Auslösung drängt. 

Hier in diesen psychischen Eigenprozessen liegen die entscheidenden Gefahren- 
momente für die gesamte weitere politische Entwicklung, zumal diese Abläufe ihrer 
Natur nach völlig den bewußten, planenden Aktionen der Staats- und 
Wirtschaftsführer entzogen sind, dasheißt autonomenAblaufscharakter 
haben. Je länger dieser Prozeß anhält, umso größer werden Unsicherheit und Unzu- 
friedenheit der Massen, umso intensiver die kriegerischen und bürgerkriegerischen 
Spannungen, umso nachhaltiger die staatlich-diktatorischen Kontrollen. 

So wächst hier ein günstiger Nährboden für Katastrophen aller Art, für Sabotageakte, 
Paniken, Streiks, Massenhysterien, und das umso mehr, je länger dieser Zustand der 
Unsicherheit und Spannung währt. Es entstehen kollektive Angsttendenzen, die sich immer 


wieder in panikhaften Ausbrüchen und sonstigen pathologischen Erscheinungen (Zunahme 
von Verbrechen, Selbstmorden, Kollektivkrankheiten usw.) konkret auswirken. 


* 


So wird man es verstehen, wenn die Sowjetunion heute gar nicht daran denkt, 
einen offenen Krieg gegen das atlantische System zu führen, sondern daß sie im 
Gegenteil — unter Sicherung und Weiterentwicklung des eigenen militärischen 
Potentials und unter planmäßiger Ausbeutung des von ihr beherrschten Rau- 
mes — sich vorerst darauf beschränkt und beschränken kann, die westliche Welt 
in dieser ständigen Spannungs- und Unsicherheitslage zu halten. Sie weiß, daß ein 
solcher Zustand, namentlich auch durch die damit verbundene allmähliche Senkung 
des zivilen Standards, die Unzufriedenheit der Massen verstärkt und damit die 
Voraussetzungen für Katastrophen, Erschütterungen und revolutionäre Verände- 
rungen aller Art abzugeben vermag, also Bedingungen schafft, die auf die Dauer 
die kriegerische oder bürgerkriegerische Ausweitung ihres Systems ermöglichen 
können. Deshalb ist nach der heutigen Lage der Dinge mit einem direkten krie- 
gerischen Vorgehen der Sowjetunion so bald nicht zu rechnen, wohl aber mit 
weiteren Bürgerkriegen, politischen Verwicklungen und sonstigen Störungsaktionen 
in allen Teilen der Welt auf unbestimmte Dauer. 

So wird die Welt in absehbarer Zeit nicht mehr zur Ruhe und Normallage gelan- 
gen, weil es eben eine akute Auslösung all dieser aufgestauten Spannungstendenzen 
durch einen unmittelbaren Zusammenstoß der beiden großen Funktionssysteme 
vorerst nicht geben wird. 

Die Sowjetunion kann sich andererseits eine derartige permanente Aus- 
nahme- und Spannungslage erlauben, weil diese ihre eigentliche Normal- 
lage bedeutet, und weil ihre in absoluter Staatshörigkeit lebenden Massen von 
jeher auf einen staatlich gelenkten und kontrollierten Minimalstandard 


gesetzt sind. 


HANS LOPINSKI 
Kautschuk — ein politischer Rohstoff 


Unter den Rohstoffen der Erde nimmt der Kautschuk einen besonderen Platz 
ein. Es handelt sich bei dem aus der Hevea brasiliensis gewonnenen Gummisaft um 
einen politischen Rohstoff par excellence. Dem Kautschuk kommt sowohl seiner 
Geschichte wie seiner Bestimmung nach erhebliche politische Bedeutung zu, und 
auch der Preis des Kautschuks wird stark durch politische Momente beeinflußt. 


Vom Wildkautschuk zum Kunstkautschuk 


Der Kautschuk wurde ursprünglich als Wildkautschuk im Urwald Brasiliens 
gewonnen. 1850 betrug die Förderung 1450 Tonnen, im Jahre 1900 aber 28 500 
Tonnen. Während man ursprünglich die Bäume unter Berücksichtigung ihrer Re- 
generationskraft mit dem Zapfmesser anzapfte, schlug man sie schließlich mit dem 
Beil ab, um die ganze Milch im Raubbau auf einmal gewinnen zu können. 

Um das Wildkautschuk-Monopol Brasiliens zu brechen, entführte der Engländer 
Henry Wickham im Jahre 1876 auf dem britischen Ozeanfrachter „Amazonas“ 
70 000 Hevea-Samen trotz der Ausfuhrverbote. Aus diesem Samen wurden im Bo- 
tanischen Garten von Kew bei London 2000 Hevea-Bäumchen gezüchtet und nach 
Ceylon verschifft, wo sie die Basis für die Entwicklung der Kautschuk-Kulturen in 
Ostasien bildeten. Wenn man heute von Natur-Kautschuk spricht, dann meint man 
den Plantagen-Kautschuk, der zum kleineren Teil in flüssiger Form als 
Gummimilch oder Latex, zum größeren Teil nach der Koagulation in der festen 
Form von Kautschukballen oder Sheets geliefert wird, und denkt kaum noch an 
den Wildkautschuk, der nur noch eine ganz geringfügige Rolle spielt. 

Der Naturkautschuk kommt seit geraumer Zeit zu 95 Prozent aus Ostasien, 
hauptsächlich aus Malaya und aus Indonesien, daneben auch aus Ceylon, Indochina, 
Thailand, Britisch-Borneo und Indien. Großbritannien und die Niederlande waren 
auf Grund gewisser Regelungen lange Zeit die Nutznießer der Kautschuk-Kulturen 
Asiens. Die eminente politische Bedeutung des Naturkautschuks erhellt daraus, 
daß — wie man gesagt hat — Großbritannien nach dem Ersten Weltkrieg seine 
Schulden an die USA (den größten Kautschukverarbeiter) mit Hilfe der Preis- 
erhöhung für Naturkautschuk bezahlte. 

Es ist selbstverständlich, daß sich schon frühzeitig in den großen Kautschuk- 
Verbrauchsländern Bestrebungen mit dem Ziel bemerkbar machten, sich dem 
monopolistischen Einfluß des Plantagenkautschuks zu entziehen. So wurde zum 
Beispiel von dem größten Verbrauchsland, den USA, die Wieder gewinnung 
desKautshuksausdemAltgummiinGestaltdes „Regenerats“ 
energisch in die Wege geleitet. Mit Hilfe des Regeneratseinsatzes wird noch heute 
in allen wichtigen Kautschukverbrauchsländern der Kautschuk gestreckt und der 
Preisdruck des Naturkautschuks abgemildert; man muß sich aber darüber im klaren 
sein, daß die Kautschuk-Rückgewinnung im Grunde immer von dem Natur- 
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_ kautschuk-Volumen selbst abhängig bleibt und das Problem bei aller Güte-Erhöhung 
des Regenerats schon aus Qualitätsgründen nicht auf diese Weise gelöst werden kann. 


Es wurden deshalb auch andere Wege beschritten, und zwar zunächst in 
autoritären Staaten, die darauf ausgingen, ihre Volkswirtschaft insbesondere 


den 
für 


den Fall kriegerischer Entwicklungen möglichst autark und unabhängig vom Aus- 


land zu machen. So wurde aus politischen Gründen von der Sowjetunion und 


von 


Deutschland die Erzeugung von Kunstkautschuk aufgenommen. Nach 
Ausbruch des Zweiten Weltkrieges wurde in den USA die Kunstkautschuk-Herstel- 


lung in besonders starkem Umfange betrieben, weil man sich von der stark ge- 
fährdeten Naturkautschuk-Zufuhr aus Ostasien unabhängig machen wollte. 
Die Kautschukerzeugung 
Tabelle Nr. 1] 
Weltkautschuk-Herstellung im Jahre 1950 * 
Naturkautschukgewinnung Kunstkautschukerzeugung 
Land long tons %, Land long tons 9%, 
Malaya 694 086 37,5 „ USA 476 184 64,8 
Indonesien 687 584 37.2 Kanada 58 440 8,0 
Ceylon 113 500 61 Gesamt 534 624 72,8 
Thailand 11272500 6,1 : i 
{ k 200 000 202 
Britisch-Borneo 82 115 4,4 „owjetupien zu 
; (einschl. osteurop. Staa- 
ana a ten u. Sowjetzone Deutsch- 
Indien 15 599 a 
Sonstiges Asien 12 750 0,7 r EEE OT: 
Asien gesamt 1 766 366 TREE ein 
Afrika 53 500 2,9 long tons 9%, 
Südamerika 27415 1,5 Naturkautschukgewinnung 1849608 71,5 
Ozeanien 2 327 0,1 Kunstkautschukerzeugung 734 624 28,5 
Insgesamt 1849 608 100,0  Weltkautschukherstellung 
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* Auf Grund der Erhebungen der International Rubber Study Group (außer für die Sowjetunion). 
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Allen anderen Versuchen, das Kautschuk-Monopol Südostasiens zu durchbrechen, 
z.B. dem Anbau des Guayula-Strauches in Mittelamerika, der Schaffung von Kaut- 
schuk-Kulturen in Afrika, der Anpflanzung von Kok-Sagys, einer Wurzel, aus 
welcher der Kautschuk, ähnlich wie bei einer Zuckerrübe der Rübensaft extrahiert 
werden sollte, in Osteuropa, ist nur beschränkte Bedeutung zugekommen. 


Tabelle und Schaubild Nr. 1 zeigen, daß sich die Naturkautschukge- | 


winnung noch immer in Südostasien zusammenballt. Die dortige Förderung 
kann durch politische Unruhen sehr leicht gestört werden. Auch können Schwierig- 
keiten bei der Verschiffung eine entscheidende Rolle spielen: vom Abschluß der 
Kontrakte über den Rohgummieinkauf bis zum Eintreffen am Bestimmungsort 
vergehen in der Regel vier Monate; hier hat das Problem der Vorratsbildung 
seine Wurzel. 

Die Kunstkautschuk-Erzeugung ist heute am weitesten entwickelt in 
den USA, die sich gegebenenfalls auch auf die kanadische Kunstkautschuk-Herstel- 
lung stützen können. Die Kunstkautschuk-Produktion der Sowjetunion läßt sich 
einschließlich der Erzeugung der osteuropäischen Staaten und vor allem des Wer- 
kes Schkopau in der Sowjetzone Deutschlands nur vage schätzen. Die nicht un- 
erhebliche Buna-Erzeugung Westdeutschlands in den Werken Hüls, Leverkusen 
und Ludwigshafen wurde auf Betreiben der Alliierten Mitte 1948 eingestellt und 
ist nach Aufhebung des Herstellungsverbots nur in ganz bescheidenem Umfange 
gegen Ende 1951 wieder aufgenommen worden. Für die Wiederzulassung der 


Kunstkautschukerzeugung in Deutschland war von Bedeutung, daß die USA und | 


Kanada nicht imstande waren, den Kunstkautschukbedarf Deutschlands voll zu 
decken. Insbesondere konnte nicht genug Öölbeständiger Kunstkautschuk geliefert 
werden. Es ist zu hoffen, daß durch die Wiederaufnahme der Perbunan-Produktion 
in Westdeutschland wenigstens in dieser Hinsicht eine Versorgungslücke geschlos- 
sen werden kann. 


Der Kautschukverbrauch 


Tabelle Nr. 2 
Weltkautschuk-Verbrauch im Jahre 1950 * 


Naturkautschuk Kunstkautschuk Gesamtkautschuk 
long tons %, long tons % long tons %, 
USA 720 268 42,2 538 289 69,0 1 258 557 50,3 
Sowjetunion rd. 82 500 4,8 rd. 200 000 25,6 rd. 282 500 11,5 
Großbritannien 219 668 12,8 IST 0,4 222 425 9,0 || 
Frankreich 99 886 3,8 7400 1,0 107 286 4,4 || 
Westdeutschland 78602 4,6 .332 04 8194 331 
Kanada 46 118 2,7 22577 2,9 68 695 2,8 | 
Italien 36 762 22 4.000 0,5 40 762 1,6 
Australien 34 152 2,0 En — 34152 1,4 
Niederlande 14 291 0,8 — — 14 291 0.6 
Schweden 13 928 0,8 — — 13,928 0,6 
Belgien 12 114 0,7 — — 12 114 0,5 |) 
Sonstige Länder 346 711 20,6 1 605 0,2 348 316 14,0 
Insgesamt 1705 000 100,0 780 000 100,0 2485 000 100,0 


* Auf Grund der Erhebungen der International Rubber Study Group (außer für die Sowjetunion). 
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In der Tabelle Nr.2 und dem Schaubild Nr. 2 zeigt sich, daß die USA der größte 


Kautschukverbraucher sind und daß danach — wenn man von der Sowjetunion mit 


ihrem nur schätzungsweise anzugebenden Bedarf absieht — Großbritannien, Ka- 
nada, Frankreich, Deutschland und Italien in weitem Abstand mit ihrem Anteil am 
Weltkautschukverbrauch folgen. Dabei ist es von grundlegender Bedeutung, daß 
der Weltkautschukverbrauch heute zu etwa 65 Prozent der Herstellung von 
Bereifungen und zu etwa 35 Prozent der Erzeugung von sonstigen 
Gummiwaren dient. Wie sich nach einer Schätzung der Rubber Stichting der 
Kautschukeinsatz etwa auf die Hauptartikelgebiete verteilt, ist 
aus der Tabelle Nr. 3 und dem Schaubild Nr. 3 zu ersehen. 


Tabelle Nr. 3 
Aufteilung des Weltkautschuk-Verbrauches nach Artikelgruppen* 
VERKEHRSBEDARF 


Artikelgruppe Anteil in 0/, Artikelgruppe Anteil in 0/, 
Fahrradreifen 1,5 Chirurgische Gummiwaren 1,0 
Personenwagen- und Schwamm-, Moos- und Schaum- 
Kraftradreifen 30,5 gummiwaren 3,0 
Lastwagen-, Omnibus- und en Haushalts- und Anstaltsbedarf 4,0 
Ackerschl if ’ 
S ae Spiel- und Sportbedarf 1,5 
onstige Reifen 2,0 h 
B . Gummischuhwerk 3,0 
Reifen-Reparaturmaterial 4,0 5 
5 ; Sohlen und Absätze 4,0 
Bereifungen insgesamt 65,0 : n ; wii, 
chuh d 7,0 
SONSTIGER BEDARF er 
Transportbänder und Treibriemen 2,0 Gummierte Stoffe 2,0 
Schläuche 2,0 Gummifäden 1,0 
Matten 1,5 Bekleidungsbedarf 3,0 
Kabel und Leitungen 3,9 übrige Gummiwaren 5,0 


Sonst. techn. Weichgummiartikel 4,9 
Techn. Hartgummiartikel 1,0 Sonstige Gummiwaren insges. 35,0 


Betriebsbedarf 14,5 
* Nach einer Schätzung der Rubber Stichting, Delft. 
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Diese Aufzählung lehrt, wieweit der Kautschuk in alle Bedarfsgebiete einge- 
drungen ist und wie unentbehrlich die Kautschukwaren als Zubehör in vielen In- 
dustrien geworden sind. Die Schlüsselstellung der Kautschukindustrie kommt z. B» 
darin zum Ausdruck, daß eine Maschinenanlage oder ein Fahrzeug zum Stillstand 
kommen kann, wenn auch nur ein Gummiteilchen fehlt. 


EL Reifen-Reparaturmaterial Haushalt Bekleidung 
Fahrrad -, Lastwagen-, u.Anstalten übr ige 

Personenwagen- Omnibus; Schlepper- \ Sport 

u.Kraftradräfen u.sonstige Reifen Betriebsbedarf |Schuhb 


N 


Die außerordentliche politische Bedeutung der Kautschukzufuhr wird aber erst 
recht offenbar, wenn wir berücksichtigen, daß der Kautschukeinsatz auch für die 


DeckungdesRüstungsbedarfes eine wichtige Rolle spielt. Allein hieraus 
folgt schon, daß alle wichtigen Verbrauchsländer eine bewußte Kautschuk- 
Politik treiben mußten. Die Vorratsbildung ist mehr oder weniger in allen 
Hauptverbrauchsländern in Angriff genommen worden, am wenigsten noch in der 
schwachen, nur von der Hand in den Mund lebenden deutschen Bundesrepublik. 
Während sich aber England, Frankreich und Italien für den Notfall doch mehr auf 
die Kunstkautschuklieferung aus anderen befreundeten Staaten, vor allem aus 
Kanada, verließen, haben neben der Sowjetunion die USA eine sehr starke Bevor- 
ratungspolitik betrieben, deren Maßnahmen die Weltkautschukwirtschaft auf das 
tiefste beeinflußt haben. 


Amerikas Kautschuk-Politik 


Nach siegreicher Beendigung des Zweiten Weltkrieges hatten die USA ihre eigene Kunst- 
kautschuk-Herstellung erheblich eingeschränkt. Während der Anteil des Kunstkautschuks 
am Gesamt-Kautschukverbrauch im Jahre 1945 86 Prozent betragen hatte, belief er sich 
im Jahre 1949 nur noch auf 42 Prozent. Erst als der Korea-Krieg ausgebrochen war, wur- 
den in den USA energische Abwehrmaßnahmen auf dem Kautschukgebiet ergriffen. Um für 
alle Eventualitäten gewappnet zu sein, schritt die Regierung der USA zu einer Ansamm- 
lung von Naturkautschukvorräten für Rüstungszwecke. Das Stockpiling wurde zum be- 
herrschenden Gesichtspunkt der Kautschuk-Politik. 


Im Interesse der Lagerbildung wurden der Naturkautschukeinsatz und damit auch der 
Gesamtkautschukverbrauch für den Zivilbedarf gedrosselt und gleichzeitig die Kunst- 
kautschuk-Erzeugung in den sogenannten Schattenfabriken angekurbelt, um die Gummi- 
waren nach und nach mit einem immer höheren Verschnittsatz von Kunstkautschuk gegen- 
über Naturkautschuk herstellen zu können. Die Kunstkautschuk-Erzeugung, die im Jahre 
1950 in den USA 476184 t betrug, soll im Jahre 1951 auf eine Kapazität von mehr als 
900 000 t gebracht werden. Der strategische Vorrat von Naturkautschuk wurde Ende Sep- 


tember 1951 auf 750000 t geschätzt und soll bis Mitte 1952 auf mehr als 1 000.000 t auf- 
gestockt werden. 


‚Die Kautschukindustrie wurde stark reglementiert. Es wurde nicht nur der Einkauf für 
die Bildung der strategischen Reserve, sondern der Gesamt-Einkauf von Naturkautschuk 
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für die USA-Wirtschaft vorübergehend zentralisiert. Die USA drückten mit ihrer Kautschuk- 
_ politik der Weltkautschukwirtschaft den Stempel auf, und die Kautschukverknappung zog 


auch die Verteuerung dieses Rohstoffes nach sich. 


Der Anstieg des Kautschukpreises und die Zukunft der Kautschukwirtschaft 


Der Preis für Naturkautschuk war von jeher starken Schwankungen ausgesetzt. 
Die Spekulation hat oft ihr Spiel mit ihm getrieben. Vielleicht war der Kautschuk- 
preis aber noch nie so sehr von der Politik her bestimmt wie in der Gegenwart. 


Im Frühjahr 1950 bewegte sich der Naturkautschukpreis etwa auf einer Höhe von 
DM 1,50 pro kg, und der amerikanische Kunstkautschukpreis lag mit etwa DM 2,00 pro kg 
lange Zeit darüber. Nach Ausbruch des Korea-Krieges stieg der Naturkautschukpreis schnell, 
verdreifachte und vervierfachte sich und erreichte nach dem Eintritt Chinas in den Korea- 
Krieg vorübergehend eine Höhe von DM 7,50 bis DM 8,00 pro kg. Seitdem ist er mit 
Schwankungen wieder abgesunken, hält sich gegenwärtig aber bei etwa DM 4,00 bis DM 4,50 
pro kg, während der Preis für amerikanischen Kunstkautschuk sich auf etwa DM 2,50 
pro kg beläuft. 

Der sprunghafte Anstieg und der immer noch hohe Stand des Naturkautschukpreises läßt 
sich aus der statistischen Marktlage nicht ableiten, ist doch die Weltkautschuk-Erzeugung 
(einschließlich der Sowjetunion und der Oststaaten Europas) für 1951 mit etwa 3 Millionen 
Tonnen (davon etwa 1,9 Millionen Tonnen Naturkautschuk und etwa 1,1 Millionen Tonnen 
Kunstkautschuk) und der Weltverbrauch von Natur- und Kunstkautschuk mit etwa 2,5 Mil- 
lionen Tonnen zu veranschlagen, und die Kautschuk-Weltbestände lagen (ohne strategische 
Vorräte) Ende September 1951 nicht niedriger als Ende September 1950. 

Selbstverständlich hat die Spekulation bei der Preisbildung eine bedeutsame 
Rolle gespielt. Den Urgrund für die fieberhafte Preisentwicklung bildete aber die 
politische Unruhe der Welt. Deswegen hängt die zukünftige Entwicklung des Natur- 


kautschukpreises und damit der Weltkautschukwirtschaft auch in so starkem Maße 


- von der Hohen Politik ab. Solange die Politik des Stockpiling in den USA an- 


dauert, solange die Welt in Erwartung kommender Konflikte 
ängstlich den Atem anhält, ist mit einer Entspannungin der 
Kautschukwirtschaft nicht zu rechnen. Sollte sich aber der politische 
Himmel aufklären, dann wird auch der Kautschukpreis wieder auf ein normales 
Niveau — etwa in Parallele zum Kunstkautschuk vielleicht auf DM 2,50 pro kg — 
zurückgehen, und die Naturkautschukgewinnung und die Kunstkautschukerzeugung 
werden in lauterem Wettbewerb bemüht sein, den langsam wachsenden Kautschuk- 
bedarf der Welt für friedliche Güter ausreichend zu decken. 


LUDWIG DISCHLER 


Die Internationale Zivillufifahrt-Organisation 


Beivölliger politischer Gleichberechtigung müßte Deutsc- 
land auch das Recht zum Aufbau einer Zivilluftfahrt ein- 
geräumt werden, was seinen Beitritt zur ICAO (International Civil Aviation 
Organisation) zur Folge haben müßte. 


Organisationsversuche nach dem Ersten Weltkrieg 


Vor dem Zweiten Weltkrieg bestanden für die Zivilluftfahrt eine Reihe von 
Abmachungen, die aber immer nur die Interessen einzelner Staatengruppen regel- 
ten. Am 13. Oktober 1919 wurde die Convention internationale portant r&glemen- 
tation de la navigation und 1922 die zu ihrer Durchführung gebildete Commission 
internationale de navigation aerienne (CINA) ins Leben gerufen, der 33 Staaten 
— in erster Linie europäische Staaten — angehörten. Es folgte 1926 das Madrider 
Abkommen (Convenio ibero-americano de navegaciön area = CIANA). 


Die amerikanischen Staaten schlossen am 20. Februar 1928 das Havanna-Abkommen, in 
dem in erster Linie Grundsätze zur Erreichung einer möglichst weitgehenden Freiheit des 
Luftverkehrs aufgestellt wurden. Es regelte keine technischen Fragen, wie es z.B. die 
CINA vorgesehen hatte. 

Das Havanna-Abkommen wurde durch das Transit-Abkommen von Buenos Aires (19. Juni 
1935) ergänzt, das jedoch ohne Bedeutung blieb, da es bis 1939 nur von Chile, der Domini- 
kanischen Republik und Ekuador ratifiziert wurde. 


Um die Freiheit der Luft 


Während des Zweiten Weltkrieges, am 11. September 1944, forderte die Regie- 
rung der USA 55 alliierte und neutrale Staaten zu einer Konferenz in Chicago auf. 
Am 1. November 1944 trafen sich im Stevens’ Hotel in Chicago die Vertreter von 
54 Staaten. Die Sowjetunion lehnte die Teilnahme an der Tagung ab mit der Be- 
gründung, daß zu dieser Konferenz „faschistische und kapitalistische Staaten“ wie 
Spanien und Portugal eingeladen seien. 

Dem Präsidenten Roosevelt schwebte eine Regelung vor, die der zivilen Luft- 
fahrt die absolute Freiheit des Luftraumes gewähren sollte, wodurch die Sou- 
veränität der Staaten im Luftraum aufgehoben oder zumindest 
stark beschränkt worden wäre. Der Präsident erklärte, daß mit Beendigung der 
Feindseligkeiten die internationalen Luftverkehrswege ausschließlich friedlichen 
Zwecken zu dienen hätten. Der Kampf um die Freiheit der Luft dürfe nicht zu 
einer einseitigen Beherrschung aller Luftverkehrswege durch einige Mächte führen 
und wieder einen Anlaß für neue kriegerische Auseinandersetzungen geben, wie 
es früher beim Kampf um die Freiheit der Meere gewesen sei. Dieser Grundgedanke | 
ist in der Präambel zum Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt verankert: 


„Da die Entwicklung der internationalen Zivilluftfahrt in Zukunft erheblich dazu bei- | 
tragen kann, Freundschaft und Verständnis unter den Nationen und Staaten zu schaffen 


\ 
Y 


N 
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und zu erhalten, ein Mißbrauch jedoch eine Gefahr für die allgemeine Sicherheit werden 
kann und da es wünschenswert ist, Konflikte zu vermeiden und die Zusammenarbeit zwi- 
schen den Nationen und Völkern zu fördern, von der der Frieden in der Welt abhängt, 
sind die unterzeichnenden Regierungen über gewisse Grundsätze und Abmachungen über- 
eingekommen, um der internationalen Zivilluftfahrt die Möglichkeit zu geben, sich in 
sicherer und ordnungsgemäßer Weise zu entwickeln und den internationalen Lufttransport- 
dienst unter grundsätzlich gleichen Voraussetzungen gesund und wirtschaftlich zu be- 
treiben ...“* 

Nicht so weit ging die Auffassung Großbritanniens, das die Bildung eines Or- 
ganes vorschlug, an das ein Teil der Souveränität der Staaten hinsichtlich des 
Luftraumes übertragen werden sollte. 


Beide Auffassungen stießen jedoch auf erheblichen Widerstand, so daß auf 
diesem Gebiet das Abkommen über die ICAO nur wenig von den im Pariser Ab- 
kommen enthaltenen Grundsätzen abweicht, das die Souveränität der Staaten über 
ihren Luftraum geregelt hatte, eine Regelung, die auch das Abkommen über die 
ICAO in ihrem Artikel 1 wie folgt trifft: „Jeder Staat besitzt die volle und aus- 
schließliche Souveränität im Luftraum über seinem Gebiet“. Die Verhandlungen 
zeigten, daß das Festhalten an dem Souveränitätsbegriff, gleichgültig aus welchem 
Grunde es erfolgt, das Haupthindernis für eine wirklich universelle Regelung des 
Luftfahrtproblems bildet. Aus diesem Grunde ist vieles Theorie geblieben, was ur- 
sprünglich geplant war. Das wird am eindeutigsten dadurch veranschaulicht, daß 
heute noch rund 350 bilaterale Verträge Sondervereinbarungen enthalten. 


Von der vorläufigen zur endgültigen Organisation 


Die Konferenz tagte bis zum 7. Dezember 1944. Ihre Aufgabe bestand darin, die 
Grundlage für eine internationale Regelung der zivilen Luftfahrt zu schaffen und 
durch die Bildung eines vorläufigen Organs für die Durchführung der erforder- 
lichen Maßnahmen zu gewährleisten, bis die endgültige Organisation die ihr zu- 
gedachten Aufgaben übernehmen könne. 


Die Vorläufige Internationale Zivilluftfahrt-Organisation (Provisional International Civil 
Aviation Organisation — PICAO) wurde bereits am 6. Mai 1945 gebildet, um einen Über- 
gang bis zum Inkrafttreten der ICAO zu schaffen, da letztere satzungsgemäß erst am 
dreißigsten Tag nach Eingang der 26 Ratifikationsurkunden in Kraft treten sollte. 


Die Aufgabe der PICAO bestand darin, die Voraussetzungen für die Arbeiten der ICAO 
zu schaffen und darüber hinaus Richtlinien, die Standards and Recommended Practices, zur 
Erreichung einer möglichst großen Sicherheit und Wirtschaftlichkeit im internationalen 
Luftverkehr auszuarbeiten. Für diese Zwecke wurden Sachverständigenausschüsse gebildet. 


Sitz der PICAO war Montreal.* 


* Die bisher vom Rat herausgegebenen Standards and Recommended Practices behandeln: 
. die Befähigungszeugnisse für das fliegende Personal; 

das Luftkartenmaterial; 

die Bestimmungen, die den Blindflug und den allgemeinen Verkehr regeln; 
das metrische System im Luft-Bodenverkehr; 

den Wetterdienst; 

den internationalen Linienverkehr; 

die Kennzeichen und die Eintragung der Luftfahrzeuge; 

die Bestimmungen über die Lufttüchtigkeit; 

den internationalen Transportdienst; 

den Luftverkehrsdienst; 

. den Such- und Rettungsdienst. 
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Das Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt-Organieation. trat am 
4. April 1947 in Kraft, wodurch sich automatisch der Übergang von der PICAO auf 
die ICAO vollzog. Das Abkommen wurde am 14. Dezember 1946 durch die Voll- 
versammlung der Vereinten Nationen und am 13. Mai 1947 durch die Vollver- 


sammlung der ICAO ratifiziert. 

Die Mitgliedstaaten der ICAO waren satzungsgemäß verpflichtet, unmittelbar nach dem 
Inkrafttreten des Abkommens das Pariser Luftverkehrsabkommen vom 13. Oktober 1919 
und das Havanna-Abkommen vom 20. Februar 1928 zu kündigen sowie sämtliche Verein- 
barungen, die den Bestimmungen der ICAO entgegenstanden. Neue Abkommen konnten 
nur dann geschlossen werden, wenn sie mit den Bestimmungen der ICAO zu vereinbaren 
waren. Als Sitz der ICAO wurde Montreal bestimmt. 


i 
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Der Inhalt des Abkommens 


Die ursprüngliche Absicht der USA, durch ein einziges umfassendes Abkommen 
sämtliche Probleme der internationalen Zivilluftfahrt einheitlich zu regeln und so 
mit den zahlreichen bilateralen Abkommen aufzuräumen, scheiterte, da die wirt- 
schaftlichen Interessen der auf der Konferenz vertretenen Staaten zu verschieden 
waren. Die Schwierigkeiten lagen hauptsächlich auf dem Gebiet der „Freiheiten“. 
Für möglichst weitgehende „Freiheiten“ im Linienverkehr traten die USA, die 
Niederlande und Schweden ein, die der zu bildenden Organisation in erster Linie 
konsultative Kompetenzen auf technischem Gebiet übertragen wollten, während 
die meisten europäischen Staaten gewisse Beschränkungen zum Schutze nationaler 


wirtschaftlicher Interessen forderten, da sie sich sonst durch die Konkurrenz der 
wirtschaftlich stärkeren Staaten bedroht fühlten. Andere Staaten wieder, wie z.B. 
die des Britischen Commonwealth, forderten die Bildung einer internationalen Or- 
ganisation, die allein zum Betrieb des internationalen Luftverkehrs zugelassen 
werden und mit großen Vollmachten sowohl hinsichtlich der Verkehrsvorschriften 
als auch in technischer und wirtschaftlicher Beziehung ausgestattet werden sollte. 

Die Aufgaben der ICAO bestehen darin, „sämtliche Maßnahmen zur Förderung der in- 
ternationalen zivilen Luftfahrt zu treffen, ohne in die Souveränität der Staaten einzugrei- 
fen. Die hierbei entwickelten Grundsätze sind sowohl technischer als auch wirtschaftlicher 
Art. Sie erstrecken sich auf jede Maßnahme zum Ausbau der Luftstrecken und der Flug- 
häfen sowie sämtlicher technischer Einrichtungen zur Erleichterung und zur Erhöhung der 
Flugsicherheit im internationalen Luftverkehr, zur Förderung der höchstmöglichen wirt- 
schaftlichen Rentabilität der Unternehmen, zur Vermeidung jedes unsachgemäßen Wett- 
bewerbes und jeder unterschiedlichen Behandlung der Staaten sowie zur Gewährleistung 
einer angemessenen Möglichkeit für jeden Mitgliedstaat, internationale Luftfahrtunter- 
nehmen zu betreiben“. 


Die Organisation soll innerhalb der Mitgliedstaaten die zur Durchführung ihrer 
Aufgaben erforderliche Rechtsstellung genießen. Soweit die Verfassung und die 
Gesetze der Mitgliedstaaten dem nicht entgegenstehen, ist ihr die Rechtsstellung 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts einzuräumen. Das Personal hat 
internationalen Charakter. 


Die „Freiheiten“ regeln die Frage des Überfliegens mit oder ohne Landung. Die 
Zivilluftfahrt kennt fünf „Freiheiten“, und zwar das Recht 

a) des freien Überflugs ohne Landung, 

b) zu Landungen zu nichtgewerblichen Zwecken, 
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c) Fluggäste, Ladung und Post aus dem Heimatstaat des Luftfahrzeuges in einem an- 
deren Mitgliedstaat abzusetzen, 


d) Fluggäste, Ladung und Post in einem anderen Mitgliedstaat aufzunehmen, um sie in 

den Heimatstaat des Luftfahrzeuges zu befördern, 

e) Fluggäste, Ladung und Post aufzunehmen, um sie in einem anderen Mitgliedstaat 

abzusetzen, oder aus einem anderen Mitgliedstaat kommende Fluggäste, Ladung und 
Post abzusetzen. 

Hierbei ist zu unterscheiden zwischen Flügen und Landungen zu gewerblichen 
und zu nichtgewerblichen Zwecken sowie zwischen dem internationalen planmäßi- 
gen Linienverkehr und dem sonstigen Luftverkehr. 

Das Abkommen über die ICAO regelt hinsichtlich der „Freiheiten“ nur das Recht 
zum freien Überflug ohne Landung und das Recht zur Landung für nichtgewerb- 
liche Zwecke, und zwar nur soweit es sich nicht um einen internationalen plan- 
mäßigen Linienverkehr handelt. Sobald der Überflug oder die Landung zu gewerb- 
lichen Zwecken erfolgt, kann jeder Staat die ihm wünschenswert erscheinenden 
Vorschriften erlassen. 

Um aber den Wünschen der Mitgliedstaaten in jeder Beziehung entgegenzukom- 
men, mußten noch das Transitabkommen und das Transportabkommen geschlossen 
werden. Der Beitritt zu diesen Zusatzabkommen steht jedem Mitgliedstaat offen. 


Zusatzabkommen 


Das Transitabkommen bezieht sich nur auf den Linienverkehr. Es gewährt den 
Luftfahrzeugen zwei „Freiheiten“: das Recht zum Überfliegen fremden Staatsgebietes und 
das Recht zu nichtkommerziellen Landungen, d.h. zu Landungen, die sich nicht auf die Über- 
nahme und auch nicht auf das Absetzen von Fluggästen, Ladung und Post beziehen. Den 
Linienluftfahrzeugen können die Flugstrecken und die Landungsflughäfen vorgeschrieben 
werden. Falls das Fassungsvermögen der Luftfahrzeuge es gestattet, können sie zur Über- 
nahme von Fluggästen, Ladung und Post verpflichtet werden. 

Die durch das Transitabkommen gewährten „Freiheiten“ entsprechen im großen und 
ganzen denjenigen, die im Abkommen über die ICAO festgesetzt sind, jedoch mit dem 
Unterschied, daß sich das Transitabkommen auf den Linienverkehr bezieht, während die 
ICAO den Linienverkehr ausschließt. 

Das Transportabkommen gibt nicht nur das Recht des Transitverkehrs und 
der Landung zu nichtkommerziellen Zwecken, sondern auch das Recht, Fluggäste, Ladung 
und Post aus dem Heimatstaat des Luftfahrzeuges in einem Mitgliedstaat abzusetzen oder 
aufzunehmen und sie in den Heimatstaat des Luftfahrzeuges oder in einen dritten Staat 
zu befördern. Der überflogene Staat hat aber das Recht, die Flugstrecke und den Flug- 
hafen zu bestimmen und entsprechende Gebühren zu erheben. Das Transportabkommen 
räumt seinen Mitgliedstaaten sämtliche fünf „Freiheiten“ ein. 

Die ICAO teilt die Luftfahrzeuge in drei Kategorien ein: 

1. die staatlichen Luftfahrzeuge, das sind die Wehrmachts-, Polizei- und Zollfahrzeuge. 
Sie dürfen das Gebiet eines anderen Staates nur mit einer vorher erteilten Sonder- 
genehmigung überfliegen; 

2. die Zivilluftfahrzeuge, die nicht im planmäßigen Flugdienst stehen, d.h. solche, die 
nicht zum öffentlichen Transport von Passagieren, Ladung und Post dienen. Diese 
Luftfahrzeuge haben das Recht, ohne vorherige Ermächtigung zu nichtkommerziellen 
Zwecken im Gebiet eines Mitgliedstaates zu landen oder es zu überfliegen. Falls diese 
Luftfahrzeuge aber Passagiere, Ladung und Post zu gewerblichen Zwecken befördern, 
so können von den angeflogenen oder überflogenen Staaten die hierzu erforderlich 
erachteten Regelungen erlassen werden; 
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3, die im internationalen Linienverkehr stehenden Zivilluftfahrzeuge. Insbesondere die- 
ser Kategorie, für die die Vereinigten Staaten eine möglichst einheitliche und univer- 
selle Regelung erreichen wollten, galten die Widerstände der europäischen Staaten, 
die in dem amerikanischen Verhalten eine Bedrohung ihrer wirtschaftlichen Existenz 
erblickten, da zahlreiche Linien, insbesondere die europäischen, nicht in der Lage waren, 
den Kampf gegen die amerikanische Konkurrenz aufzunehmen. Aus diesem, Grunde 
wurde im Abkommen bestimmt, daß der planmäßige Fluglinienverkehr über dem Ge- 
biet oder in das Gebiet eines der Mitgliedstaaten nur mit besonderer Genehmigung 
betrieben werden darf. 

Das Abkommen gewährt ferner den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, Gebiete aus militä- 
rischen Gründen oder aus Gründen der öffentlichen Sicherheit zu Luftsperrgebieten zu 
erklären. In politisch gespannten Zeiten können die Mitgliedstaaten jeden Flugverkehr in 
ihr Gebiet oder über ihm einschränken oder verbieten. 


Organisation und Mitgliedschaft 


Die Vollversammlung der ICAO, die etwa mit einer gesetzgebenden 
Körperschaft zu vergleichen ist, setzt sich aus je einem Vertreter der 58 Mitglied- 
staaten zusammen. Jeder Mitgliedstaat ist mit einer Stimme in der Vollver- 
sammlung vertreten. 


Hinsichtlich des Erwerbs der Mitgliedschaft erinnert das Abkommen von Chicago an 
das Pariser Abkommen in seiner ursprünglichen Fassung. Damals wurde die Mitglied- 
schaft zunächst allein den Siegerstaaten des Ersten Weltkrieges vorbehalten. Nach den 
Bestimmungen des Abkommens über die ICAO wird für den Beitritt zur ICAO ein 
Unterschied gemacht zwischen den Mitgliedern der Vereinten Nationen und den mit 
ihnen verbündeten Staaten sowie denjenigen Staaten, die während des Zweiten Welt- 
krieges neutral geblieben sind, und andererseits den Achsenmächten. Der Beitritt erfolgt 
bei den erstgenannten Staaten durch Anzeige an die Regierung der Vereinigten Staaten, 
während die Staaten der Achsenmächte nur unter erschwerten Bedingungen aufgenom- 
men werden können. Für sie ist neben der Einwilligung der Vereinten Nationen auch 
die Zustimmung von vier Fünftel der Vollversammlung und außerdem die Zustimmung 
jedes Staates erforderlich, der im Zweiten Weltkrieg von dem um Aufnahme nac- 
suchenden Staat „überfallen“ worden ist. Italien ist seit 1947, Österreich und Finnland 
sind seit 1948 Mitglieder der ICAO. Italien ist seit 1950 sogar im Rat vertreten. 


Eine wichtige Änderung des Abkommens wurde 1947 gelegentlich der ersten Tagung 
der Vollversammlung vorgebracht. Sie sollte der ICAO die Möglichkeit geben, Staaten 
von der Mitgliedschaft auszuschließen, im Falle daß die Vollversammlung der Vereinten 
Nationen der Regierung eines Staates die Fähigkeit aberkennt, Mitglied einer von den 
Vereinten Nationen gegründeten oder anerkannten internationalen Organisation zu sein. 
Dieser Vorschlag war seinerzeit von seiten der Vereinten Nationen der ICAO nahegelegt 
worden, um Spanien aus der ICAO auszuschließen. Spanien war 1944 ordnungsgemäß zur 
Konferenz von Chicago eingeladen und Mitglied der ICAO geworden. Der Vorschlag wurde 
bei zwei Enthaltungen (Argentinien und Südafrikanische Union) mit 27 Stimmen gegen 3 
(Irland, Portugal und die Schweiz) angenommen. Die Vertreter dieser Staaten begründeten 
ihre ablehnende Haltung damit, daß die ICAO eine Organisation sei, die ausschließlich zur 
Wahrung der Belange der Luftfahrt gebildet worden sei und daß ein Versuch, Politik in 
diese Organisation hineinzutragen, bedauerlich sei. 


Die Satzungsänderung bedurfte jedoch der Ratifikation durch zwei Drittel der Mitglied- 
staaten. Sie ist bisher nicht erfolgt. Spanien blieb Mitglied der ICAO. 


Der Rat ist das ständige Exekutivorgan der ICAO. Er besteht aus 21 Vertretern 
der Mitgliedstaaten, die für die Dauer von drei Jahren gewählt werden. 
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Bei der Wahl der Ratsmitglieder sind nach der Satzung in erster Linie diejenigen 
Mitgliedstaaten zu berücksichtigen, die am Lufttransportdienst besonders beteiligt 
sind, ferner die, die die größten Beiträge zur Unterhaltung der für die Erleichte- 
rung des internationalen Luftverkehrs dienenden Einrichtungen leisten, und schließ- 
lich diejenigen Staaten, die die größten geographischen Gebiete repräsentieren. 


Gegen die Entscheidungen des Rats können die Mitgliedstaaten bei einem ad hoc 
gebildeten Schiedsgericht oder beim Internationalen Gerichtshof in Den Haag Ein- 
spruch erheben. Es wäre wünschenswert, für die Bearbeitung solcher Fälle einen 
Internationalen Luftgerichtshof einzurichten, der als letzte Instanz 
entscheidet, ein Gedanke, der bereits 1930 anläßlich der Luftverkehrskonferenz in 
Den Haag vorgebracht worden war. 


Erleichterung des Luftverkehrs 


Wenn auch die Mitgliedstaaten auf Grund des Abkommens verpflichtet sind, alle 
zur Sicherheit und zur Erleichterung des Luftverkehrs erforderlichen Vorkehrun- 
gen zu treffen, so ergeben sich doch zahlreiche Fälle, in denen sie nicht über die 
erforderlichen Mittel zur Durchführung dieser Aufgaben verfügen. Der Rat kann 
in solchen Fällen die für dringend erforderlich gehaltenen Einrichtungen finan- 
zieren. Das gleiche gilt für den Ausbau von Einrichtungen zur Erleichterung der 
Luftfahrt in Gebieten, die nur wenig bevölkert sind oder nicht der Souveränität 
eines Staates unterworfen sind. Von besonderer Wichtigkeit war der Ausbau eines 
Wetter- und Nachrichtendienstes in Island, auf Grönland und den Faröern, sowie 
die Einrichtung von Wetter- und Peilstationen im Nordatlantischen Raum. 


Der Nachrichten- und Wetterdienst in Island ist bereits während des Krieges eingerichtet 
worden. Die Anlagen in Vik wurden im April 1947 auf Grund eines Finanzierungsabkom- 
mens zwischen Island und weiteren fünf Staaten wieder in Betrieb genommen. Zu dieser 
LORAN-Anlage (long range radio navigation aid) kamen 1948 weitere Stationen hinzu, um 
die Sicherheit der Nordatlantikflüge zu gewährleisten. Die Kosten für den Unterhalt und 
den Betrieb dieser Anlage belaufen sich auf rund 600000 Dollar jährlich. Sie werden 
anteilig getragen von Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Kanada, den Nie- 
derlanden, Schweden und den Vereinigten Staaten. Diese Staaten haben 1949 auch die 
Finanzierung des Nachrichten- und Wetterdienstes auf Grönland und den Faröern über- 


nommen. Die Kosten belaufen sich auf rund 500 000 Dollar jährlich. 


Zur Gewährleistung der höchstmöglichen Sicherheit für den Nordatlantischen Flugdienst 
wurde auf der Londoner Konferenz von 1946 von einer Gruppe von zehn Staaten beschlös- 
sen, dreizehn Wetterstationen im Nordatlantik einzurichten. Diese Vereinbarung wurde 
1949 dahingehend modifiziert, daß ein ständiger Dienst von zehn Schiffen organisiert; wunde, 
der für diesen Raum nicht nur die Versorgung der Luftfahrzeuge mit den Wetternagh- 
richten übernommen hat, sondern auch als Richtungspunkt für diese dienen sollte, Falls 
erforderlich, werden außerdem diese Schiffe für den Such- und Rettungsdienst eingesetzt. 
Um die Versorgung und Ablösung sicherzustellen, sind insgesamt fünfundzwanzig Schiffe 
erforderlich, die sich wie folgt auf nachstehende Staaten verteilen: Vereinigte Staaten’ 14, 
Großbritannien 4, Frankreich 2, Norwegen 2, Niederlande 2, Kanada l. Belgien‘) Däneniärk, 
Irland, Portugal und Schweden sind mit finanziellen Beiträgen an dieses: a 
beteiligt. b YinA sid 

Diese Stationen haben sich bisher in jeder Hinsicht bewährt. Sie halabe außerdem ah: 
reichen Menschen, die sich in Luft- oder Seenot befanden, das Leben gerettet.’ na 
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Luftrecht 


Der Rechtsausschuß ist der Rechtsnachfolger des Comite international 
technique d’experts juridiques aeriens (CITEJA), das 1925 anläßlich der ersten 
internationalen Konferenz über Luftrecht in Paris gebildet worden war. Es setzte 
sich aus den bekannten sachverständigen Luftrechtlern zusammen. Der Aufgaben- 
bereich des Rechtsausschusses der ICAO geht jedoch weiter als der des CITEJA. 
Dieses befaßte sich im allgemeinen nur damit, einen Code über internationales 
Luftrecht auszuarbeiten und die internationalen Abkommenstexte zu entwerfen. 
Die wichtigsten Abkommen waren das Warschauer Abkommen von 1929, das sich 
mit Fragen des Lufttransportes befaßte, das Abkommen von Rom aus dem Jahre 1933, 
das Schadensfälle gegenüber Dritten regelte, die an der Erdoberfläche entstanden 
waren,und das Brüsseler Abkommen von 1938 über den Such- und Rettungsdienst. 


Bereits bei der ersten Tagung der Vollversammlung der ICAO wurde am 23. Mai 
1947 der Rechtsausschuß ins Leben gerufen. Das CITEJA beschloß bei einer eben- 
falls im Mai 1947 stattgefundenen Tagung, sich aufzulösen. 

Die Aufgaben des Rechtsausschusses der ICAO sind: Ausarbeitung von Abkommensent- 
würfen über internationales Luftrecht, Ausarbeitung von Gutachten, Auslegung der Be- 
stimmungen der Abkommen über die ICAO, Zusammenarbeit mit sämtlichen internatio- 
nalen Organisationen zur Vereinheitlichung und Kodifikation des internationalen Luftrechts. 
Jeder Mitgliedstaat kann ein oder mehrere Sachverständige zu den Tagungen des Rechts- 
ausschusses entsenden, die stimmberechtigt sind. Gelegentlich seiner ersten Tagung in 
Brüssel vom 10. bis 25. September 1947 legte der Rechtsausschuß einen Entwurf eines 
„Abkommens über die internationale Anerkennung von Rechten an Luftfahrzeugen“ 
(Convention on the International Recognition of Rights in Aircraft) vor. Dieser Entwurf 
wurde gelegentlich der zweiten Tagung der Vollversammlung in Genf im Juni 1948 ange- 
nommen. Dieses Abkommen, Genfer Abkommen genannt, räumt u.a. weitgehende Sicher- 
heiten für die Geldgeber bei der Finanzierung von Unternehmungen ein und erleichtert 
somit die Beteiligung Dritter an Luftfahrtbetrieben. Der Schutz der Rechte Dritter wird 
in sämtlichen Mitgliedstaaten nach diesem Abkommen gewährt. Es befaßt sich auch mit 
der Regelung dinglicher Rechte an Luftfahrzeugen und Zubehörteilen. Auch Nichtmitglied- 
staaten der ICAO können dem Genfer Abkommen beitreten. 


Bildung von Regionen 


Eine Maßnahme von wirklich internationaler Bedeutung war die Einrichtung der 
sogenannten regionalen Organisation. Die ICAO hatte erkannt, daß zur 
Regelung der Erfordernisse der Luftfahrt, eines Transport- und Verkehrsmittels 
von noch nie dagewesener Leistungsfähigkeit, Geschwindigkeit und Wendigkeit, 
von den althergebrachten Grenzziehungen abgewichen werden mußte. Sie teilte 
daher den Erfordernissen entsprechend die Welt in zehn Regionen ein. 

Ursprünglich waren von der PICAO für jede Region eine Regionaldienststelle 
vorgesehen. Die ICAO hat diese auf fünf zusammengezogen. Sie sind: Paris für 
Europa und das Mittelmeer, Lima für Südamerika, Kairo für den Nahen und 
Mittleren Osten,Melbourne für Ostasien und den Pazifik, Montrealfür Nord- 
amerika. Letztere ist gleichzeitig Leitstelle, da sie sich am Sitz der ICAO befindet. 

Die Aufgabe der Regionaldienststellen besteht in erster Linie darin, durch Besprechungen 


und Gedankenaustausch technische Fragen zu lösen z.B. hinsichtlich der Bodenorganisation, 
des Nachrichten- und Wetterdienstes, der Flugsicherheit, des Kartenmaterials usw., um die 
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1 Nordatlantik 4 Südostasien 8 Afrika -Indischer Ozean 
2 Europa-Mittelmeer 5 Karibischer Rum 9 Südpazifik 
3 Naheru.mittler Osten 6 Südamerika 10 Nordpazifik 
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auf diesem Gebiet entstandenen Probleme möglichst einheitlich für alle Beteiligten zu 
regeln. Insbesondere für das Nachrichtenwesen ist es von Bedeutung, einheitliches Material 
und einheitliche Verfahren zu verwenden. 


Finanzen 


Zur Finanzierung der Gesamtaufgaben der ICAO werden sämt- 
liche Mitgliedstaaten herangezogen. Die Beiträge werden anteilmäßig errechnet. Sie 
richten sich nach dem Nationaleinkommen der verschiedenen Mitgliedstaaten. 

Es entfallen auf die Vereinigten Staaten 57 Anteile, auf Großbritannien 30, auf Frank- 
reich und Kanada je 15, auf Argentinien 12, auf China 11, auf Australien, Brasilien und 
die Niederlande je 10, auf Indien 9, Belgien, Italien, Schweden, die Schweiz und die Türkei 
je 8, auf Mexiko und die Südafrikanische Union je 6, auf Ägypten, Polen und Portugal 
je 5, auf Chile, Dänemark, Irland und Kuba je 4, Griechenland, Kolumbien, Neu-See- 
land, Norwegen, Pakistan, Peru, die Tschechoslowakei und Venezuela je 3, Abessinien, 
Salvador, Finnland, Guatemala, Island, Jordanien, Nikaragua und Paraguay jel, auf die 
Dominikanische Republik, Haiti, Liberia, Luxemburg und Österreich je !/2. Das Budget für 
1951 beträgt drei Millionen Dollar. Die Staaten tragen die Kosten für ihre Vertretung in 
der Vollversammlung, im Rat, in den Ausschüssen usw. selbst. 

So ist noch während des Zweiten Weltkrieges auf universeller Basis eine Orga- 
nisation entstanden mit dem Bestreben, die Zivilluftfahrt soweit wie möglich zu 
internationalisieren, ein Ziel, das aber in der allernächsten Zukunft wohl noch 
nicht erreicht werden wird. Trotz des europäischen und des One-World-Gedankens 
haben sich die Staaten immer mehr nach außen abgeschlossen, anstatt die Frei- 
zügigkeit auf allen Gebieten anzustreben. Die ICAO hat sich die Erkämpfung der 
Freiheit des Luftraumes zum Ziel gesetzt und zweifellos ist schon manches in dieser 
Hinsicht erreicht worden. Die Luftfahrt ist noch erheblich mehr als die Schiffahrt 


gezwungen, in weiten Räumen zu denken, und daher zur Mitarbeit an der Lösung 


einer solchen Aufgabe besonders geeignet. 


RUDOLF NADOLNY 


Das Recht der kleinen Staaten 


Aufsaugungstheorie und Selbstbestimmungstheorie 


Es ist eine seit langem bestehende Theorie von Historikern und Staatsmännern, 
daß mit der Zeit die Großmächte sich immer mehr auf Kosten der kleinen Staaten 
ausdehnen und diese ganz zum Verschwinden bringen werden. Sie wird begründet 
mit der angeblich natürlichen und unvermeidlihen Tendenz der Groß- 
mächte, ihre Machtsphäre zu erweitern, und neuerdings vor allem 
mit der aus der rapiden Entwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen hergelei- 
teten Zwangsläufigkeit der Bildung großer, möglichst autarker Wirtschaftsräume. 
Ihr gegenüber steht die Theorie der Nationalismus, die jeder Nation 
oder Nationalität, ob groß oder klein, das Recht auf einen eigenen Staat zubilligt 
und die Existenz von großen und kleinen Staaten nebeneinander als natürlich und 
dem Gesamtwohl dienlich ansieht. 


Mit dem Beginn des Ersten Weltkrieges ist die Großmachtstheorie weit zurück- 
getreten. Nach der Verletzung der belgischen Neutralität und besonders unter dem 
Einfluß des Strebens der westslawischen Nationalitäten nach Selbständigkeit ge- 
wann der Grundsatz der Existenzberechtigung auch kleiner Staaten stark die 
Oberhand. Die Ententemächte schrieben den Schutz der „kleinen Völker“ sogar 
als Hauptziel ihres Kampfes auf ihre Fahne, und die Friedensverträge leisteten, 
indem sie die Neubildung und den Ausbau einer ganzen Reihe von mittleren und 
kleinen Staaten veranlaßten, dem nationalen Streben dieser Völker weitgehend 
Genüge. 

Dieser Standpunkt hat sich nach der offiziellen Politik und den Verlautbarungen der 
Regierungen bis heute nicht wesentlich geändert. Bei der UNO können die kleinen 
Staaten ihre Stimme genau so zur Geltung bringen wie die großen. Es wird ihnen das- 
selbe Recht auf Bestand und Sicherheit zugebilligt wie jenen. Und ihre Existenzberech- 
tigung selbst steht außer jedem Zweifel. Als Adolf Hitler gegen Österreich, gegen die 
Tschechoslowakei und gegen Litauen vorging, geriet die Weltöffentlichkeit alsbald in Wal- 
lung. England bot einer Reihe von kleinen Staaten eine Garantie ihres Bestandes an und 
schloß auch mit einigen von ihnen entsprechende Verträge. Und als Hitler trotzdem die 


Korrektur des Polnischen Korridors in Angriff nahm, trat es, wie einst zum Schutze Bel- 
giens, so jetzt zum Schutze Polens ins Feld. 


Trotzdem lassen heute auch vielerlei Maßnahmen und Äußerungen stark ver- 
muten, daß das Schicksal mancher kleinen Staaten und überhaupt das Prinzip 
der Existenzberechtigung der Kleinen doch nicht so sicher ist, 
wie es nach den offiziellen Verlautbarungen den Anschein hat. Stalin hat bisher 
offizielle Erklärungen über diese Frage nicht abgegeben. Aber nach dem bisherigen 
Verhalten der Sowjetunion gegenüber den in ihrem Machtbereich befindlichen oder 
durch die Kriegsereignisse dahin geratenen Nationalitäten und kleinen Staaten 
scheint es, daß er nicht für einen gesonderten Bestand von kleinen staatlichen Ein- 
heiten ist. Und die Zusammenschließung von Westeuropa gegen die Sowjetunion 
bedeutet ebenfalls, daß das Gewicht der kleinen Staaten erheblich vermindert wird. 


ee 
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Wenn diese Entwicklung weitergeht, so würde das für die kleinen Staaten eine 
schwere Einbuße bedeuten. Es würde allgemein besagen, daß das Prinzip der 
Existenzberechtigung auch kleiner Staaten und damit auch das Selbstbestimmungs- 
recht der kleinen Völker, das im Begriff war, sich zu einem anerkannten Grund- 
satz der internationalen Politik zu gestalten, entweder wieder ganz aufgegeben 
oder wenigstens stark bedroht ist. 


Vom Naturrecht des Stärkeren zum Selbstbestimmungsrecht der Völker 


Es ist ein Gesetz der Natur, daß der Stärkere den Schwächeren seiner Gewalt 
unterwirft. Auch der Mensch und die Gemeinschaften der Menschen sind an sich 
diesem Naturgesetz unterworfen. Beide sind einst unter seiner Herrschaft in die 
Geschichte eingetreten. Aber aus dem Zusammenleben der Menschen in der Ge- 
meinschaft entwickelte sich der Staat. Und er legte durch seine gesetzliche Ord- 
nung dem Naiurgesetz Schranken auf und zwang und gewöhnte den Menschen, ihm 
weitgehend zu entsagen. Auch die Gemeinwesen gewöhnten sich mit der Zeit daran, 
schwächere neben sich zu dulden, ohne sie ihrer Gewalt zu unterwerfen. 

Bei den Völkern und Staaten in ihren Beziehungen zueinander ging die Entwicklung zu 
diesem Standpunkt allerdings unendlich viel langsamer vor sich als bei den einzelnen Men- 
schen. Noch im sechzehnten Jahrhundert galt die Machterweiterung eines Staates, die 
natürlich auf Kosten der schwächeren Nachbarn vor sich ging, als eine unvermeidliche, ja 
sogar pflichtgemäße Selbstverständlichkeit, und die Vergewaltigung schwächerer Staaten 
war nichts Außergewöhnliches und Unmoralisches. Auch der Versuch der Errichtung einer 
Rechtsordnung zwischen den Staaten, die Einführung des Völkerrechts im Westfälischen 
Frieden, ergab noch keine wesentliche Änderung. 

Erst mit dem Ende des achtzehnten Jahrhunderts, als die nationale Gemeinschaft, also 
die Nation oder Nationalität, im internationalen Leben eine Rolle zu spielen und zu einem 
Faktor der Staatenbildung zu werden begann, erhielt das Naturgesetz vom Recht des Stär- 
keren auch international einen entscheidenden Stoß. Es war die Lehre Gottfried Herders, 
die, auf Grund des Studiums der Entwicklungsgesetze der Menschheit zur Erkenntnis der 
Nation als natürliche Grundlage der staatlichen Gemeinschaft gelangt, die Staatenbildung 
auf dieser Grundlage als das zu erstrebende Humanitätsideal fundierte. Und es war die 
Französische Revolution, die zu derselben Zeit aus der Verkündung der All- 
gemeinen Menschenrechte zu der Folgerung eines Rechtes auf nationale Entwicklung kam 
und von diesem Gesichtspunkt aus ebenfalls die Forderung eines Schutzes der Nation und 
einer nationalen Staatsbildung ohne Rücksicht auf Größe und Stärke der betreffenden 
Gemeinschaft aufstellte. Der Nationalismus, bis dahin nur hier und da als ein Faktor der 
Innenpolitik in Staaten mit national gemischter Bevölkerung von Bedeutung, wurde damit 
auch international ein wichtiges politisches Axiom. 

Seinen eigentlichen Aufschwung aber erbrachte erst die Überwindung der napoleonischen 
Ära durch die nationalen Kräfte der gegen den Korsen aufgetretenen Völker und der 
weitere Verlauf des neunzehnten Jahrhunderts. Allenthalben in Europa wurde damals das 
Gefühl nationaler Zusammengehörigkeit und das Streben nach nationaler Selbständigkeit 
lebendig. Überall, wo eine Nation in staatlicher Zersplitterung lebte, drängten die ver- 
schiedenstaatlichen Teile zur Vereinigung in einem Nationalstaat. Und überall, wo in einem 
Staat eine national gemischte Bevölkerung bestand, gingen die nationalen Gruppen, die 
bis dahin höchstens auf die Wahrung ihrer Eigenart innerhalb des Staates bedacht gewesen 
waren, nunmehr dem Ziel der staatlichen Emanzipation und Eigenstaatlichkeit nach. 

Das Schlagwort vom Selbstbestimmungsrecht der Völker wurde zu einer allge- 
meinen, überaus kräftigen Losung. Es entwickelte sich zu einem internationalen 


Rechtsbegriff und zu einem Grundsatz der Völkermoral. Und es galt nicht nur für 
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die großen, sondern auch für die kleinen Völker. Das Naturgesetz vom Recht des 
Stärkeren gegenüber dem Schwächeren, jetzt mit dem Namen Imperialismus belegt, 
geriet im Verkehr zwischen den Völkern in den Verruf des Atavismus, des Un- 
rechts und der Unmoral. Kaum daß es noch als Ausübung einer kulturellen Mission 
gegenüber Kolonialvölkern seine Berechtigung behielt. Damit wurde auch dem 
früheren, als natürlich und unvermeidlich empfundenen Streben der großen Staa- 
ten nach einer Machterweiterung auf Kosten der kleinen eine moralische Schranke 
gesetzt. Das nationale Selbstbestimmungsrecht und die daraus folgende Existenz- 
berechtigung auch kleiner Staaten traten ihm als zeitgemäßere Moralbegriffe 
gegenüber und erwiesen sich als stärker. Sie festigten sich im Laufe der Jahrhun- 
derts immer mehr, wurden in zunehmendem Maße zu einem Grundbegriff der 
internationalen Anschauung und erhielten schließlich im Ersten Weltkrieg und 
seinen Friedensschlüssen auch eine weitgehende praktische Anwendung. 


Ende des Nationalismus? 


Die Anwendung war, darüber ist man sich heute wohl einig, sogar zu weitgehend. 
Und so fragt es sich, ob nicht gerade diese Übertreibung den Anlaß dazu geboten 
hat, daß sich jetzt im Hintergrunde der offiziell verlautbarten Politik reaktionäre 
An- und Absichten der maßgebenden Großmächte gegen den Schutz .der kleinen 
Völker geltend machen. Zweifellos sind bei ihrer neuerdings zutage getretenen 
Einstellung gegen die Existenz der kleinen Staaten auch andere 
Motive im Spiel, rein imperialistische Velleitäten, militärpolitische Zielsetzungen, 
wirtschaftliche Tendenzen und möglicherweise auch soziale und ideelle Gesichts- 
punkte. Die Annahme jedoch, daß die unheilvollen Folgen der Pariser Regelungen 
von 1919, denen vor allem wir die erneute Weltkatastrophe verdanken, auch hier- 
bei mitsprechen, ist sicherlich zutreffend. 


Aber würde eine auf Beseitigung der kleinen Staaten abzielende Politik nicht 
wieder eine Maßlosigkeit, eine Übertreibung nach der anderen Seite sein? Und 
würde sie nicht überdies einen Rückschritt in der politischen und auch in der all- 
gemein-menschlichen Entwicklung bedeuten? Oder bedeutet die Wandlung in der 
Anschauung etwa doch wieder einen Fortschritt, ist das Zeitalter des Nationalismus 
tatsächlich eine überwundene Periode, die These vom Selbstbestimmungsrecht und 
Schutz der kleinen Völker nicht mehr den heutigen Erfordernissen entsprechend 


und nur noch die Existenz großer, die kleinen Völker einschließender Macht- 
staaten am Platz? \ 


Der Imperialismus, also die Theorie der Ausbreitung der großen Staaten auf 
Kosten der kleineren, ist die ältere, sozusagen die ursprüngliche Erscheinung im Völker- 
leben. Er ist inzwischen durch den Nationalismus als ungerecht und unmoralisch gestempelt 
worden. Das hätte, sollte er sich aus Zweckmäßigkeitsgründen doch wieder als zeitgemäß 
durchsetzen, keine wesentliche Bedeutung. Denn die Anschauungen über das, was in der 
Politik moralisch oder unmoralisch ist, sind wandelbar. Zweckmäßigkeit und Gewohnheit 
können die Auffassung darüber bis ins Gegenteil ändern. Ist aber die Bildung nur großer 
Staaten tatsächlich so zweckmäßig, daß sie gegenüber dem Nationalismus standhalten kann? 
— Daß sie in mancher Hinsicht, insbesondere in politischer und wirtschaftlicher, Vorteile 
bietet, dürfte außer Frage stehen. Politisch werden durch das Vorhandensein nur weniger 
großer und sich womöglich im Gleichgewicht haltender Staaten die Reibungsmöglichkeiten 
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und damit die Anlässe zu Störungen des Friedens sicherlich in mancher Hinsicht verrin- 
gert. Sind nicht die beiden Weltkriege um der Interessen kleinerer Staaten willen ausge- 
brochen? Wirtschaftlich aber liegen die Vorteile ganz besonders auf der Hand. In 
verkehrspolitischer, zoll- und handelspolitischer sowie währungspolitischer Hinsicht z.B. 
kann durch eine Zusammenfassung mehrerer Staaten eine erhebliche Vereinfachung ein- 
treten. Auch in der Produktion und in der Technik ist eine mit den reichlicheren Mitteln 
eines Großstaates ausgestattete Wirtschaft sicherlich in der Lage, in mancher Hinsicht 
Größeres zu schaffen als die eines kleinen Gemeinwesens. Und schließlich sind die Vorteile 
einheitlicher großer Rechtsgebiete ebenfalls nicht von der Hand zu weisen. So erweist sich 
der Bestand nur weniger großer Staaten tatsächlich in mehrfacher Beziehung als vorteilhaft. 


Bedeutung der nationalen Idee 


Aber gegenüber diesen Vorteilen einer Zusammenfassung mehrerer Nationen in 
großen Staaten sprechen so viele Momente faktischer, ethischer und praktischer Art 
für die nationalstaatliche Gliederung und die daraus folgende Mannigfaltigkeit der 
Staaten, daß die Theorie des Nationalismus der des Imperialismus doch 
weitaus überlegen ist und wohl auch noch lange überlegen bleiben wird. 

Vor allem ist es als eine unumstößliche Tatsache anzusehen und damit zu rech- 
nen, daß der Trieb nach nationaler Freiheit und Eigenstaatlichkeit, besonders bei 
den Nationen, die bereits selbständig gewesen sind, zu einem so starken und 
lebenswichtigen politischen Agens geworden ist, daß er sich heute und wahrschein- 
lich auch noch auf lange hinaus einer Aufsaugung der kleinen Völker durch die 
Großmächte aufs stärkste widersetzen wird. Mag auch dieser oder jener Großmacht 
das Aufgehen der kleinen Völker in wenigen großen Staaten als vorteilhafter 
erscheinen, weitaus die Mehrzahl der Nationen und Nationalitäten wird diese 
Ansicht zweifellos nicht teilen. 

Wenn in früheren Zeiten verschiedene Nationalitäten sich willig in einem Staat ver- 
einigten und nicht an eine nationale Emanzipation dachten, so waren es die Selbstverständ- 
lichkeiten eines alle Völker umfassenden Universalreiches und später einer alle Untertanen 
ohne Unterschied der Nationalität beherrschenden Fürstengewalt, die den Gedanken einer 
eigenen nationalen Staatlichkeit nicht aufkommen ließen. Sobald aber diese Selbstverständ- 
lichkeiten aufhörten, konnte es garnicht anders sein, als daß die Völker die ihnen wissen- 
schaftlich und politisch dargebotene nationale Idee mit Eifer aufgriffen, als die eigentliche, 
der Natur entsprechende Selbstverständlichkeit ansahen und jeden gegen sie gerichteten 
Imperialismus energisch ablehnten. 

Daß sie der nationalen Idee jetzt wieder entsagen, ist auch aus dem Grunde nicht 
anzunehmen, weil diese ihren Marsch noch garnicht vollendet hat. Sie hat zwar an 
vielen Stellen ihre Erfüllung erfahren, ist sogar an manchen tatsächlich so über- 
steigert worden, daß man bereits wieder an ihr irre werden konnte, aber es gibt 
noch große Teile und viele Völker in Europa, die ihre Auswirkung erstreben und 
darum kämpfen, ohne ihrer bisher teilhaftig geworden zu sein. Sie hat also noch 
nicht ihre Vollendung erreicht und ist noch nicht abgenutzt, sondern im Gegenteil 
auch heute noch ein überaus lebenskräftiges und aktuelles Stimulans. 

Zudem ist nicht zu bezweifeln, daß sie auch dem heutigen allgemeinen Zeitgeist 
viel mehr entspricht als die des Imperialismus, mag dieser auch in mancher Hin- 
sicht, so insbesondere in wirtschaftlicher, ihm ebenfalls Rechnung tragen. Denn sie 
wird nicht nur als natürlich, sondern auch als gerecht und moralisch empfunden. 
Die nationale Eigenstaatlichkeit, die den großen Nationen recht ist, muß auch den 
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kleinen billig sein. Und die imperialistische Aufsaugung kleiner Völker gegen ihren 
Willen ist nicht moralisch. Das ist heute die herrschende Ansicht. 

Im Lichte des Aktuellen und Zeitgemäßen betrachtet ist die nationale Idee somit auch 
heute, trotz den ihr neuerdings erwachsenden Widerständen, noch bei weitem die stärkere. 
Ihr besonderer politischer Vorzug aber liegt auf dem Gebiet der Friedenswahrung. 
Und dieserhalb ist sie nicht nur zeitgemäß, sondern auch zweckmäßig. Unsere Zeit ist 
nun einmal, trotz der furchtbaren Kriegsperiode, oder vielleicht gerade ihretwegen, pazifi- 
stisch und antiimperialistisch. Überall sehnt man sich nad einer langen 
Friedenszeit, nicht nur, um die erlittenen furchtbaren Wunden auszuheilen, sondern 
auch aus dem allgemeinen Wunsch, endlich wieder in Ruhe dem allgemeinen Fortschritt 
nachgehen zu können. 

Ihre Zweckmäßigkeit gerade in friedenswahrender Hinsicht zeigt sich in mehrfacher 
Weise. Die Befriedigung des natürlichen nationalen Strebens durch eine nach nationalen 
Grundsätzen erfolgende Staatengestaltung bringt ein so wirksames Spannungsmoment zur 
Ausschaltung, daß trotz der größeren Anzahl von Staaten die Reibungsmöglichkeiten nicht 
größer, sondern kleiner werden. Demgegenüber kann das Argument, daß bei dem Vor- 
handensein nur weniger großer Staaten die Reibungsmöglichkeiten verringert werden, 
nicht durchdringen. 

Zudem kann die Bildung kleiner Staaten dieser Verringerung auch noch auf andere 
Weise dienen. Viele kleine Völker sind so zwischen den Großmächten gelagert, daß sie als 
Glacis- und Pufferstaaten zwischen ihnen wirken können. Hat auch die Erfah- 
rung gezeigt, daß sie, wenn es trotzdem zu einer Konflagration unter den Großen kommt, 
meistens überrannt werden, so ist doch im allgemeinen ihre Existenz geeignet, die Möglich- 
keit von Zusammenstößen zu vermindern. 

Diese Verminderung kann besonders dann wirksam werden, wenn der zu bildende Glacis- 
staat ein zwischen zwei Nationen streitiges Gebiet ist. Die Eigenschaft als Grenzland hat 
es gewöhnlich mit sich gebracht, daß das Gebiet sich im Laufe der Zeit, besonders wenn 
es dazu noch mehrfach von einer Hand zur andern gegangen ist, zu einem Mischgebiet von 
eigenem Charakter entwickelt hat, und die Bevölkerung empfindet es mit Unzufriedenheit, 
daß ihrer Besonderheit weder auf der einen noch auf der anderen Seite hinreichende 
Rücksicht zuteil wird; sie sieht eine eigene Staatlichkeit als das geeignete Mittel zur Be- 
hebung des mißlichen Zustandes an. 

Schließlich kann auch schon dieses allgemeine Interesse allein — also ohne das natio- 
nale Moment — die Begünstigung kleiner Völker zweckmäßig machen. Es kann z.B. vor- 
kommen, daß dieses oder jenes Gebiet aus geopolitischen oder sonstigen Gründen von großer 
nationaler Wichtigkeit ist und daß infolgedessen Wert darauf gelegt’ wird, es nicht im 
Besitz einer speziellen Großmacht, sondern so untergebracht zu sehen, daß es allen Mäch- 
ten in gleicher Weise zugänglich ist. Bietet sich in solchen Fällen die Möglichkeit, es zum 
Bestandteil eines kleinen Staates zu machen, so ist damit dem allgemeinen Interesse 
am besten gedient. 

Über die Vorteile oder Nachteile der kleinen Staaten auf dem Gebiete der Wirt- 
schaft können die Meinungen auseinandergehen. Wenn auch auf der einen Seite das 
große Wirtschaftgebiet mancherlei Vorteile für Verkehr und Handel und vielleicht auch 
für die Erzeugung mit sich bringt, so stehen dem doch auch Vorteile der Vielstaatlichkeit 
gegenüber. Es hat sich gezeigt, daß gerade kleine Wirtschaftsgebiete vielfach durch Spe- 
zialisierung auf bestimmte Produktionszweige eine Höhe ihrer Entwicklung erreicht haben, 
die nicht nur ihnen selbst, sondern auch unserem ganzen Erdteil und der ganzen Welt 
zugute kommt. \ 

Ganz besonders augenfällig aber sind die Vorzüge der staatlichen Mannigfaltigkeit und 
des Bestehens auch kleiner Staaten in kultureller und geistiger Hinsicht. 
Man überblicke die Jahrtausende unserer europäischen Entwicklung unter diesem Gesichts- 
punkt, und man wird schon bei oberflächlicher Betrachtung feststellen können, daß die 
höchste Blüte von Kunst und Wissenschaft aus den Epochen und Gebieten der Kleinstaa- 
terei hervorgegangen ist. Die unsterblichen Kunst- und Geisteswerke der griechischen 
Stadtstaaten, die ebenso unvergänglichen Wunderwerke aus der Blütezeit der italienischen 


Nadolny: Das Recht der kleinen Staaten 753 


Kleinstaaten und die noch heute der ganzen Menschheit als höchstes Kulturgut geltenden 
künstlerischen und geistigen Leistungen der deutschen Kleinstaaterei sprechen eine zu 
beredte Sprache, als daß hierüber noch eingehendere Darlegungen erforderlich wären. 
Namen wie Athen, Florenz und Weimar brauchen nur genannt zu werden, um die kultu- 
relle Leistung der betreffenden kleinen Staaten ins richtige Licht zu rücken. Diese Staaten 
haben damit nicht nur sich selbst einen unvergänglichen Dienst erwiesen, sondern auch den 
Hauptteil dazu beigetragen, daß unser Erdteil zum Kulturzentrum der Welt geworden ist. — 


Grenze des Nationalismus 


Es ist demnach nicht zu bestreiten, daß auch die kleinen Staaten für die euro- 
päische und überhaupt für die allgemeine Entwicklung von großer, auf kulturellem 
Gebiet vielleicht sogar von unentbehrlicher Bedeutung sind. Doch darf das nun 
nicht eiwa zu der Ansicht verleiten, daß es zweckmäßig wäre, wenn es überhaupt 
nur kleine Staaten gäbe und die großen sich dementsprechend zersplitterten. Neben 
wenigen großen Nationen, die als Großmächte für den allgemeinen Gang der Politik, 
insbesondere für die Wahrung des allgemeinen Friedens maßgebend sind, stehen 
viele kleinere Völker, die im Schatten der großen den sonstigen Aufgaben der 
Entwicklung nachgehen können. Eine Zersplitterung der großen Na- 
tionen würde nicht nur gegen die Idee des Nationalismus 
verstoßen und schon dadurch eine dauernde Friedensstörung nach sich ziehen, 
sie würde auch die Unterhaltung eines dem Frieden dienenden Gleichgewichts 
unter den Staaten wesentlich erschweren und auch auf diese Weise der Er- 
haltung des Friedens entgegenwirken. 

Andererseits hat aber auch der Nationalismus seine Schranken. 

Nichtjede Nationoder Nationalitätistfüreineeigenstaat- 
liche Existenz geeignet. Sie muß nach ihrem Willen, ihrer Lebensart und 
ihrem Raum die Voraussetzungen dafür bieten. Daß der Wille, einen eigenen 
Staat zu bilden, vorhanden sein muß, ist eine Selbstverständlichkeit. Wo eine Na- 
tionalität nicht selbst das Streben nach eigener Staatlichkeit empfindet und kund- 
gibt, sondern im Rahmen eines andern Staates verbleiben will, da kommt eine 
Staatsbildung nicht in Frage. 

Die Erfordernisse der Lebensart und des Raumes fallen vielfach zusammen. Es muß 
sich um ein Volk handeln, das seßhaft, und zwar auf einem bestimmten Raum seß- 
haft, ist und das die Fähigkeit besitzt, sich dort eine eigene Staatsordnung einzurichten. 
Zigeuner und sonstige Nationalitäten, die umherziehen oder in der Zerstreuung unter 
anderen Völkern leben, ohne einen eigenen nationalen Wohnraum zu besitzen, können 
keinen Staat bilden. Ihnen müßte, wenn sie den Willen zu einer staatlichen Gestaltung 
haben und ihre Lebensweise zu einer seßhaften und einer staatlichen Ordnung unterwor- 
fenen einrichten wollen, erst ein entsprechender Staatsraum bereitgestellt werden. Und 
auch dann müßten sie wohl zunächst noch ihre Eignung zur Führung ihres Staates erwei- 
sen, ehe sie die internationale Anerkennung erwerben könnten. 

Denn auch auf bestimmtem Raum seßhaften Völkern kann unter Umständen die 
Fähigkeit zu selbständiger Staatsführung versagt werden. Die Polen 
z.B., die einst aus innerer Zerrüttung als Staat zugrunde gegangen und ihren Nachbarn 
anheimgefallen sind, wurden auf dem Wiener Kongreß nicht für fähig erachtet, erneut 
einen eigenen selbständigen Staat zu bilden. Desgleichen hat das nach dem vorigen Welt- 
kriege eingerichtete Mandatssystem eine ganze Reihe von Völkern auf Grund der Annahme, 
daß sie für die Führung eines unabhängigen Staates noch nicht reif seien, unter die Ober- 
hoheit anderer Staaten gestellt. Allerdings hat bei dieser Einrichtung die imperialistische 
Tendenz der Großmächte augenscheinlich nicht unerheblich mitgesprochen. 


vr 


ARNOLD WEINGÄRTNER 
Südosteuropa unter Sowjetherrschaft 


Öffnung des Donauraums für den Osten 


Als im Herbst 1944 sowjetische Truppen die Karpathengrenze überschritten und 
in das siebenbürgische Bergland eindrangen, hatten die Kräfte des Ostens eine 
wichtige Grenze überwunden. Seit Jahrhunderten hörte an der Karpathenlinie der 
mitteleuropäische Einfluß auf, dahinter begann im Osten die ostslawische Kultur- 
welt und im Süden die orientalische. 

Die sowjetische Führung überschritt diese Grenze mit dem Bewußtsein, daß alle 
Eroberer, die von Osten gekommen waren, wieder zurückgedrängt oder aufgesogen 
worden waren, wenn sie sich nicht wie die Madjaren völlig europäisierten oder wie 
die slawischen Massen im 6. Jahrhundert langsam in friedlicher Durchdringung 
einsickerten. Es ging also nicht darum, den Balkanraum nur militärisch zu besetzen, 
er mußte auch ideologisch durchdrungen werden. 

Die Vorbedingungen hierzu waren schlecht, denn Südosteuropa konnte sich bis 
zum sowjetischen Einmarsch dem kommunistischen Einfluß weitgehend entziehen. 
Es gab in keinem Land eine starke Kommunistische Partei, und die Agrarbevölke- 
rung, also die Masse der Balkanvölker, war nur schwer für kommunistische Ideale 
zu begeistern. Dazu kam, daß die sowjetischen Truppen als Eroberer eindrangen, 
sie.hatten also psychologisch einen schlechten Start. 

Nur in der Tschechoslowakei fiel diese Erschwerung der kommunistischen Aus- 
gangsmöglichkeiten fort, weil dort die Sowjettruppen offiziell als Befreier auf- 
traten und nach kurzer Zeit das Land wieder verließen. Auch in Jugoslawien war 
eine bessere Ausgangssituation gegeben, weil hier die Befreiung fast ausschließlich 
von einheimischen Kräften des Landes durchgeführt wurde. 

Trotz dieser schwierigen Lage führten die Zentralstellen in Moskau unter dem 
Druck der internationalen Lage, also der Verschlechterung der Beziehungen zu den 
westlichen Verbündeten, die Sowjetisierung im Raum zwischen Prag und Sofia sehr 
schnell durch. Die scheinbürgerlichen Regime, die von Moskau dem Westen in Jalta 
im Februar 1945 zugestanden worden waren, wurden schnell beseitigt, um in allen 
südöstlichen Staaten durch moskautreue Regierungen ersetzt zu werden. Nachdem 
Rumänien, Ungarn und Bulgarien bereits 1947 gleichgeschaltet worden waren, be- 
seitigte der Putsch in Prag im Februar 1948 das letzte noch bestehende bürger- 
liche System. 


Kommunismus und Nationalismus 


Die Sowjetunion ging bei ihrer Südostpolitik von der Konzeption aus, daß der 
Südostraum ein Ganzes sei. Die nationalitätenpolitischen Trennungslinien wurden 
nicht als endgültig anerkannt, sondern Moskau versuchte von Anfang an, im Süd- 
osten ein Vorfeld zu schaffen, dessen Einheitlichkeit im gesellschaftlichen Aufbau 
und dessen zentrale Lenkung durch das Kominform dem sowjetischen Kernraum 
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_ einen gewissen Schutz vor westlichen Eindringlingen gewähren könne. Zugleich 
konnte der kommunistische Südosten im Bedarfsfall aber auch als Ausfallstor gegen 
Westeuropa benützt werden. 

In diese sowjetische Konzeption wurden selbstverständlich auch Griechenland 
und die Türkei einbezogen, wenn sie machtpolitisch zunächst auch außerhalb der 
sowjetischen Verfügungsgewalt standen. Der jugoslawische Abfall im Sommer 1948 
verzögerte zwar die Vereinheitlichung des ganzen Südostens, das Endziel blieb 
aber bestehen. 


Der Sowjetismus, der nach dem Zweiten Weltkrieg den südöstlichen Völkern entgegen- 
trat, war nicht mehr der „reine Kommunismus“ der Gründerjahre. Nicht mehr die klassen- 
lose Gesellschaft war die Richtlinie des russischen Strebens, sondern man knüpfte immer 
stärker an die zaristischen nationalen Traditionen an, die bereits seit Jahrhunderten den 
Durchbruch in den Südostraum als ihr Ziel festgelegt hatten. 


Diese Abkehr vom dogmatischen Kommunismus wurde in Moskau theoretisch unterbaut: 
„Das Wichtigste und Wesentlichste im Marxismus ist die Lehre von der Diktatur des 
Proletariats. Lenin bewies, wie falsch die Behauptung ist, das Wichtigste in der Lehre von 
Karl Marx sei der Klassenkampf“. Diese Worte sprach der sowjetische Außenminister 
Wyschinski im Jahre 1948. Aus der kommunistischen Diktatur wurde eine nationalistisch- 
bürokratische, die den Kommunismus jeweils nach den Forderungen des Tages umbaute. 
Stalin selbst hat diese Wendung mitbestimmt und ist so zu einem „Vulgärpragmatismus“ 
gekommen, der nur noch wenig von der Dogmatik des Urkommunismus behalten hat. 

Diese Schwenkung erwies sich in der Behandlung des Südostens sowohl als Vor- 
teil wie auch als Nachteil. Dem neuen sowjetischen Nationalismus gelang es, die 
empfindlichen Traditionen der Südostvölker reibungslos in sein Gesamtsystem ein- 
zubauen. Sie galten nicht mehr als reaktionär, sondern konnten als im neuen 
Sinne patriotisch angesprochen werden. War nicht der gesamte nationale Kampf 
der Südostvölker die Jahrhunderte hindurch nur ein Ringen gegen eine meist 
fremdvölkische Ausbeuterschicht gewesen? 

In der Tschechoslowakei waren mit dieser fremden Schicht die Österreicher gemeint, in 
Ungarn die „deutsche Gefahr“, in Rumänien spielte man die türkische Karte aus, desglei- 
chen in Bulgarien. So konnten die Südostvölker das ganze patriotische Gepäck, nur leicht 
umgewandelt und unter Fortlassung des russischen Imperialismus von früher, in die poli- 
tische Gegenwart mitnehmen. Die südöstlichen Nationalhelden von gestern waren nun 
plötzlich auch kommunistische Helden. Dazu kam in der Tschechoslowakei und in Jugo- 
slawien sowie in Bulgarien noch die werbende Kraft des Panslawismus als Bindeglied, der 
besonders in Bulgarien, das dankbar der russischen Hilfe bei seiner Befreiung von den 
Türken gedenkt, gute Dienste tat. 

Der neue sowjetische Imperialismus, dem Konstantinopel genau so teuer ist wie 
seinem zaristischen Vorläufer, stieß aber auch auf Abwehrbewegungen etwa in 
Rumänien und Ungarn, die als nichtslawische Länder den russischen Drang nach 
Westen immer gefürchtet haben. Ungarn mußte zudem seine Pläne einer Vorherr- 
schaft in dem von ihm als madjarische Einflußsphäre gedachten „Donaueuropa“ 
aufgeben und sich als einfacher Baustein in das sowjetische Südostsystem einfügen. 
Zwischen Vorteil und Gefahr versuchte so die sowjetische Politik, ihren Weg zu 
finden, um neben dem eroberten Raum auch die Seelen seiner Völker zu gewinnen. 

Man würde die Sowjets unterschätzen, wenn man glaubte, sie operierten nur mit 
Zwang. Sie bemühen sich vielmehr stark um eine Gemeinsamkeit mit den Südost- 
völkern und versuchen, ihnen zu beweisen, daß sie im erhofften Sowjeteuropa der 
Zukunft eine größere Rolle spielen können als unter der westlichen Vorherrschaft. 
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Die kaum gewonnene Eigenständigkeit, — ihre Errichtung lag zwischen 1864 und 
1918 —, muß zwar wieder aufgegeben werden, dafür gewinnen die Südostvölker 
aber einen wichtigen Anteil an dem Aufbau der sowjetischen Weltmacht. In ge- 
wissem Sinne kommt Moskau damit auf die Struktur der Österreich-Ungarischen 
Monarchie zurück, nur daß das südöstliche Donaureich östlicher Prägung noch viel 
umfassender geplant ist, als es der Wiener Habsburgerstaat war. 


Die Kirchen Südosteuropas 


Der schwierigste geistige Faktor, der den Kommunisten im Südosten entgegen- 
tritt, ist die Kirche. Alle Völker dieses Raumes, ganz gleich welcher Konfession 
sie anhängen, sind fest in ihrer Kirche verwurzelt. Der Kommunismus hat diesen 
Zug durchaus berücksichtigt, und er versucht, die Kirchen zu neutralisieren, ohne 
in eine unbequeme Kampfsituation hineinzugeraten. Dies ist bei der orthodoxen 
und den evangelischen Kirchen weitgehend gelungen, bei den Katholiken scheiterte 
der Versuch. Die orthodoxe Kirche stand dem westlichen Christentum immer miß- 
trauisch gegenüber, und sie hat sich seit ihrem Entstehen im oströmischen Reich 
Byzanz als Staatschristentum gefühlt, das außerhalb der Staatsgrenzen keine 
Autorität anerkennt. 

Das Patriarchat in Konstantinopel konnte niemals die Rolle eines Vatikans für die 
orthodoxe Kirche spielen. An diesen Tatbestand anknüpfend ist es den Kommunisten ge- 
lungen, die orthodoxe Kirche in die Stellung eines neutralen Faktors hineinzudrängen. Die 
russische orthodoxe Kirche schloß schon 1943 ihren Frieden mit Stalin, Rumänien wählte 
sich nach 1945 im Patriarchen Justinian einen Führer, der bereit war, den Kommunismus 
als „Staatsräson“ zu dulden, und in Bulgarien ging die Entwicklung den gleichen Weg. Für 
diese Bereitwilligkeit erhielt die orthodoxe Kirche die Garantie freier Religionsausübung. 
Der Kommunismus betrachtet diese Lösung keineswegs als endgültig, er weiß, daß die 
untere Priesterschaft ein Hort der nationalen Tradition ist und daß seine Totalität fraglich 
ist, solange die Kirche noch einen Machifaktor bildet. Er ist aber realistisch genug, um 
zunächst nur das Mögliche zu wollen und sich mit einem Stillhalteabkommen zufrieden zu 
geben. Ganz vorsichtig versucht die Sowjetunion, eine Art östlichen Vatikans zu errichten, 
dem der orthodoxe Patriarch in Moskau vorstehen könnte, aber diese Entwicklung wird 
keineswegs überstürzt. 

Die kleinen evangelischen Kirchen im Südosten, — sie treten nur in Ostungarn in 
den Formen des Kalvinismus und des Luthertums auf sowie in Siebenbürgen als Augs- 
burgische Konfession bei den Deutschen, — werden von den Kommunisten toleriert. Sie 
sehen die evangelischen Kirchen als ungefährlich für ihre Bestrebungen an, weil sie keine 
verpflichtenden Bindungen zum Westen haben. Dabei versäumen sie aber nicht, die evan- 
gelische Geistlichkeit zu umwerben, was in Ostungarn zum Teil auch schon Erfolg gehabt hat. 

Mit dem Katholizismus will Moskau keinen Kompromiß schließen. Die Bindung des 
Katholizismus an den Vatikan ist für die Kommunisten ein überwindliches Hindernis. Wo 
allerdings die katholische Kirche so stark ist wie in Polen, da versucht der Kommunismus 
zum mindesten, einen Waffenstillstand zu schließen. Im Südosten aber entzog man der 
katholischen Kirche zunächst möglichst viele Positionen. In der Tschechoslowakei knüpft 
man an die revolutionären Traditionen eines Hus an, und in der Person des ausgestoßenen 
Priesters und heutigen Ministers Plojhar glaubt man, ein Oberhaupt für die abtrünnigen 
Katholiken gefunden zu haben. Der legitime Erzbischof Beran wurde ohne Prozeß und 
Urteil verbannt, weil er kein Übereinkommen mit der Regierung schließen wollte. Ein 
staatliches Priesterseminar versucht nun, die Geistlichkeit im Sinne der Prager Herrscher 
auf ein katholisches Staatschristentum umzuerziehen. In den Ländern Böhmen und Mäh- 
ren, wo die Hustradition noch lebendig ist, war diesem Bestreben weni 
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Ein zweiter schwerer Schlag wurde in ‚Siebenbürgen gegen jene Mischform zwischen 

Katholizismus und Orthodoxie geführt, die sich zu Beginn des 18. Jahrhunderts heraus- 
gebildet hatte. In der Hoffnung, größere politische Freiheiten von Österreich zu erhalten, 


hatte sich damals ein Teil des siebenbürgischen Rumänentums zum sogenannten „griechisch- R 


katholischen“ Bekenntnis bekehrt. Die neue Kirche behielt weitgehend den orthodoxen 


Ritus, erkannte aber den Papst als obersten Herrn der Kirche an. Die Bischöfe dieser = 
i siebenbürgischen Kirche, soweit sie nicht zur reinen Orthodoxie zurückkehrten, wurden zn L 
\ eingesperrt, das Bekenntnis wurde verboten, und die Gläubigen wurden der orthodoxen a 
3 Kirche „überwiesen“. Das Bukarester Patriarchat unterstützte diese Aktion des rumäni- Sa 
4 schen Staates, da ihm daran lag, seinen Machtbereich auszudehnen. ze 
In Ungarn mußte die katholische Kirche, nachdem ihr legales Oberhaupt, Kardinal . 


h 
Mindszenthy, verurteilt und eingesperrt worden war, ein Abkommen unterzeichnen, das ihr 


hat dieses erzwungene Abkommen zwar niemals anerkannt, das ändert aber nichts daran, er 
daß in Ungarn nach ihm verfahren wird, und daß sich im Land auch kirchliche Stellen 


_ finden, die es anerkennen. 

ö Betrachtet man die Politik aller Bekenntnisse im Südosten, so ergibt sich, daß 
sie der Meinung sind, es wäre besser, wenn sie trotz entscheidender Einschränkungen 

- überhaupt bestehen blieben, als daß sie sich durch offene Opposition überrennen 
ließen. Die Erfahrung der Südostvölker lehrt, daß der passive Widerstand bei R 
großen Konzessionen mehr Erfolg verspricht als der offene Kampf mit dem über- 
legenen Staat. 


Bauern und Kolchosen 


5 Ähnlich wie 1917 in Rußland sah sich 1944 der Kommunismus im Südosten En . 
- einer Bauernbevölkerung gegenüber, die sozial keineswegs in das Schema des 
dogmatischen Marxismus passen wollte. Von einer „vorrevolutionären Stimmung“ Bi 
konnte trotz aller Fehler des abgetretenen Regimes keine Rede sein. Ein gut orga- 
nisiertes Arbeitertum als Gegengewicht zu der Bauernbevölkerung war nirgends 
vorhanden. In Rumänien beispielsweise stellen die Bauern 80 Prozent des Volkes 
und in Bulgarien sogar 85 Prozent. Nur in Ungarn und der Tschechoslowakei gibt 
es namhafte Industriezentren, — vom rumänischen Ölgebiet abgesehen —, ohne 
daß dadurch die bäuerliche Struktur auch dieser Länder verändert würde. Eine 


breite bäuerliche Unterschicht, ein schmales Bürgertum und eine intellektuelle Be - 


Spitze, — das war die soziale Struktur des Südostens, mit der der Kommunismus 


- Moskau setzte bei der schlechten sozialen Lage der Mehrzahl der Bauern an. Hier erzielte 
es durch Bodenreformen auch einige Anfangserfolge, trotzdem konnte die rumänische 
Nationalzaranistische Bauernpartei nur mit Zwang beseitigt werden, ebenso die ungarische 
Kleinlandwirte-Partei und die tschechische Agrarpartei. 

Die Vorteile, die den Bauern zunächst zu winken schienen, wurden bald durch die straffe 
Planwirtschaft wieder in Frage gestellt. Die sowjetische Kolchosenwirtschaft ließ sich aus 
psychologischen Gründen nicht zwangsweise einführen, sie sollte aber durch eine intensive 
Propaganda durchgesetzt werden. Dieser Versuch mißlang in der Tschechoslowakei, wo im 
Frühjahr 1951 die Rationierung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse wieder eingeführt 
werden mußte, weil zu wenig produziert wurde. Er mußte in Ungarn ebenfalls im Früh- 
jahr 1951 zunächst aufgegeben werden, um die Bestellung der Felder nicht zu gefährden. 
Nur etwa 10 Prozent der ungarischen Bauern hatten sich freiwillig den Kolchoswirtschaften 
angeschlossen. In Rumänien kommt der Prozeß der Überführung in die Kolchoswirtschaft 
ebenfalls nur langsam voran, ebenso in Bulgarien. Die erste Phase der kommunistischen 
_  Bauernpolitik hat also nicht zum erwarteten Erfolg geführt. 
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Die tschechische Rüstungsindustrie wird mit ihren wichtigsten Teilen langsam aus den 


Ländern Böhmen und Mähren in die Slowakei verlegt, weil die Kommunisten der Meinung 
sind, hier sei sie vor Luftangriffen sicherer als in den exponierten Gebieten der westlichen 


Tschechoslowakei. 


Sobald sich die internationale Situation aber etwas entspannt, dürfte mit der zwangs- 
weisen Einführung der Kolchoswirtschaft begonnen werden. Voraussetzung wird allerdings 
sein, daß die starken Zwangsexporte an Agrarerzeugnissen aus dem Südosten nach Ruß- 
land aufhören und daß die Belieferung mit landwirtschaftlichen Maschinen besser wird. 


Die Industriegebiete 


Die Industrie des Südostens hat drei große wirtschaftliche Mittelpunkte: die Ölfelder 
Rumäniens, das Industriegebiet um Budapest und die tschechoslowakische Schwerindustrie. 
Alle drei sind von den Sowjets unter direkte Kontrolle genommen worden. 

Mit den rumänischen Ölfeldern haben die Sowjets keine guten Erfahrungen gemacht. Die 
Jahresproduktion betrug in guten Jahren vor dem Krieg fast sieben Millionen Tonnen. 
Im Jahr 1950 sank sie auf vier Millionen Tonnen. Dieser Rückgang hat zu einer schweren 
Krise in Bukarest geführt, und 1951 wurde versucht, unter direkter sowjetischer Führung 
wieder eine Steigerung der für die Sowjets so wichtigen Erdölproduktion zu erreichen. 

Die an und für sich kleine Industrie des Südostens wird von der Sowjetunion 
nur als Ergänzung ihrer eigenen Bedürfnisse angesehen und dementsprechend um- 
organisiert. Der frühere Autarkietraum der Südostländer hat im Großraum des 
Kommunismus keinen Platz mehr. Überall ist russischer Einfluß spürbar, überall 
werden Doppelgesellschaften unter maßgebender sowjetischer Beteiligung gegrün- 
det. Rumäniens kleines Stahlzentrum um Reschitza im Banat und andere rumä- 
nische Industrien bieten in der Form der „Sowrom-Gesellschaften“ ein Beispiel. 

Die Versuche der Kommunisten, die Südostindustrie nach dem Beispiel der 
Sowjetunion selbst auszubauen, stoßen aber überall auf die für Agrarländer natür- 
lichen Grenzen, so daß mit einer wirklich fühlbaren Steigerung der Produktion 
zunächst kaum zu rechnen ist. Vor allen Dingen leidet die Industrie darunter, daß 
sie von ihren westeuropäischen Ergänzungsmärkten völlig abgeschnitten wurde. 


Die Nationalitätenprobleme 


Mitteleuropa galt früher als das klassische Land der „nationalen Minderheiten“. 
Die Österreichisch-Ungarische Monarchie ist am Nationalitätenstreit zerbrochen, 
und ihre Nachfolgestaaten hatten an dieser Hypothek ebenfalls schwer zu tragen. 

Als die Sowjets einmarschierten, fanden sie eine reichlich verworrene Lage vor. Rumä- 
nien wollte von Ungarn den nordsiebenbürgischen Teil wieder haben, den es 1940 im 
Wiener Schiedsspruch abgetreten hatte. Damit war aber auch die Übernahme von einer 
Million Ungarn verbunden. Die Madjaren wollten die ihnen von den Achsenmächten ge- 


schenkte Provinz behalten, ungeachtet der Tatsache, daß über eine Million Rumänen in 


ihr lebten. 

Zwischen Rumänien und Bulgarien schwebte die Dobrudschafrage, Jugoslawien lebte mit 
Ungarn im Streit wegen der ungarischen Minderheit im Tal von Donau und Theiß, die 
Karpathenukraine wollte autonom werden, da sie von Ruthenen bewohnt wird, die sich im 
tschechoslowakischen Staatsverband nicht wohlfühlten, und schließlich lebten Tschechen 
und Slowaken seit der Gründung des slowakischen Staates im März 1939 noch mehr in 
Unfrieden als vorher. Das kroatisch-serbische Verhältnis war seit der Gründung des kroa- 
tischen Staates im April 1941 sehr unerfreulich geworden, und zwischen Jugoslawien und 
Bulgarien stand die mazedonische Frage. 
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Dazu kamen noch die deutschen Volkegruppen, die in Rumänien nach der Hitlerschen 
Umsiedlung aus der Bukowina, aus Bessarabien und der Dobrudscha noch etwa 700 000 
Seelen stark waren, dann war das Problem der 500 000 Ungarndeutschen, der 700 000 


 Jugoslawiendeutschen und nicht zuletzt der dreieinhalb Millionen Deutschen in Böhmen, 


Mähren und der Slowakei zü lösen. Die Vertreibung dieser Deutschen, — mit Ausnahme 
von 177 000 Siebenbürger Sachsen und 200 000 Banater Schwaben in Rumänien, — „löste“ 
die deutsche Frage radikal. Mit den anderen „Minderheiten“ aber konnte der Kommunis- 
mus nicht so scharf umgehen, denn er wollte ja ihre Sympathien gewinnen. 

Die territorialen Verwirrungen ordnete der Kreml durch die Wiederherstellung der 
Grenzen von 1937, mit Ausnahme der Karpathen-Ukraine, der Bukowina und Bessarabiens 
mit den drei Armen der Donaumündung, die die Sowjetunion für sich behielt. Im übrigen 
befahl sie eine großzügige Aussöhnung aller streitenden Parteien und ihre Vereinigung 
im Kommunismus. Sie folgte dabei den Erfahrungen, die sie mit dem Nationalitäten- 
problem im eigenen Land gemacht hatte. (Jede Nationalität kann dort ihre eigene Sprache 
gebrauchen, wenn sie die Grundsätze des Stalinismus-Leninismus darin ausdrückt.) So 
kommt es, daß in Rumänien ungarische und deutsche Schulen, Zeitungen und Bücher exi- 
stieren, und daß Jugoslawien das Land in Republiken aufgeteilt hat, die ungefähr den 
Volkstumsgrenzen entsprechen. Rumänien wurde durch Moskau sogar verpflichtet, den 
Grundsatz der nationalen Toleranz in seine Verfassung aufzunehmen. 

Inwieweit die scharfen Gegensätze durch diese Politik aus dem Südosten verschwunden 
sind, läßt sich schwer sagen. Daß sie aber wahrscheinlich nur übertüncht wurden, beweist 
das Beispiel Mazedoniens. Dieser Zankapfel zwischen Bulgarien und Jugoslawien mußte 
sich nach 1945 zunächst den gleichen Grundsätzen anpassen, wie die anderen gemischt- 
völkischen Gebiete. Erst als Tito abfiel, begann Sofia, die mazedonische Propaganda wieder 
gegen Jugoslawien einzusetzen und gelegentlich sprach man, — unter Billigung Moskaus —, 
sogar von einer Mazedonischen Republik, die Jugoslawien seine mazedonisch bewohnten 
Landesteile entreißen sollte. 

Den Juden begegnete der Kommunismus zunächst freundlich und ließ auch ihre Aus- 
wanderung nach Palästina zu. Später jedoch erwachte der alte Antisemitismus weiter Kreise 
des Südostens wieder, man warf den Juden vor, sie seien „westlerisch“ orientiert und 
begann, sie zu unterdrücken. Die Tatsache, daß namhafte Kommunisten wie Anna Pauker 
in Rumänien und Rakosi in Ungarn Juden sind, ändert an dieser Gegnerschaft nur sehr wenig, 
denn diese Aufgestiegenen fühlen sich heute als Kommunisten und nicht mehr als Juden. 


Der militärische Aspekt 


Die sowjetische Konzeption der Vereinheitlichung des Südostens zu einem zentral 
gelenkten Vorfeld wird besonders auf dem Gebiet der Militärpolitik sehr schnell 
verwirklicht. Nicht nur, daß Moskau sich an die Militärklauseln der 1947 abge- 
schlossenen Friedensverträge nicht hielt, es ging auch daran, die verschiedenen 
südöstlichen Heere nach sowjetischem Vorbild umzubilden und sie untereinander 
so anzugleichen, daß sie im Notfall unter gemeinsamem russischem Kommando 
funktionieren können. Die Armeen der Südostvölker dienen ausschließlich regio- 
nalen Aufgaben. Der Druck auf Griechenland und die Türkei soll aufrechterhalten 
werden, wobei seit 1948 auch noch der mögliche Kampf gegen den abtrünnigen 
Tito hinzukommt. Darüber hinaus besteht aber die Aufgabe dieser Heere in der 
Aufrechterhaltung der inneren Ordnung, worin sie sich mit der gutorganisierten 
politischen Polizei aller Länder teilen. 

Albanien, die „verlorene Position“ des Kommunismus an der Adria, sollte ursprünglich 
die Tür der Sowjetunion in das Mittelmeer sein. Hier wurde eine mächtige Drohung gegen 
Italien aufgebaut, die aber mit dem Abfall Jugoslawiens vom Kominformblock plötzlich 


isoliert dastand. Albanien ist heute vom östlichen Block völlig abgeschnitten, es kann aber 
vom Kominform nicht aufgegeben werden, einmal weil nicht noch mehr Prestige verloren 
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werden darf, und zum anderen auch, weil durch Albanien die Drohung einer Zangen- 
bewegung gegen Jugoslawien aufrechterhalten werden soll. Daß der Kreml Jugoslawien 
nicht gleich nach dem Abfall Titos besetzen ließ, als die Westmächte noch völlig verwirrt 
dem Geschehen zusahen, und daß Tito nicht den Stalinismus in Albanien stürzte, gehört zu 
den Merkwürdigkeiten der südöstlichen Politik. . 


Südosteuropa als Kampffeld und Kampfpreis 


Der Abfall Jugoslawiens ist ein einmaliges Ereignis, und er dürfte sich höchstens 
noch in Albanien eines Tages wiederholen. In den enger an.die Sowjetunion ange- 
schlossenen Ländern kann Moskau einen zweiten Tito nicht dulden. Wie scharf 
der Kreml alle Andeutungen einer eigenständigen Politik unterdrückt, zeigt der 
Fehlschlag des geplanten Militärputsches in der Tschechoslowakei im Februar/März 
1951. Auch die sogenannten „Geheimarmeen“ Südosteuropas können keine Wende 
herbeiführen. Sie sind nirgends ein realpolitischer Faktor, denn weder die Tsche- 
chen noch die Ungarn, Rumänen oder Bulgaren bringen die Voraussetzungen für 
eine systematische Partisanentätigkeit mit. Einzelne Sabotageakte können das 
kommunistische System nicht erschüttern. 

Die Kommunisten selbst schätzen den Grad ihrer Popularität durchaus richtig 
ein. Sie wissen, daß die Generationen, die noch die Selbständigkeit ihrer Länder 
gekannt haben, kaum für das sowjetisch gelenkte Weltreich zu gewinnen sind. Sie 
stützen sich deshalb sehr stark auf die nachwachsende Jugend. 

Viel gefährlicher als offene Sabotage ist die passive Resistenz, die jetzt schon 
den Kommunisten zu schaffen macht. Diese Waffe handhaben die Südostvölker mit 
großer Meisterschaft. Die passive Resistenz geht nicht immer auf politische Motive 
zurück, sie nährt sich vielmehr oft aus der Unlust an dem scharfen kommunisti- 
schen Arbeitszwang. 

Der russische Einfluß in Südosteuropa hat eine lange Geschichte. Seit Peter der 
Große das berühmte „Fenster nach Westen“ aufstieß, hat Rußland nicht nachgelas- 
sen, sich gegen den Südosten vorzuschieben. Der Zusammenbruch Deutschlands 
hat den russischen Ausdehnungsdrang fast restlos befriedigt. Zwar kamen die 
Russen schon 1849 nach Ungarn, um Österreich gegen die madjarischen Rebellen 
zu helfen, sie versuchten im 19. Jahrhundert, die Donaufürstentümer Moldau und 
Muntenien unter ihren Einfluß zu bringen, sie halfen den Bulgaren bei der Be- 
freiung von der türkischen Heerschaft, noch niemals standen sie aber so fest im 
Südostraum wie heute. 

Die westliche Konzeption dachte sich einen demokratischen, aber sowjetfreund- 
lichen Staatengürtel von der Ostsee bis ans Schwarze Meer, der gleichsam als eine 
machtpolitisch wenig zu fürchtende Isolierschicht zwischen Ost und West gelegt 
werden sollte. Diese Konzeption ist gescheitert, und aus dem Südosten richtet sich 
eine scharfe Spitze gegen Westeuropa. Der Westen ist heute bestrebt, in Jugo- 
slawien, Griechenland und der Türkei Widerstandsdämme gegen den Osten zu 
bauen und zugleich durch politische Propaganda das kommunistische Regime im 
Südosten aufzuweichen. Der politische Kampf zwischen Ost und West ist damit 
in voller Schärfe entbrannt. Die erste Runde gewannen die Sowjets, die zweite mit 
dem Abfall Jugoslawiens und der Niederschlagung der kommunistischen Rebellen 
in Griechenland ging an die Westmächte. 
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Gespräch mit dem Großmufti von Jerusalem 


Ein Mitarbeiter der Zeitschrift für Geopolitik wurde vor einigen Wo- 
chen in Kairo durch den Großmufti von Jerusalem empfangen. Der Groß- 
mufti unterzeichnete die folgende Niederschrift des Gesprächs: 


FRAGE: Wie ist die Einstellung des arabischen Volkes gegenüber Deutschland? 


ANTWORT: Das arabische Volk ist dem deutschen Volk freundschaftlich verbunden und 
schätzt Deutschland. Ich wünsche dem deutschen Volk alles Gute, in dessen Geschichte sich 
keine einzige schädliche oder nachteilige Aktion gegenüber den Arabern oder Muslimen 
finden läßt. Beide Völker haben immer freundschaftlich zusammengearbeitet, und diese 
freundschaftlichen Beziehungen haben nicht aufgehört zu bestehen. Das gilt nicht zuletzt für 
die jüngste Epoche; ebenso wie auch die bisweilen gemeinsame Abwehrfront die freund- 
schaftlichen Beziehungen zwischen beiden Ländern stärkt. Dieses deutsche Volk, wie ich es 
während meines mehrjährigen Aufenthaltes in Deutschland kennengelernt habe, ist kühn, 
ausdauernd, zäh und ordnungsliebend, so daß ich es wegen dieser seiner Eigenschaften stets 
bewundert habe und ihm für die Zukunft alles Gute wünsche; vor allem aber, daß es den 
politischen Platz einnehmen möge, der ihm zukommt, und daß Deutschland seine Einheit 
wieder erlange, so wie es sie sich wünsche. 

FRAGE: Wie ist ein Ausbau der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen 
zwischen beiden Völkern möglich? 

ANTWORT: Auch wir wünschen einen Ausbau der politischen, wirtschaftlichen und kultu- 
rellen Beziehungen zu dem deutschen Volk. Dieses Ziel können wir mit folgenden Mitteln 
verwirklichen: 

1. Heranziehung deutscher Sachverständiger auf den verschiedensten Gebieten. 

z: Ausbau der wirtschaftlichen Beziehungen, Erweiterung des Handelsaustausches. 

3. Entsendung von Studenten zum Studium nach Deutschland. 

4. Ausbau des Reiseverkehrs. 


FRAGE: Wie denken Sie über die arabische Einheit, und innerhalb welcher Zeit kann 
sie realisiert werden? 

ANTWORT: Nach meiner Ansicht muß die arabische Einheit kommen, daran ist nicht zu 
zweifeln, denn sie liegt im Interesse aller arabischen Länder. Wenn sich in der jetzigen Zeit 
auf dem Wege ihrer Realisierung Hindernisse und Schwierigkeiten ergeben, so liegt das nur 
an dem Imperialismus. An dem Tage, da die Gewaltpolitik des Imperialismus aus dem Vor- 
deren Orient verschwindet, wird es auch möglich sein, diese Einheit zu realisieren. 

FRAGE: Wie denken Sie über die Lösung der Palästina-Frage? 

ANTWORT: Eine echte Dauerlösung der Palästinafrage ist nur auf der Grundlage des 
Rechtes und der Gerechtigkeit möglich. Dazu gehört, daß die arabischen Bewohner nach 
Palästina zurückkehren und die Eindringlinge wieder verschwinden. So wie Indien, Pakistan, 
Burma, Siam, Indonesien und Persien sich von dem englischen Imperialismus befreit haben, 
so — meine ich auch — werden die Araber in Kürze ihre volle Freiheit erlangen. Sie werden 
sich endgültig gegenüber dem fremden Imperialismus durchsetzen, und Palästina wird mit 

"zu den ersten befreiten arabischen Staaten gehören. Damit ist dann die Palästinafrage wirk- 
lich gelöst. Erst dann wird dort und in den übrigen Ländern des Nahen Ostens Ruhe und 
Frieden herrschen. 
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Unsere Berichte ersetzen nicht die Nachrichten, die von einer Zeitung gebracht werden. Wohl aber ergänzen sie 
die laufenden Nachrichten durch Mitteilungen, für die in der Presse kaum Platz ist. Sie bemühen sich um 
Berichterstattung ohne eigene Stellungnahme. 


IN DIESEM HEFT 


Baden USA 
Amerik. Besatzungszone Kanada 
Deutschlands Rumänien 
Preußen Bulgarien 
Kehl 


Am 19. Oktober 1951 unterzeichnete der 
südbadische Staatspräsident Wohleb in 
Straßburg den Vertrag über die deutsch- 
französische Verwaltung des Kehler Hafens. 
Nicht die Bundesrepublik Deutschland und 
Frankreich, sondern Baden und die Hafen- 
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verwaltung von Straßburg sind Vertragspart- 
ner. Die Verwaltung des Kehler Hafens wird 
einer Körperschaft öffentlichen Rechtes über- 
geben mit einem deutschen Direktor und 
einem französischen Stellvertreter. Entschei- 
dend ist der paritätische Verwaltungsrat, an 
dessen Spitze ein französischer Präsident 
und ein deutscher Stellvertreter stehen. In 
Fragen des deutschen Binnenverkehrs gibt 
der deutsche Vizepräsident, in allen Grund- 
satzfragen und allen Fragen des interna- 
tionalen Verkehrs aber der französische Prä- 
sident bei Stimmengleichheit den Ausschlag. 
Bei Streitfällen bestimmt der Generalsekre- 
tär des Europarates, der wiederum Franzose 
ist und seinen Sitz in Straßburg hat, einen 
Schiedsrichter. Für ein Defizit der Hafenver- 


waltung hat einseitig der badische Staat auf- 
zukommen. 


Mongolei Irak 
China Ägypten 
Sachalin Sudan 
Philippinen Venezuela 


Der Vertrag soll bis zum Abschluß des 
Friedensvertrages in Geltung bleiben und 
gegebenenfalls in diesen übernommen wer- 
den. Er ist die Voraussetzung für die Frei- 
gabe von Stadt und Hafen Kehl, die Frank- 
reich einseitig im Frühjahr 1946 seiner 
Verwaltung unterstellt hat. Damals wurden 
die badischen Bewohner ausgewiesen und 
durch Straßburger Einwohner ersetzt. Be- 
reits das Washingtoner Abkommen der drei 
westlichen Außenminister 1949 verpflichtete 
Frankreich zur schrittweisen Räumung der 
Stadt bis 1953 und sah eine deutsch-franzö- 
sische Hafenverwaltung vor. 

Die Berechtigung der badischen Regierung 
zum Vertragsabschluß wird angefochten. Die 
Bundesregierung hat erst nach mehr als zwei 
Monaten ihre Zustimmung erteilt. Anschei- 
nend ist es Prof. Hallstein gelungen, in un- 
mittelbaren Verhandlungen, die zu einem 
Zusatzprotokoll führten, die Befugnisse des 
französischen Präsidenten näher zu umgren- 
zen und einzuschränken. Wichtiger als die 
Verfahrensfrage ist, daß hier (wie auch die 
Sozialdemokratie hervorhebt) wiederum der 
Rechtszustand nur hergestellt werden konnte, 
nachdem Deutschland freiwillig einseitige 
Zugeständnisse gemacht hat. Der Vertrag 
schafft nicht gleiches Recht. Von einer deut- 
schen Mitwirkung an der Verwaltung des 
Straßburger Hafens ist keine Rede. Dabei 
hat die Verwaltung des Kehler Hafens zwei- 
fellos nichts mit der Sicherheit Frankreichs 
oder gar Europas zu tun. Es ist allein eine 
Frage der wirtschaftlichen Konkurrenz für 
Straßburg, und Straßburg bestimmt fortan 
in Kehl. 

Der Vertrag wird nicht dadurch erträg- 
licher, daß er Vorbilder hat. Bereits der Ver- 
sailler Vertraghattebis zum Ausbau desneuen 
Straßburger Hafens eine gemeinsame Ver- 
waltung des Straßburger und Kehler Hafens 


_ unter einem Franzosen festgelegt. Über 


Streitfragen sollte die Zentralrheinkommis- 
sion bestimmen, in der Deutschland nur über 
4 von 19 Stimmen verfügte. Erst 1928 ging 


‘ die Verwaltung wieder in deutsche Hände 


über. Auch in früherer Zeit war das Schick- 
sal Kehls nicht von dem Straßburgs zu 
trennen. Bereits nach dem Frieden von 
Nijmwegen, noch vor der Wegnahme Straß- 
burgs, baute Vauban 1678-79 Kehl zur fran- 
zösischen Festung aus. Es kam im Frieden 
von Rijswik 1697 an Baden. Die Festungs- 
werke verfielen. Erst Frankreich baute sie 
in den Revolutionskriegen wieder auf und 
annektierte zugleich den Ort. Er gehörte von 
1808-14 zu Frankreich. Nach 1871 wurde 
Kehl in die Befestigungsanlagen von Straß- 
burg einbezogen. 1930, vor der Räumung 
durch Frankreich, wurden die Kehler Fe- 
stungswerke geschleift. Wenige Jahre später 
trennten Westwall und Maginotlinie Kehl 
und Straßburg voneinander. 


Genau so wenig wie zwischen Köln und 
Deutz oder Mannheim und Ludwigshafen 
bildet der Rhein zwischen Straßburg und 
Kehl eine Grenze. Die Orte an beiden Strom- 
ufern sind wirtschaftlich aufeinander ange- 
wiesen. So ist es sicher notwendig, daß sich 
Deutsche und Franzosen über die Verwal- 
tung des Hafens verständigen. Aber ob die 
einseitige Kontrolle des deutschen Hafen- 
anteils dafür die richtige Form ist, das mag 
gerade im Anblick des Straßburger Europa- 
hauses fraglich erscheinen.* F 

Ratschläge 
an die amerikanischen Besagungstruppen 

Marguerite Higgins gab von Frankfurt am 
Main ausam5.September 1951 unterder Über- 
schrift: Around Russia’s Curtain. 
Behavior of US Soldiers in German Streets Is 
Found Playing Into Reds’ Hands, in der Zei- 
tung New York Herald Tribune folgende 
Ratschläge: 

Don’t call the Germans „Krauts“. They 
don’t like it. It is a term of contempt. 

That old boast: „I’m going to beat me up 
a Kraut“ (I heard it twice in two weeks) is 
definitely out. 


* Über die Hafenverhandlungen unterrichtet auch 
die Schrift „Baden 1945-51. Was nicht in der Zeitung 
steht.“ (Vorwerk Verlag Darmstadt 1951). Die Broschüre 
wirft eigenartige Lichter auf ein merkwürdiges Kapi- 
tel deutscher Nachkriegsgeschichte, das jett mit der 
Abstimmung über den Südweststaat wohl zu Ende geht 
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Also it makes a bad impression when you 
order Germans around in sharp tones of 
voice. There is a German word for „please“. 

It would be well to remember the fact that 
if a German does not speak perfect English 
it does not mean that he is an idiot. 


Das Ende der Altpreußischen Union 


Der Anglist Prof. Herbert Schöffler, der 
aus der Schule Karl Lamprechts einen ge- 
schärften soziologischen Blick besaß, fühlte 
sich immer wieder zu konfessionssoziologi- 
schen Studien über Preußen veranlaßt: dem 
Staat mit einer in der Mehrzahl lutherischen 
Bevölkerung, einem reformierten Herrscher- 
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haus und geschlossen siedelnden katholischen 
Bürgern. Aus dieser Divergenz leitete er 
einerseits die Toleranz im Inneren, anderer- 
seits die Aktionsfähigkeit nach außen her, 
die dem preußischen Staat zu eigen waren. 
Die konfessionelle Divergenz, die seit den 
Tagen des Großen Kurfürsten zwischen dem 
reformierten Kleve und dem lutherischen 
Magdeburg bestand, ging auf in der „Altpreu- 
Bischen Union“ von 1823, in der aus Schleier- 
machers theologischem Denken, dem libera- 
len Traditionalismus des Bürgertums nach den 
Befreiungskriegen, dem dynastischen Willen 
zur Verschmelzung der weit auseinander- 
liegenden Landesteile und der „Bestimmung“ 
Preußens, Klammer für das nördliche 
Deutschland zu sein, die protestantische 
Einheitskirche entstand, in der bis zum Er- 
sten Weltkrieg ein großer Teil der staatstra- 
genden Schicht aufwuchs. Unter dem König 
als summus episcopus verwaltete in den neun 
altpreußischen Provinzen Ostpreußen, West- 
preußen, Pommern, Posen, Schlesien, Bran- 
denburg, Sachsen, Westfalen und Rheinland 
je ein Generalsuperintendent das Amt der 
Kirchenleitung. Der einzelne Staatsbürger 
war „uniert“ oder einfach „evangelisch“. 
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Eine Gruppe von „Altlutheranern“ ver- 
sagte sich besonders in Niederschlesien, dem 
südlichen Posen und der brandenburgischen 
Lausitz der von oben eingeführten Union. 
Aus ihr gingen Auswandererkirchen in 
Australien, den USA und Brasilien hervor. 
Die lutherischen Kirchen der später annek- 
tierten 
Holstein, Hannover und Hessen-Nassau so- 
wie der nichtpreußischen deutschen Länder 
standen der Union ebenso fremd gegenüber 
wie die Kalvinisten und Zwinglianer. Die 
strengen Altlutheraner des Überseedeutsch- 
tums verweigerten teilweise den Unierten 
die Abendmahlsgemeinschaft. 

Im Oktober 1951 hat eine Außerordent- 
liche Synode die Altpreußische Union auf- 
gelöst. Sie wurde ersetzt durch einen Bund 
ihrer ehemaligen Gliedkirchen, der noch den 
alten Namen führt, einen gemeinsamen Rat 
und eine Synode behält, aber keine Unter- 
werfung der Provinzialkirchen unter ein 
Gesetz der Synode mehr fordert. Die stärkste 
Kirche im deutschen Protestantismus_ ist 
nunmehr die bekenntnismäßig festgelegte 
Vereinigte Lutherische Kirche in Deutschland. 


* 


Die Weltbank 


preußischen Provinzen Schleswig- 


Die Jahressitzung der Bank für Wiederauf- 
. bau und Entwicklung (Weltbank) vom 10. bis 
15. September 1951 in Washington brachte die 
ostentative Erklärung im Geschäftsbericht, 
nach der — entgegen der bisher ziemlich all- 
gemein vertretenen Auffassung —die West- 
liche Welt den Erfordernissen der Aufrü- 
stung genügen könne, ohne die wirtschaftliche 
Weiterentwicklung, insbesondere der rück- 
ständigen Gebiete, zu vernachlässigen. Diese 
Feststellung wurde von Präsident Truman in 
seiner Eröffnungsrede unterstrichen. 

Das Geschäftsjahr, über das die Weltbank 
berichtete, war das fünfte und zugleich das 
aktivste Jahr ihrer Tätigkeit. Sie hat in der 
Zeit vom 1. Juli 1950 bis zum 30. Juni 1951 
21 Kredite über insgesamt 207 Millionen 
Dollar in elf verschiedenen Ländern gewährt. 
Ihre Ausleihungen belaufen sich damit auf 
1114 Millionen Dollar, von denen nach der 
Bilanz 691,7 Millionen ausgezahlt sind. 

Die Weltbank hat ein Nominalkapital von 
10 Milliarden Dollar, das mit 8,4 Milliarden 
von 48 Staaten gezeichnet und zu 20 Prozent 
eingezahlt ist. Sie hat darüber hinaus 300 
Millionen Dollar in den USA und zwei Fran- 
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ken-Anleihen von 45 Millionen bei Schwei- 
zer Banken aufgenommen. Das Geschäfts- 
jahr stellt auch insofern einen Wendepunkt 
dar, als es der Weltbank erstmals gelang, 
auf dem freien Kapitalmarkt Westeuropas 
Anleihen unterzubringen. Die im Mai in Eng- 
land mit 5 Millionen Pfund und im Juli in 
der Schweiz mit 50 Millionen Franken auf- 
gelegten Emissionen waren sofort überzeich- 
net. Damit hat die Weltbank eines ihrer 
Ziele, nämlich Kredite in anderen als der 
USA-Währung auslegen zu können, auch auf 
kommerziellem Wege erreicht, und man 
nimmt wohl mit Recht an, daß künftig wei- 
tere Schritte in dieser Richtung erfolgen. 
Darüber hinaus konnte die Weltbank den 
Markt ihrer Dollarbonds wesentlich auswei- 
ten. Sie weist auf: „substantielle Käufe“ aus- 
ländischer Investoren hin. Vor allem konnten 
Titel aus dem Portefeuille, die aus früheren 
Darlehensgewährungen stammen, z.B. bra- 
silianische Obligationen, nach Kanada, an- 
dere in den Vereinigten Staaten abgesetzt 
werden. Die Bank hat damit den Beweis er- 
bracht, daß sie nicht, wie man bei ihrer 
Gründung vermutete, eine „Bank der faulen 
Kunden“ geworden ist. 

Eine Aufteilung der Kredite nach ihrer Ver- 
wendung ergibt folgendes Bild: Für Wieder- 
aufbauzwecke wurden vor dem Inkrafttreten 
des Marshallplanes rund 555 Millionen Dollar 
an Frankreich, die Niederlande, Dänemark, 
Luxemburg, Finnland und Belgien gewährt. 

Zur „Erschließung und Entwicklung“ sind 
vorgesehen: 
Energiewirtschaft 
Verkehrswesen 


273 Millionen 
140 > 


Industrie 67 


Diese Kredite kamen folgenden Ländern 


zugute: 


Mill. Dollar Mill. Dollar 


Heft 12 


Indien 62,5 Salvador 125 
Irak 12,8 Mexiko 70,1 
Thailand 25,4 Uruguay 33,0 
Türkei 25,4 Nikaragua 4,7 
Brasilien 105,0 Südafrika 50,0 
Chile 16,0 Abessinien 8,5 
Kolumbien 27,6 Australien 100,0 
Jugoslawien 2,7 Island 238 


Bei der Auswahl und Prüfung der Dar- 
lehensanträge hat die Weltbank in steigen- 
dem Maße höchst moderne Methoden ange- 
wandt. Sie betrachtet es als ihre Aufgabe, 
die zu finanzierenden Projekte auf ihre 
Zweckmäßigkeit für die gesamte Volkswirt- 
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schaft des betreffenden Landes zu prüfen 
und alsdann auf die Gestaltung der Projekte 
selbst auch in der weiteren Durchführung 
Einfluß zu nehmen. Zu diesem Zweck wer- 
den Missionen entsandt, die umfangreiche 
Untersuchungen anstellen, oder Studien- 
gruppen gebildet, um Gutachten auszuarbei- 
ten, in denen versucht wird, die Belange des 
Landes auf die Erfordernisse moderner 
Wirtschaftssteuerung abzustellen. Dement- 
sprechend werden die Kredite der Weltbank 
auch an Auflagen gebunden, die zumeist 
auch eigene Aufwendungen des Landes zu- 
gunsten der zu finanzierenden Projekte vor- 
sehen. Dabei wird zugleich die Verwendung 
der Kredite zwanglos überwacht. Allerdings 
verlangt die Bank auch während der Lauf- 
zeit der Darlehen die regelmäßige Vorlage 
von Vierteljahresbilanzen und andere Kon- 
trollmöglichkeiten. Nicht immer waren die 
angesprochenen Länder mit diesen Bedingun- 
gen einverstanden. Syrien z. B. hat eine 
Weltbankanleihe abgelehnt, weil ihm die 
Auflagen unerfüllbar schienen. Im Jahre 
1950 verzichtete die britische Colonial Deve- 
lopment Corporation auf einen Kredit, weil 
ihr die geforderte Überwachung zu weit ging. 
Andere Länder dagegen haben, ohne daß 
Kreditanträge beabsichtigt waren, um die 
Entsendung von Studienkommissionen er- 
sucht, um den Rat der Weltbank zu hören. 
Zur Zeit befinden sich Missionen in Chile 
und Nikaragua. Zurückgekehrt sind Missionen 
aus Indien, der Türkei, Ägypten, Abessinien, 
dem Kongo, Paraguay, Brasilien und Peru. 
Studiengruppen arbeiten in Ekuador, Kosta- 
rika, Ceylon, Panama und Surinam. Berichte 
über Kuba, Guatemala und die Türkei wur- 
den veröffentlicht. 

Es ist kein Zweifel, daß die Aktionen der 
Weltbank einen höheren Wirkungsgrad 
haben, als die Ziffern ihrer Ausleihungen an- 
zeigen. Der erhöhte Bedarf an Rohstoffen 
hat das wirtschaftliche Klima gerade in den 
für ihre Tätigkeit in Betracht kommenden 
Ländern wesentlich verbessert. Der Augen- 
blick, große Investitionen einzuleiten, ist für 
sie gekommen, denn ihre steigenden Devisen- 
einnahmen erfordern sie eben so sehr, wie 

sie ihren Kredit erhöhen. 

Einer Fanfare gleich ließ die Geschäfts- 
leitung der Weltbank die Sitzung mit der 
Bekanntgabe einer neuen Anleihe an Belgien 
in Höhe von 70Millionen Dollar, die für den 
Zehnjahresplan des Belgischen Kongo zu 
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verwenden ist, ausklingen. Zur Zeit wird die 
Gründung einer Tochtergesellschaft der 
Weltbank vorbereitet, die langfristige Kre- 
dite für industrielle Investitionen gewähren 
und privates Kapital zu diesem Zweck mit 
heranziehen soll. 

Das Thema des deutschen Aufnahmean- 
trages wurde offiziell nicht berührt. Es ver- 
lautete lediglich, dieser Antrag werde sehr 
gründlich erwogen. 


H. U. v. Wangenheim 


Expedition in die kanadische Arktis 


Anfang November kehrte eine elfköpfige 
Expedition unter Führung von T. H. 
Manning von einer Expedition mit dem MS 
„Cancolim“ in die westlichen Seegebiete vor 
der Nordküste Kanadas zurück. Sie war am 
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28. Juli in Esquimalt in See gegangen und 
hatte am 21. August über Prince Rupert, 
Unalaska und Point Barrow die Herschel- 
Insel vor der Mündung des Mackenzie er- 
reicht. Ihre Arbeit wurde wenig durch Eis 
gehindert, so daß sie bis zum Prinz-Alfred- 
Kap an der Nordwestspitze der Banks-Insel 
hydrographische und ozeanographische Un- 
tersuchungen machen konnte. Bei Einbruch 
des Winters ließen die Teilnehmer das Schiff 
an einem Landepunkt ostwärts der Macken- 
zie-Mündung und kehrten im Flugzeug zu- 
rück. Die kanadische Arktis besitzt große 
Bedeutung für die Luftverteidigung Nord- 


amerikas. 
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Der Donau-Schwarzmeer-Kanal 


Am 26. Mai 1949 gab die rumänische Re- 
gierung ihren Entschluß bekannt, auf Vor- 
schlag des Politbüros sofort den Bau eines 
Donau-Schwarzmeer-Kanals in Angriff zu 
nehmen. Das Projekt sieht die Konstruktion 
eines Wasserweges von der Donau bei Cerna- 
voda quer durch die Dobrudscha zum Schwar- 
zen Meer bei Konstanza vor. Der Kanal wird 
nördlich der die beiden Städte verbindenden 
Eisenbahn und Landstraße verlaufen, und 
seine Länge wird 66km betragen. Er soll 
30m breit und schiffbar für Schiffe bis zu 
15 000 BRT Für die notwendige 


sein. 


DOBRUDSCH\A 


Wasserregulierung sind zwei Schleusen vor- 
gesehen: eine bei Cernavoda und die zweite 
bei Medgidia. Der neue Kanal wird an Stelle 
des Sulina-Armes treten und die Donaustraße 
um ungefähr 200 km abkürzen. Die Konzep- 
tion und oberste Leitung liegt in den Hän- 
den sowjetischer Techniker. 

Das Projekt hat eine über hundertjährige 
Vorgeschichte und geht auf eine Initiative des 
zaristischen Rußland im Jahre 1839 zurück. 
Nach der Annektion Bessarabiens im Jahre 
1812 wurde Rußland Anrainer der Donau 
und konnte sich an der Kontrolle der Schiff- 
fahrt beteiligen. Auf die Dauer sah es aber 
die Beteiligung anderer Länder an dieser 
Kontrolle ungern, und mit der Begründung, 
daß der Sulina-Arm zu viel Regulierungs- 
arbeiten erfordere, schlug es den Bau eines 
Kanals zwischen Cernavoda und Konstanza 
vor,der gewissermaßen als Privatverbindung 
gelten und nur unter russischer Kontrolle 
stehen sollte. Auf diese Weise hätte Rußland 
praktisch auch die nördliche Dobrudscha in 


Besitz genommen. Lord Palmerston_ teilte 


Berichte 


der russischen Regierung mit, daß die Kon- 


Heft12 


struktion eines neuen Kanals das Interesse 


Großbritanniens an der Donauschiffahrt nicht _ 


im geringsten beeinflussen werde. Das Ergeb- 
nis war, daß Rußland das Projekt fallen ließ. 


4 
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Als im Juni 1940 die Sowjetunion Bessa- 


rabien wieder an sich riß, wurde sie erneut 
Donauanrainer und infolgedessen berechtigt, 


sich an der Kontrolle des Flusses zu beteili- 


gen. Diesmal wurde aber die Frage des Ka- 
nals für Rumänien selbst akut. Die rumä- 


nische Regierung beschloß aus politishen 


Gründen, das von Rumänien seit langem vor- 
bereitete Projekt endlich in die Tat umzu- 
setzen. Auf diese Weise wollte man die Schiff- 
fahrt auf der Donau dem unmittelbaren Zu- 
griff der Sowjets entziehen. Die innenpoliti- 
schen Schwierigkeiten in Rumänien und der 


B\| 


Ausbruch des Krieges im Osten verhinderten 


die Verwirklichung des alten Planes. 

Unter den neuen politischen Umständen 
an der unteren Donau stellt die Wiederauf- 
nahme des Projekts eine rein sowjetische An- 
gelegenheit dar. Erstens wollen die 
Sowjets sich ein sichtbares Verdienst um die 
Donauschiffahrt erwerben. Zweitens 
sichert die Mitwirkung für die Zukunft eine 
Kontrolle der Schiffahrt auch für diesen voll- 
ständig auf rumänischem Boden verlaufen- 
den Kanal.Drittens wird sich die Sowjet- 
union auf Grund dieses Anrechts bei der 
eventuellen Beendigung der Besetzung Ru- 
mäniens Annektion oder weitere Besetzung 
der rumänischen Dobrudscha vorbehalten. 

Im Sommer 1949 wurde mit der Arbeit an 


mehreren Stellen begonnen. Dank den sozia- 


len Umwälzungen der Nachkriegsjahre ver- 
fügte die rumänische Regierung über mehr 
als genug Arbeitskräfte: die entlassenen Be- 
amten oder die enteigneten „Bourgeois“, — 
es war so eine einzigartige Gelegenheit, den 
Kanal rasch und billig zu bauen. Seit Herbst 
1950 werden auch politische Gefangene zur 
Arbeit an dem Kanal herangezogen. Die seit 
dem Frühjahr 1951 intensiv betriebenen mili- 
tärischen Befestigungen machten diese Maß- 
nahme im verstärkten Maße notwendig. Zur 
Zeit arbeiten etwa 186000 Mann am Kanal. 


Die Arbeitsbedingungen sind hart. Es wer- 
den 12 bis 14 Stunden am Tage, einschließ- 
lich der Sonn- und Feiertage, gearbeitet, von 
4 Uhr früh an. Das Essen ist primitiv und 
nicht ausreichend, täglich dasselbe: eine ver- 
wässerte Bohnensuppe. Die Arbeitsnorm be- 
trägt dreiKubikmeter Erde täglich pro Mann. 
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Wer sie nicht erfüllt, hat das mit der Kür- 
zung der Lebensmittelration zu bezahlen. 
Eine Anzahl Personen an jeder Arbeitsstelle 
' darf einmal im Monat am Sonntag Besuch 
von Familienangehörigen empfangen. Von 
früh bis abends um 5 Uhr warten die Leute 
in einer langen Kolonne, um sich in Gegen- 
wart einer starken Bewachung aus zwei Me- 
ter Entfernung einige Minuten mit ihren 
Angehörigen unterhalten und ein Lebensmit- 
telpaket in Empfang nehmen zu können. 
In letzter Zeit kommen immer häufiger 
Materialentwendungen vor. Die polizeilichen 
Untersuchungen ergaben, daß sie nicht auf 
die äußerst streng überwachten Arbeitskräfte 
zurückzuführen, sondern dem Verwaltungs- 
personal und den Bewachungsmannschaften 
— alles gutgeschulten und überzeugten 
Kommunisten — zuzuschreiben waren. Da 
die Zahl der Friedhöfe entlang dem zukünf- 
tigen Kanal im auffallenden Wachsen begrif- 
fen war, ist man neuerdings dazu übergegan- 
gen, überall Krematorien einzurichten, um 
die menschlichen „Betriebsun- und -ausfille“ 
sofort und ohne Spur verschwinden zu las- 
sen. Die Sterblichkeitsziffer liegt außer- 
ordentlich hoch, denn die aus den Gefängnis- 
sen kommenden Gefangenen sind vollkommen 
geschwächt, und Fluchtversuche aus Verzweif- 
lung und „Willen zum Tod“ nicht selten. 
Der Kanal gilt in Rumänien als „Vernich- 
tungslager“, und „zum Kanal verschickt wer- 
den“ besagt heute für die Rumänen so viel 
wie „zum Tode verurteilt“. Unter sowjeti- 
scher Herrschaft ist das an sich nützliche 
Werk zum Wahrzeichen der Ver- 


kl orden. 
ee Georg Fibisch 


Bulgarien und sein „Großer Bruder“ 


Immer spärlicher werden die Nachrichten, 
die die westliche Welt aus Bulgarien erhält, 
und fast droht dieses Land in den gleichen 
Zustand der Vergessenheit und des Ausge- 
löschtseins zu versinken wie während der 
Jahrhunderte der Türkenherrschaft. So häu- 
fig seine südosteuropäischen Nachbarländer 
Griechenland und Jugoslawien genannt wer- 
den, so selten hört man von dem Lande, das 
nach dem Zusammenbruch der deutschen 
Ostfront und nach dem Scheitern seiner Neu- 
tralitätsbemühungen seit dem September 
1944 immer stärker in den Moskauer Einfluß- 
bereich einbezogen wurde. Die Westmächte, 
die in Jalta auf eigene Ansprüche in Südost- 


Bulgarien 
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Europa verzichtet hatten, unternahmen zwar 
durch Interventionen zugunsten der demo- 
kratischen Grundrechte mehrfach Versuche, 
westliche Lebensformen in Bulgarien zu er- 
halten, konnten jedoch auf die Dauer nicht 
verhindern, daß die Entwicklung zum kom- 
munistisch geführten Einparteienstaat immer 
schneller fortschritt. Wohl gelang es 1947 
durch die Truman-Doktrin wie vorher be- 
reits bei den Friedensvertragsverhandlun- 


.gen, den von Moskau inspirierten bulgari- 


schen Bestrebungen in Richtung auf das 
Ägäische Meer Einhalt zu gebieten. Die in- 
nere Freiheit des Landes konnte durch 
Beeinflussung von außen aber nicht im Sinne 
der westlichen Welt behauptet werden. Jede 
westliche Demarche zugunsten der Wahlfrei- 
heit, der Pressefreiheit und der Menschen- 
rechte wurde durch immer schroffere Maß- 
nahmen seitens der Kommunistischen Partei 
erwidert, bis nacheinander die unabhängigen 
Oppositionsparteien völlig ausgeschaltet und 
ihre führenden Männer wie Nikola Petkov, 
Kosta Lulschev u. a. beseitigt waren. Mit dem 


Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu 


Bulgarien durch die USA am 21. Februar 
1950 wurde deutlich, daß eine Verständigung 
mit der durch Amerika geführten westlichen 
Welt nicht mehr möglich war. Hiermit ver- 
schwand Bulgarien scheinbar endgültig hin- 
ter dem Eisernen Vorhang. 


Nach dem Fehlschlag der jugoslawisch- 
bulgarischen Föderationspläne, die bulgari- 
scherseits vor allem durch den jüngeren 
Parteigänger Georgi Dimitrovs, Traitscho 
Kostov, gefördert worden waren, begann die 
Säuberungsaktion innerhalb der bulgarischen 
Kommunistischen Partei, in welcher starke 
Kräfte in Erscheinung getreten waren, die sich 
in „nationalistischer Abweichung“ von der 
durch Moskau vorgeschriebenen Generallinie 
für ein unabhängiges Bulgarien einsetzten. 
Diese Auseinandersetzung, die in Bulgarien 
— anders als in dem benachbarten Jugosla- 
wien — auf der ganzen Linie durch den 
Kreml gewonnen wurde, soweit es sich um 
die „Liquidierung“ der kommunistischen 
Fronde handelte, war an zwei großen Pro- 
blemen entbrannt: Das eine Problem betraf 
das Zusammenleben Bulgariens mit seinen 
Nachbarn, d.h. also die außenpolitische Ord- 
nung auf dem Balkan und das Verhältnis 
dieser Ordnung zu Moskau. Das zweite kei- 
neswegs geringere Problem lag und liegt 
noch heute in der Stellung des Regimes der 
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Vaterländischen Front zum Bauerntum und 
in der Notwendigkeit der Aufrechterhaltung 
der Lebensmittelrationierung. 

Die Nachrichten von Anfang November 
1951 über eine neue „Säuberung“ in Bulga- 
rien stehen in unmittelbarem Zusammenhang 
mit den Widerständen, die die bulgarischen 
Bauern der seit 1950 beschleunigten Bildung 
von „Arbeitslandgenossenschaften“, d.h. von 
Kollektivwirtschaften und dem System der 


Zwangsablieferungen an den Staat, entgegen- ‚ 


setzen. Die Aufhebung der Mandate des bis 
Juni 1951 im Amt befindlichen ehemaligen 
Landwirtschaftsministers Titko Tscherno- 
cholev und des ehemaligen Ministers für 
kommunale Wirtschaft Petar Kamenov und 
die Ausschließung dieser Männer aus der 
Bauernunion, die der gleichgeschaltete Rest 
des einst so mächtigen Bulgarischen Bauern- 
bundes ist, können als Zeichen für die wach- 
senden Schwierigkeiten auf dem Lande an- 
gesehen werden. Das seit je in seiner 
Grundstimmung zwar russenfreundliche, 
aber gleichzeitig äußerst individualistisch auf 
die Erhaltung des Privateigentums bedachte 
bulgarische Kleinbauerntum läßt sich offen- 
bar besonders schwer in die staatliche Plan- 
wirtschaft einfügen. Die Absichten einer 
Überwindung des Gegensatzes zwischen 
Stadt und Land haben trotz gelegentlichen 
Entgegenkommens, durch das der Produk- 
tions- und Lieferungswillen angeregt werden 
sollte, auch nach Einschaltung der in Bul- 
garien seit je besonders starken Genossen- 
schaften weniger zu einem brüderlichen 
Hand-in-Hand-Arbeiten zwischen Stadt und 
Land als vielmehr zu wachsender Zurückhal- 
tung der schon immer mißtrauischen und 
stadifeindlichen Produzenten auf dem Lande 
geführt. Das Regime der Vaterländischen 
Front kann sich ein gewaltsames Zerbrechen 
des individualistischen bäuerlichen Wider- 
standes wie auch die Aufhebung des einst- 
weilen noch gesetzlich geschützten Privat- 
eigentums an Grund und Boden zweifellos 
nicht leisten, da hiermit nicht nur das „frei- 
willige“ politische Mitgehen der ländlichen 
Bevölkerung, sondern auch ein wesentlicher 
Teil der Produktionskraft gefährdet würde, 
die für den Export und den Devisenhaushalt 
stark an Bedeutung zunimmt. 


Bulgariens Ministerpräsident Vulko Tscher- 
venkov, der nach dem natürlichen oder ge- 
waltsamen Tode Dimitrovs, Kolarovs und 
Kostovs seit Februar 1950 die Kommuni- 


“stische Partei, die Vaterländische Front und Ef 
die Geschicke des Landes führt, sieht sich 


schweren Aufgaben gegenüber. Die Verhand- 
lungen über die Einbeziehung Griechenlands 
und der Türkei in das Atlantikpaktsystem 
sowie die Waffenlieferungen der USA an 
Jugoslawien dürften ihm nicht geringeres _ 
Kopfzerbrechen bereiten als die Agrarpoli- 
tik und die umstrittene Organisation der 
inneren Versorgung. Der wachsende ameri- 
kanische Einfluß und die Wirtschaftskrise in 
Jugoslawien mit ihrem Hin und Her zwi- 
schen staatlicher Reglementierung und De- 
zentralisierung oder Liberalisierung sind 
eine ständige Quelle der Beunruhigung für 
Moskaus Musterland im Herzen der Balkan- 
halbinsel. Geschulte Sowjetkräfte wie der 
Verteidigungsminister Pantschevski, der Ge- 
neralstabschef Grekov und der Stellvertre- 
tende Ministerpräsident Michailov wachen 
„an der Seite“ Tschervenkovs über die Ein- 
haltung der Richtlinien des Kreml. Es kann 
kein Zweifel darüber bestehen, daß in dem 
Maße, in dem Griechenland, die Türkei und 
Jugoslawien stärker in die Atlantikpakt- 
pläne einbezogen werden, die Bedeutung ge- 
rade Bulgariens für das Sowjetsystem und 
seine Politik im östlichen Mittelmeer wächst. 


Wolfgang Stubenrauch 


* 
Die Mongolische Volksrepublik 


Die Mongolische Volksrepublik feierte 
die Dreißigjahrfeier ihres Bestehen und die 
Vierzigjahrfeier der Unabhängigkeit ihres 
Landes. Als nach Ausbruch der Chinesi- 
schen Revolution am 10. Oktober 1911 in 
Wutschang das Angebot des Bogdo Khan, 
— des Hauptes der lamaistischen Kirche in 
der Mongolei und ihres geistlich-weltlichen 
Herrschers—, mit mongolischen Truppen die 
Monarchie in China zu sichern, abgelehnt 
worden war, erklärte der Khan am 1. Dezem- 
ber 1911 die Unabhängigkeit der Mongolei. 
Er blieb als ihr nominelles Oberhaupt, auch 
als die am 13. März 1921 in Kiachta von der 
Mongolischen Nationalrevolutionären Partei 
gebildete provisorische Regierung am 1. Sep- 
tember desselben Jahres ihren Sitz in das von 
Sowjettruppen dem weißrussischen Aben- 
teurer Baron Ungern-Sternberg abgenom- 
mene Urga verlegte. Nach dem Tod desBogdo 
Khan (24. Mai 1924) gab die Gesetzgebende 
Versammlung (Khuruldan) dem Lande am 


26. November die Verfassung der „Mongo- 


lischen Volksrepublik“. Urga wurde in Ulan 
Bator („Roter Krieger“) umbenannt. 

Die Privilegien der Fürsten und der Geist- 
lichkeit sowie die Leibeigenschaft sind abge- 
schafft worden. Das vorübergehend aufgeho- 
bene Privateigentum an den Herden der 
Nomaden und am Besitz der arbeitenden 
Bevölkerung ist 1934 wiederhergestellt wor- 
den. Seitdem gilt die Mongolei in der Sowjet- 
union als „bürgerlich-demokratische Repu- 
blik“. Mit der Sowjetunion verbinden die 
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Mongolische Volksrepublik Freundschafts- 
und Beistandspakte vom 13. März 1936 und 
vom 27. Februar 1946. Die einzige Regierung 
außer der Sowjetregierung, die die Mongo- 
lische Volksrepublik anerkannt hat, ist die 
Chinas geblieben: unter Tschiang Kai-schek 
erfolgte die Anerkennung durch Staatsver- 
trag vom 13. Februar 1946, mit der Chinesi- 
schen Volksrepublik Mao Tse-tungs wurden 
die Beziehungen gleich nach ihrer Gründung 
am 1. Oktober 1949 aufgenommen. 1946 
hatte die Mongolische Volksrepublik die Auf- 
nahme in die UNO beantragt. Am 18. August 
1947 lehnte der Sicherheitsrat ab. National- 
china, das 1946 die Aufnahme befürwortet 
hatte, stimmte 1947 dagegen. 

Am 10. Juni 1951 fanden Neuwahlen zum 
Großen Khuruldan statt, der dem Obersten 
Sowjet der UdSSR vergleichbar und höchstes 
Organ der Staatsgewalt ist. Der Große 
Khuruldan seinerseits wählt den Kleinen 
Khuruldan mit 30 Mitgliedern und dieser ein 
Präsidialkomitee von 5 Personen sowie die 
in einem Ministerrat zusammengefaßte Re- 
gierung. Vorsitzender des Ministerrats (Pre- 
mierminister) ist seit einer Reihe von Jahren 
der Marschall Tschoibalsan, der auch zugleich 
das Amt des Außenministers bekleidet. 

Während der Wahlkampagne des Wahl- 
blocks der Kommunistischen Partei der 
Mongolei, der nicht-parteigebundenen Er- 
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werbstätigen und der Intelligenz, der allein 
Kandidaten nominierte, hielt Tschoibalsan, 
die stärkste Persönlichkeit im Politbüro, eine 
Rede, in der er sich zum Leninismus-Stalinis- 
mus bekannte, der seit dreißig Jahren die 
Richtschnur für die gewaltige Entwicklung in 
der Mongolei gewesen sei, einer Entwicklung, 
die der führenden Partei das Vertrauen auch 
der ihr nicht angehörenden Kreise gewonnen 
habe. Er schloß mit einer Huldigung vor dem 
„großen Stalin, dem Führer und Lehrer der 
Werktätigen in aller Welt“. 

Die Mongolische Volksrepublik hat 900 000 
Einwohner, der Viehbestand hat sich seit 
1924 mehr als verdoppelt, der Futterbedarf 
ist durch Einrichtung von Stationen mit Trak- 
toren und Heuaufbereitungsmaschinen ge- 
sichert, Produktivgenossenschaften, die zu- 
nächst nur als Vorbilder in geringer Zahl 
errichtet wurden, haben sich bewährt, die 
Industrie ist mit staatseigenen und genossen- 
schaftlichen Unternehmungen im Aufbau, 
die industrielle Produktion hat sich wäh- 
rend der letzten 10 Jahre vervierfacht und 
wird sich voraussichtlich bis zum Ende des 
im Dezember 1952 ablaufenden Fünfjahres- 
plans nochmals verdoppeln. Gold, Kohle 
und Marmor werden abgebaut. Es bestehen 
Wollwäschereien und eine Tuch- und Filz- 
fabrik, Gerbereien und eine Schuhfabrik und 
andere Unternehmungen. Ulan Bator ist mit 
dem sibirischen Eisenbahnnetz verbunden. 

Für die deutsche Wirtschaft gewann die 
Mongolei als Lieferant von Schaf- und Ka- 
melwolle sowie Halbedelsteinen und als Ab- 
nehmer von Kraftfahrzeugen (schwere Lkws 
besonderer Konstruktion) und sonstigen In- 
dustrieerzeugnissen Interesse, nachdem in 
den zwanziger Jahren in einem deutsch- 
sowjetischen Vertrag der Transitverkehr 
über Sibirien geregelt war und eine im we- 
sentlichen russische Aktiengesellschaft deut- 
schen Rechtes (WOSTWAG) das Außenhan- 
delsmonopol in der Mongolischen Volks- 
republik erhalten hatte. Eine Anzahl junger 
Mongolen wurde damals in Deutschland 
ausgebildet. Diese Verbindungen lockerten 
sich später und kamen Mitte der dreißiger 
Jahre zum Erliegen. Neuerdings hat die Tex- 
tilindustrie der Deutschen Demokratischen 
Republik wieder gewisse Mengen Schaf- und 
Kamelwolle mongolischer Herkunft erhalten, 
und eine mongolische Spielgruppe nahm an 
dem Weltjugendtreffen in Berlin teil. 

H.M. 
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„Punkt-Vier“-Programm der Sowjetunion 
in China 


Die sowjetische Wirtschaftshilfe an China 
besteht darin, daß die Russen ihr technisches 
Können China zur Verfügung stellen. Tau- 
sende von russischen Experten und Techni- 
kern sind überall, selbst in abgelegenen Pro- 
vinzen Zentral- und Südchinas beratend 
tätig und helfen den Chinesen, die dringlich- 
sten Aufgaben der nationalen Wirtschaft in 
Angriff zu nehmen: Flußregulierungen, Wie- 
derherstellung und Erweiterung des Eisen- 
bahnnetzes, Reorganisation der Bergwerke 
und der Stahlindustrie. Nur in der Land- 
wirtschaft ist die Tätigkeit der Sowjets enger 
und auf Lieferung von Saatgut und einer 
geringen Anzahl landwirtschaftlicher Ma- 
schinen beschränkt. Auf die Bodenreform 
hatten sie keinerlei Einfluß. 

Die finanzielle Unterstützung, die die 
Sowjetunion China mit einem Kredit von 
300 Millionen Dollar gewährt hat, wird nur 
für die Bezahlung eines Teiles der impor- 
tierten Maschinen und Rohstoffe gebraucht, 
da China mit seinen Landesprodukten (Tee, 
Holzöl, Sojabohnen, Borsten, Wolfram, 
Zinn, Zink) zahlen kann. Tatsächlich hat in 
seiner Handelsbilanz für 1950 der Export 
(52,23 Prozent) den Import (47,77 Prozent) 
nicht unwesentlich übertroffen, ein seit 1877 
unerhörtes Ereignis. Die Sowjetunion ist mit 
nahezu einem Viertel beteiligt. 

Die sowjetische Wirtschaftshilfe für China 
entspricht nach Meinung der Neuen Züricher 
Zeitung (28. Oktober 1951) dem „Punkt- 
Vier-Programm“ des Präsidenten Truman: 
wirtschaftliche Höherentwicklung von innen 
heraus durch die Ausbildung von einheimi- 
schen Ingenieuren und Technikern, damit 
diese selbst die potentiellen Reichtümer 
ihres Landes erschließen können. 

Von der bisherigen wirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit mit der Sowjetunion hat 
China ohne Zweifel Gewinn gehabt, wenn 
man der Anwesenheit der vielen russischen 
Berater und Techniker keine anderweitigen 
Motive zuschiebt. Gewisse eigene Interessen 
hat China allerdings dem „großen Ziel“ zum 
Opfer bringen müssen. Manche Souveräni- 
tätsbeschränkungen — im atlantischen Bünd- 
nissystem noch theoretische Forderung — 
sind dort bereits Praxis geworden. 


* H.M. 


Praeceptor Orientis 


Es gab eine Zeit — nach dem Russisch- 
Japanischen Krieg —, als die Völker des 
Orients, von der Maghreb bis zum Stillen 
Ozean, auf Japan als Vorbild und Lehrmei- 


ster blickten. Diese Zeit ging schnell vor- 


über. Japan als Besatzungsmacht in Korea, 
Japans Forderungen an China 1915, Japans 
Haltung in Versailles: das zerstörte die Vor- 
stellung eines Vorkämpfers gegen Imperia- 
lismus und Kolonialismus. 

Heute blickt derselbe Orient — und er 
schließt wie damals China heute Japan ein 
— auf das China Mao Tse-tungs. Die korea- 
nische wie die mongolische Volksrepublik, 
Indien und Pakistan, Burma und Indonesien 
stehen mit ihm in diplomatischem Verkehr. 
Versicherungen gegenseitiger Sympathie 
werden zwischen Peking und Marokko oder 
Tunis ebenso ausgetauscht, wie Iran und 
Ägypten Beweise der Anteilnahme der Chi- 
nesischen Volksrepublik erhalten. 

Die Lehre Chinas besteht aber nicht nur in 
seinem Beispiel — wie einst die Japans —: 
China liefert dem Orient auch das geistige 
Rüstzeug für seine Emanzipation. Die Schrif- 
ten seiner Theoretiker finden die größte 
Beachtung. Aus Indien werden Zahlen ge- 
nannt. Von Mao Tse-tung sind 46 Arbeiten 
übersetzt und in mehr als 175 000 Exem- 
plaren verbreitet. Seine Schrift „Über die 
Neue Demokratie“ ist in vier englischen Aus- 
gaben (20000 Exemplare), in Urdu und 
Bengali (je 5000 Exemplare), in Hindi und 
Marathi erschienen. Seine Schrift „Über die 
Demokratische Diktatur des Volkes“ ist auf 
Englisch in 26 000, auf Bengali in 11000 
Exemplaren verbreitet. Sein Werk „Über die 
Praxis“ ist — wie übrigens auch auf Burma- 
nisch und Siamesisch — auf Englisch und in 
einer Reihe indischer Sprachen erschienen. 
Von Liu Schao-tschis Schriften über Partei- 
organisation und Parteikämpfe liegen Über- 
setzungen vor auf Hindi, Urdu, Bengali, 
Marathi und Malayalam. 

Quelle: Daily News Release, Peking, 9. Juli 1951. 


Südsachalin und die Kurilen 


Die Besitzverhältnisse im südlichen Ochot- 
skischen Meer waren bis in die Mitte des 19. 
Jahrhunderts unklar. Erst 1855 wurde im 
Traktat von Shimoda vereinbart: „Von nun 
ab geht die Grenze zwischen Rußland und 
Japan zwischen den Inseln Iturup und Urup 


sie es auch bis jetzt war“. 


1875 ging das Kondominium auf Sachalin 
zu Ende: Japan erhielt die gesamte Kette der 
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 Kurilen, verzichtete aber auf seine Rechte 

in Sachalin. Nach dem Russisch-Japanischen 
Krieg teilte im Jahre 1905 der Friede von 
Portsmouth die Insel am 50. Breitengrad: 


- der südliche Teil fiel an Japan. 


Südsachalin mit den Robbeninseln Kaiyo- 
to und Kaiba-to wurde unter dem Namen 
Karafuto von einem dem Kolonialministe- 
rium unterstellten Gouverneur verwaltet. 
Dieser Außenbesitz des Japanischen Reiches 

_ umfaßte 36 090 qkm und zählte vor dem 
Zweiten Weltkrieg rund 400 000 Einwohner. 
Er erfuhr in 40 Jahren japanischer Verwal- 


_ tung eine vielseitige Entwicklung. 


Kohle und Holz waren die Grundlagen für 
neun große Zellstoffabriken, durch deren 
Produktion Japan 1937 an die erste Stelle 
der Kunstseidenproduktion der Welt rückte. 
Die Orte mit Zellstoffabriken waren aus- 
_nahmslos zu Städten von 10000 und mehr 


Einwohnern geworden. 


Die Gewässer Karafutos gehören zu den 
fischreichsten der Erde. Der Heringsfang in 
ihnen machte mit 400 000 Tonnen rund 50 % 
des gesamtjapanischen Ertrags und damit 
25 % des Weltertrags aus. Darüber hinaus 
'eind die Gewässer reich an Lachsen, Lachs- 
'forellen, Krabben und Robben sowie an 
"Kombu, einem für die japanische Ernährung 
"unentbehrlichen Seetang. Die japanische Fi- 
2 


urch. Die ganze Insel Iturup gehört Ja 
an, während die ganze Insel Urup und die 
übrigen Kurilischen Inseln nach Norden zu 
3 russisches Gebiet bilden. Was die Insel 
Karafuto (Sachalin) betrifft, so bleibt sie 
zwischen Rußland und Japan ungeteilt, wie 
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scherei erstreckte sich auf den Gesamtraum 
des Ochotskischen Meeres. Beim Allein- 
erwerb der Kurilen hatte Japan schon 1875 
das Recht gewonnen, an der Küste Kam- 
tschatkas und an der Küste Ostsibiriens bis 
zur Amurmündung zu den für russische 
Staatsangehörige gültigen Bedingungen fi- 
schen zu dürfen. Dieser Fischereivertrag 
wurde mehrfach, zuletzt kurz vor Ausbruch 
des Zweiten Weltkriegs, erneuert; er ist mit 
dem Frieden von San Franzisko erloschen. 


Karafuto bot für die landlose bäuerliche 
Überschußbevölkerung der japanischen 
Stamminseln eine Chance zur Gründung 
eines eigenen Hofes. Obwohl das Klima 
wenig lockte, waren bis 1939 12 000 Siedler- 
stellen entstanden, für 33 000 weitere war 
Platz. Angebaut wurden Kartoffeln, Hafer, 
Roggen und Zuckerrüben. In der Hauptstadt 
Toyohara (40 000 Einwohner), russisch Wla- 


dimirowka, arbeitete eine Zuckerfabrik. 


Im Frieden von San Franzisko trat Japan 
am 8. September 1951 die Kurilen und Süd- 
sachalin — 52000 qkm mit einer Küsten- 
länge von 3800 km (Deutschland 1937 1729 
km) — an die Sowjetunion ab. Damit ist das 
Ochotskische Meer zu einem rein sowjetischen 
Randmeer geworden, die Soya-Straße (La 
Perouse-Straße) gibt jetzt der Sowjetunion 
die Möglichkeit zur Kontrolle über eine 
eisfreie Durchfahrt vom Pazifik nach Wla- 
diwostok. Mit dem Hafen Maoka besitzen 
die Sowjets den nördlichsten eisfreien Ha- 
fen Östasiens, der Schiffe bis zu 5000 Ton- 


nen aufnehmen kann. 


Quelle: M. Schwind. Die Gestaltung Karafutos zum 
japanischen Raum, Gotha 1942, 


Was ist das Mutterland der Philippinen ? 


Der Präsident der Philippinischen Repu- 
blik landete am 1. Oktober 1951 in Cadiz zu 
einem Staatsbesuch und wurde vom spani- 
schen Außenminister Artajo zu einem Te 
Deum in die Kathedrale geleitet. Am folgen- 
den Tage flog er von Sevilla nach Madrid, um 
eine Woche lang Gast im Sommersitz General 
Francos zu sein. Schon in Cadiz dankte Prä- 
sident Quirino Spanien für das geistige Erbe, 
das seiner Heimat aus den Jahrhunderten 
der spanischen Herrschaft geblieben sei. Die- 
ses Erbe bilde ein Bindeglied zwischen dem 
„Mutterland“ und der „einzigen christlichen 
Nation in Ostasien“. 
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Die Bevölkerung der Inselgruppe im Stil- 
len Ozean ist mit den Nachbarländern im 
Westen und Süden: China, Indochina, Indo- 
nesien, verwandt und zeigt viele Schichtun- 
gen der Rasse und Kultur. In der spanischen 
Kolonialzeit bildete sich eine Oberschicht, die 
in europäischen Begriffen dachte. Aus ihren 
Reihen kamen auch die Aufständischen ge- 
gen Spanien. Sie begrüßte die amerikanische 
Hilfe, lehnte aber zum großen Teil die ame- 
rikanische Vormundschaft ab und erhob nach 
1898 auch gegen die neuen Herren die Waffe. 
Sie begrüßte in manchen Gruppen die Ja- 
paner, lehnte sich aber auch gegen deren 
Herrschaft auf. Seit 1945 trägt sie den Ge- 
danken der nationalen und sozialen Revolu- 
tion an die armen Bauern heran und trägt 
geistig die agrarkommunistische Unruhe. Im 
Zeichen der neuen konservativen Weltallianz, 
in der die USA sich mit Spanien verbünden, 
lösen sich manche Fragen für die konserva- 
tiven Filipinos der Oberschicht. Sie können 
jetzt zugleich mit den USA, Spanien und Ja- 
pan zusammenarbeiten und obendrein noch 
nationale Gesinnung zeigen. 


Selbst der Irak... 
Am 11. Oktober teilte die irakische Regie- 


rung amtlich mit, daß sie Großbritannien 
eine Neufassung der mit dem Irak bestehen- 
den Verträge vorgeschlagen habe. Minister- 
präsident Nuri es Said habe bei seinem Lon- 
doner Besuch im September schon auf diese 
Notwendigkeit hingewiesen. 


Bis 1957 ist jetzt der britisch-irakische 
Bündnisvertrag von 1930 in Kraft, der 1932 
anstelle des C-Mandats trat, das Großbritan- 
nien nach dem Ersten Weltkrieg über das 
ehemals osmanisch beherrschte Mesopota- 
mien im Rahmen des Völkerbunds-Mandats- 
systems übernommen hatte. Auf der Grund- 
lage diese Allianzvertrages unterhält Groß- 
britannien den Flugstützpunkt Habbanyah, 
den es auch durch Beodentruppen schützen 
darf. Die beiden Länder sind zur gegensei- 
tigen Hilfeleistung im Kriegsfall und zur 
Verfolgung einer gemeinsamen Außenpoli- 
tik verpflichtet. 

Der erste Revisionsversuch von 1947 schei- 
terte am Widerstand des irakischen Parla- 
ments, so daß der geplante neue Vertrag 
nicht wie vorgesehen am 15. Januar 1948 in 
Kraft treten konnte. Daß im Irak der Wider- 
standswille des arabischen Nationalismus 


Berichte 


ebenso vorhanden ist wie in anderen arabi- 
schen Ländern, hat sich am Versuch des 
Ministerpräsidenten Raschid el Gailani wäh- 


rend des Zweiten Weltkriegs zur Lösung von 
der britischen Politik gezeigt, der nur durh 


militärische Intervention Großbritannienaii 


i 


zum Scheitern gebracht werden konnte, — 


nach dem Zweiten Weltkrieg bei der Betei- 
ligung des Irak an der militärischen Hilfs- 
aktion für die Araber Palästinas. 


Neben Jordanien galt bislang der Irak Rh 


das für britische Wünsche empfänglichste 


Land. Die Haschemitendynastie hat sich dort 


. auf dem Thron halten können. Ministerprä- 


sident Nuri es Said war ein Waffengefährte 
des Obersten Lawrence im Ersten Weltkrieg. 


Ende des Kondominiums 


Am 8. Oktober 1951 erklärte der ägyptische 
Ministerpräsident Nahas Pascha, daß sein 
Land die Verträge mit Großbritannien als 
nicht mehr gültig ansehe. Damit endete im 
Sudan das britisch-ägyptische Kondominium, 
und der König von Ägypten betrachtete sich 
als Souverän des südlich angrenzenden 
Landes. \ 

Der bisher „anglo-ägyptische“ Sudan um- 
faßt etwa 2,5 Millionen qkm, und seine Ein- 
wohnerzahl wird auf über 8 Millionen ge- 
schätzt. In demselben Jahre, in dem Ägypten, 
damals ein Nebenland des Osmanischen Rei- 
ches, der militärischen Intervention Eng- 
lands erlag, erhob sich im Sudan der Mahdi 
gegen die Herrschaft des Khedive. Er und 
sein Nachfolger beherrschten von 1882 an 
bis etwa 1898 den Sudan mit Hilfe ihrer 
religiös fanatisierten Anhänger. Von 1896 an 
operierten britische und ägyptische Truppen 


gegen die Mahdisten, 1898 erfocht Kitchener 


den entscheidenden Sieg bei Omdurman. Ein 
britisch-ägyptischer Vertrag von 1899 errich- 
tete das Kondominium der beiden Regierun- 
gen, der Generalgouverneur sollte im Ein- 
verständnis von Kairo und London ernannt 
werden. Der Vertrag von 1936 bestätigte die 
ursprüngliche Regelung, obwohl inzwischen 
Ägypten auf dem Umweg über den Status 
eines britischen Protektorats zu einem selb- 
ständigen Königreich geworden war. Die 


Verträge stellten eine Zollunion zwischen 


dem Sudan und Ägypten her. 
Der Sudan ist wichtig als Rohstoffquelle, 


als Endstation der nördlichsten Ostwestroute. 
südlich der Sahara und als mögliche Basis 
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für Garnisonen und Flugstützpunkte, wenn 
die Kasernenzone Großbritanniens am Suez- 
kanal nicht gehalten werden kann. Die ägyp- 
tische Parole lautet: „Einheit des Niltals“. 


* 


Venezuela - Öl oder Landwirtschaft ? 


Die venezolanische Regierung, an deren 
Spitze eine dreiköpfige Militärjunta steht, 
schlug am 12. Oktober einen Putschversuch 
nieder. Am 20. Oktober brachen erneut Un- 
ruhen in mehreren Provinzen aus. 

Meldungen dieser Art laufen durch die 
Weltpresse. Sie betreffen aber nur die Ober- 
fläche, den Gegensatz zwischen dem jetzigen 
Regime und der Accion Democratica, deren 
Führer, der ehemalige Präsident Romolo 


Brasilien 
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Betancourt, in Kuba lebt. In seiner Amtszeit 
soll er mit der „Karibischen Legion“ sym- 
pathisiert haben, der Umsturzpläne gegen 
die Dominikanische Republik zugeschrieben 
wurden. Er soll Roosevelts Mann gewesen 
sein, während seit drei Jahren die Militär- 
junta den Amerikanern, die Venezuelas Öl 
brauchen, stabile und kommunistenfeind- 
liche Zustände garantiert. Unter der Ober- 
fläche steht vor Venezuela das Problem: Öl 
oder Landwirtschaft? 

Gestern, — d.h. nach der hiesigen allge- 
meinen Auffassung: bis 1935, dem Todesjahr 
des Diktators General Gomez, hatte Vene- 
zuela eine überwiegend agrarische Struktur. 
Durch die dann folgende überstürzte Öl- 
Erschließung und durch die Notwendigkeit 
des letzten Krieges ging diese Struktur ver- 
loren. Die Volkswirtschaft basiert heute zum 
größten Teil auf der Ölausbeute mit an- 
schließendem Ölexport. 
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Die Schwächen einer nur einseitig fundier- 
ten Wirtschaft wurden sehr bald allgemein 
erkannt. Daraus wurde die Konsequenz ge- 
zogen: mit gut vorbereiteten Maßnahmen 
wird eine Hebung der landwirtschaftlichen 
Erzeugung versucht. Weitsichtige Planungen 
sollen also die verlorene landwirtschaftliche 
Struktur stufenweise in ein gesundes Ver- 
hältnis zur Ölausfuhr bringen. 


Der zu diesem Zweck 1949 von der ober- 
sten zuständigen Behörde, Instituto Agrario 
Nacional (IAN) geschaffene Plan ist nicht 
nur „ein Plan unter vielen Plänen“, — er 
wurde tatsächlich mit erstaunlicher Energie 
bereits in wesentlichen Teilen verwirklicht. 
Das Kernstück bildet die Anlage von groß- 
zügigen landwirtschaftlichen „Einheiten“ 
(Siedlungen). 


Die gesamte Einwanderungspolitik der 
Gegenwart und der nächsten Zukunft ist auf 
sie ausgerichtet. Unter Benutzung der Er- 
fahrungen mit den großen Einwanderungs- 
kontingenten der letzten Jahre, — die nicht 
immer günstig waren — legt man nun den 
Schwerpunkt bei der Einwanderung klar und 
betont auf landwirtschaftlich erfahrene und 
gesunde Einwanderer. Zu diesem Zweck 
wurde die Auswahl der Bewerber besser 
durchorganisiert. Das besonders bei der Ein- 
zel-Einwanderung so beliebte Abwandern 
aus der Landwirtschaft in die Städte soll 
durch Verwaltungsmaßnahmen verhindert 
werden. 


Man spricht oft von der „Synthesis“, einer 
Reform der landwirtschaftlichen Eigentums- 
verhältnisse. Die aus der spanischen Besat- 
zungszeit stammende Feudalform als die 
“These“ und die reine Gemeinschaftsform, 
die Kolchose, als die „Antithese“ sollen durch 
den Begriff der „landwirtschaftlichen Ein- 
heiten“ überwunden werden: der Staat gibt 
nicht nur zu erträglichen Bedingungen urbar 
gemachtes Land, sondern auch ein Haus und 
beachtliche Arbeitskredite für den Anfang. 
Die zunächst noch als Gemeinbesitz“ verwal- 
teten modernen landwirtschaftlichen Trak- 
toren und Maschinen können auf Wunsch 
nach und nach in Privateigentum übergehen. 
Die Verwaltung der „Einheiten“ als Organ 
der Regierung dient in erster Linie der prak- 
tischen Hilfestellung und der Beratung bei 
auftretenden Problemen. Bei ihr befindet 
sich auch die gesundheitliche und die schu- 
lische Betreuung. 
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Selbstverständlich muß sich das alles erst 
einspielen. Aber schon heute ist die Nach- 
frage von Bewerbern nach derartigen Sied- 
lungen größer als die zur Zeit vorhandenen 
Möglichkeiten. Obwohl viele Europäer und 
Nordamerikaner es noch nicht wahrhaben 
können oder wollen: Schon heute ist zu er- 
kennen, daß ein großer Teil der aus den 
Schulen Hervorgegangenen, besonders der 
jüngeren Generation, weiß, daß sie nicht nur 
für sich, sondern auch für die Interessen 
ihres Landes und für seine Weiterentwick- 
lung zu arbeiten haben. 

Wie das Instituto Agrario Nacional arbei- 
ten als oberste Landesbehörden auch andere 
Ämter im gleichen Sinne: die Corporacion de 
Fomento, das Ministerio de Fomento, die 
Banco Agricola Pequari u. a.m. Sie alle wir- 
ken auf bestimmten Gebieten mit Erfolg für 
die Durchführung neuer Pläne oder für die 
Erschließung neuer Gebiete. Die richtige Ab- 
stimmung der einzelnen Kräfte fehlt zwar 
im Augenblick noch; aber sie wird zwangs- 
läufig kommen, weil in folgerichtiger Ergän- 
zung der landwirtschaftlichen Erschließung 
die Förderung handwerklicher Betriebe und 
die Begründung von Kleinindustrien vorge- 
sehen ist. 

Ob und inwieweit dabei auch deutsche In- 
teressenten, insbesondere für das letzte Ziel, 
in Frage kommen, ist noch nicht übersehbar; 
zunächst muß das Ergebnis einiger Versuche 
abgewartet werden. In jedem Fall kann es 
sich jedoch nur um eine verhältnismäßig 
kleine Gruppeneinwanderung ausgesuchter 
Menschen handeln. 

Die führende Schicht Venezuelas kennt 
ebenso wie die heranwachsende junge Gene- 
ration, der zum Teil ganz hervorragende 
Ausbildungsstätten zur Verfügung stehen, 
den natürlichen Reichtum und die vielsei- 
tigen Entfaltungsmöglichkeiten ihres Landes; 
sie beansprucht daher schon heute einen ent- 
sprechenden Platz im Kreise der lateiname- 
rikanischen Staaten. Die historische, aus dem 
Blut und den Opfern des Unabhängigkeits- 
krieges begründete Idee des „Großkolumbia- 
nischen Reiches“ hat in neuer Form verschie- 
denen Ausdruck gefunden. Starke Gruppen 
arbeiten an der Schaffung engster Verbindun- 
gen mit Kolumbien und Ekuador, aber auch 
mit Peru. 
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Bei all diesen Ansätzen und angesichts der 
innerhalb weniger Jahre erzielten Fort- 
schritte scheint es sicher, daß Venezuela als 
das ureigenste Land Simön Bolivars eine 
bedeutende Zukunft im Rahmen der latein- 
amerikanischen Welt haben wird. 


Heinz Peter Ptak 


Welteinkommensziffern 


Die Presse hat in letzter Zeit zweimal Zif- 
fern über das Welteinkommen veröffent- 
licht und sich beide Male auf eine UNO- 
Organisation berufen. 

Zuerst wurde ein Bericht des „Sozialoeko- 
nomischen Ausschusses“ zitiert, der auf 
Grund von Untersuchungen der Verhältnisse 
in 70 Ländern feststellte, daß ein Drittel der 
Weltbevölkerung, in 12 Ländern lebend, mit 
4°/o.des Welteinkommens auskommen müsse. 
In ihnen komme auf den Kopf der Bevöl- 
kerung ein Jahreseinkommen von 50 US $. 
Ein zweites Drittel lebe in 28 Ländern, ver- 
füge über 11%/o des Welteinkommens und 
gebe seinen Einwohnern pro Kopf 200 US $ 
im Jahr. Von dem letzten Drittel, das so- 
mit über 85°/o des Welteinkommens verfügt, 
wird nichts gesagt. Nur wird erwähnt, daß 
in 17 Ländern das durchschnittliche Jahres- 
einkommen auf den Kopf der Bevölkerung 
zwischen 600 und 900 US $ und in den USA 
„fast 1500 US $“ betrage.. 

Am 26. Juli aber werden aus Lake Success 
von der „Abteilung Wirtschaft“ der UNO 
neue Zahlen über das Durchschnittseinkom- 
men gemeldet: 


Nordamerika 1100 US $ 
Ozeanien 560 US$ 
Europa 380 US$ 
Sowjetunion 310 US$ 
Südamerika 170 US$ 
Afrika 75 US$ 
Asien 50 US $ 


Man fragt sich, wer denn in den einzelnen 
Gebieten mitgezählt worden ist, zum Beispiel 
in Ozeanien! Von einer Berücksichtigung der 
Kaufkraft ist offenbar überhaupt nicht die 
Rede. Rechtfertigen diese Zahlenspielereien 
den Einsatz der bestimmt nicht billigen Ar- 
beitskraft der UNO-Gehaltsempfänger? 


H.M. 


SCHRIFTTUM 


Der Staat Titos 


Deutsche Schilderungen fehlen 


Der breite Strom deutscher Veröffent- 
lichungen über Ost- und Südosteuropa, den 
Leopold von Rankes Geschichte des serbi- 
schen Freiheitskampfes einleitete und der in 
den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg wie- 
der mit den Werken von Wendel, Inder- 
mauer, Wirsing, März und anderen zu fließen 
begann, ist verebbt. Zwar ist im vorigen Jahr 
das grundlegende Werk von Georg Stadtmül- 
ler „Geschichte Südosteuropas“ (Verlag R. 
Oldenbourg) erschienen, aber diese Darstel- 
lung reicht nur bis 1914. Interessantes Ma- 
terial über die politische Tätigkeit des deut- 
schen Geheimdienstesin der Tschechoslowakei 
und auf dem Balkan findet sich in „Die ge- 
heime Front“ von W. Hagen (Nibelungen- 
verlag Linz), aber die großen Umschichtun- 
gen, die sich in ganz „Zwischeneuropa“ durch 
das Vordringen der Sowjetunion auf poli- 
tischem und wirtschaftlichem Gebiet abge- 
spielt haben, sind bisher nicht zusammenfas- 
send behandelt worden. 

Die Gründe dafür sind offenkundig; wir 
hatten andere Sorgen, als die literarische Bi- 
lanz des Zusammenbruchs der deutschen Stel- 
lung in diesen Gebieten zu ziehen. Deutschen 
war bis vor kurzem auch der Zugang zu den 
ost- und südosteuropäischen Ländern ver- 
sperrt — erst seit September sitzt wieder ein 
ständiger Korrespondent der deutschen Nach- 
richtenagentur dpa in Belgrad — und ist es 
in den Ländern hinter dem Eisernen Vor- 
hang noch heute. Die Beziehungen zu den 
deutschen Volksgruppen, so weit sich in 
Rumänien, Jugoslawien und Ungarn größere 
oder kleinere Reste erhalten haben, waren 
lange gänzlich unterbrochen und können 
nur langsam und vorsichtig wieder ange- 
knüpft werden. 

Man wird auch den deutschen Verlegern 
keinen allzu großen Vorwurf machen kön- 
nen, wenn sie zu einschlägigen Veröffent- 
lichungen nicht ermutigten, obwohl man die 
in Einzelfällen angeführte Begründung einer 
gegenüber der Sowjetunion gebotenen Rück- 
sicht nicht als stichhaltig anzuerkennen 
braucht. Wir sind also bis zur Ausfüllung der 


Lücke auf ausländisches Schrifttum angewie- 
sen. Die Amerikaner haben mit dem ihnen 
eigenen Elan auch dieses für sie mehr oder 
weniger neue Gebiet „entdeckt“, dessen Be- 
handlung die Engländer in Anknüpfung an 
eine längere Tradition fortgeführt haben. 
Die im folgenden besprochenen Werke 
stellen freilich eine Zufallsauswahl dar, ge- 
ben aber trotzdem einen guten Ein- und 
Überblick, schon deshalb, weil keines für den 
forschenden Beobachter Ost- und Südost- 


europas entbehrlich ist. 


Bericht eines königstreuen Serben 
Auch das Buch von Fotitsch nicht, so be- 


tont parteiisch seine Darstellung sein mag: 
das tragische Schicksal DraZa Michailovitschs, 
des jugoslawischen Patrioten, verdient die 
ausführliche und wohldokumentierte Darstel- 
lung, die Außenminister Jeftitschs rechte 
Hand und desKönigreichs Jugoslawien letzter 
Botschafter in Washington ihm gewidmet hat. 

Aus dem Buch von Fitzroy Maclean 
Eastern Approaches ist die Antwort bekannt, 
mit der Churchill die Bedenken seines Ver- 
bindungsoffizieres zu Tito beschwichtigte, der 
klar die Gefahr der Entstehung eines kom- 
munistischen Staates erkannte, als in Teheran 
beschlossen worden war, Tito zu unterstüt- 
zen und Michailovitsch fallen zu lassen, weil 
die Tito-Partisanen „mehr Deutsche um- 
brächten“: „Haben Sie die Absicht, Herr 
General“, fragte Churchill, „sich nach dem 
Kriege in Jugoslawien niederzulassen?“ — 
„Nein.“ — „Was kümmert es Sie also, was 
für ein Staat dort nach dem Kriege entstehen 
wird?“ 

Fotitsch bringt neues Material zu diesem 
Kapitel, da er in engstem Kontakt zu 
Michailovitsch und zur Exilregierung Puritsch 
und ebenso zu Cordell Hull und Roosevelt 
stand. Versprechungen, die der amerikanische 
Präsident gegenüber König Peter abgab, 
wurden nicht eingelöst; Churchill weigerte 
sich im Kairoer Gespräch mit Peter, das „be- 
lastende“ Material gegen Michailovitsch aus- 
zuhändigen, da es sich um „militärische Ge- 
heimnisse“ handele; die Entscheidungen der 
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„Großen“ wurden ohne Konsultation der 
damaligen jugoslawischen Regierung getrof- 
fen. Fotitsch nimmt an, daß Churchill des 
Glaubens war, „durch uneingeschränkte Un- 
terstützung Titos und Glorifizierung der Par- 
tisanen Tito zu einem Akt der Gegenseitigkeit 
(gegenüber Großbritannien) veranlassen zu 
können“. 

Der Druck, der von der britischen Regie- 
rung auf Peter II. ausgeübt wurde, unter- 
scheidet sich auch nicht um ein Haar von den 
Vorschriften, die Hitler in ähnlichen Fällen 
zu machen pflegte, es sei denn, daß der bri- 
tisch-amerikanische Druck noch rücksichts- 
loser war und in noch schrofferem Gegensatz 
zu früheren Zusicherungen stand. 


Der Rücktritt Puritschs wurde am 24. Mai 
1944 von Churchill im Unterhaus bekanntge- 
geben, obwohl er gar nicht erfolgt war. „Poli- 
tische Erpressung“ nennt es Armstrong. Aber 
fünf Wochen vorher war Belgrad — am 
Ostersonntagmittag — von amerikanischen 
Bombern angegriffen worden, wobei 4000 
Kirchgänger das Leben verloren: „Die Alliier- 
ten bombardierten Ziele in Jugoslawien, die 
Hindernisse auf Titos politischem Weg wa- 
ren, obwohl ihre Zerstörung keinerlei mili- 
tärischen Wert hatte.“ (Was sich in Jugo- 
slawien in einem relativ kleinen Maßstab 
abspielte, wiederholte sich ähnlich in China.) 

Konstantin Fotitsch war kein Freund 
Stojadinovitschs, aber seine Darstellung der 
nach Deutschland ausgerichteten Politik des 
früheren jugoslawischen Ministerpräsidenten 
ist durchaus fair. Kleine Unrichtigkeiten, — 
der Bevollmächtigte des Vierjahresplanes, 
Neuhausen, hieß mit Vornamen Franz und 
nicht W., und ein notorisch verlogenes Buch 
wie „Kaputt“ von C. Malaparte wird als 
historische Quelle benutzt —, schmälern je- 
denfalls den Wert des Buches nicht, das ge- 
rade auch diejenigen studieren sollten, die 
heute über Titos Schwenkung so entzückt 
sind, daß sie über seine Vergangenheit einen 
allzu dichten Schleier des Vergessens breiten. 


Belgrad und Moskau 


Der Bruch zwischen Belgrad und Moskau 
ist das Hauptthema des Werkes von H. F. 


Armstrong, der als amerikanischer Militär- . 


attache in Belgrad vor Ausbruch des Krieges, 
auf Grund mehrerer Reisen nach dem Kriege 
und als Herausgeber von Foreign Affairs ein 
sehr kompetenter Autor ist. 


Heft 12 


Das Buch ist glänzend geschrieben; schon 
der Auftakt fasziniert: ein Gespräch mit 
Nikolai Bucharin in Paris 1936, den Lenin 
„den größten Theoretiker“ genannt hatte 
und den Stalin später hinrichten ließ. In die- 
sem Gespräch vertrat Bucharin die These, 
eine „nationale Rivalität“ unter kommunisti- 
schen Staaten sei ein Widerspruch in sich 
selbst; Einheit und Harmonie der kommuni- 
stischen Gelellschaft sei „eine spontane Rea- 
lität“. 

Die Personen des jugoslawischen Kriegs- 
dramas werden von Armstrong mit sicherer 
Hand gezeichnet. Auch er ist der Meinung, 
„es stehe den Amerikanern nicht wohl an, 
Michailovitsch zu verdammen“. Sie hätten 
vielmehr hinreichenden Grund zur Annahme, 
daß sie selbst zu seinen Versäumnissen und 
seinem Fall beigetragen haben. 


Wenn die zwischen Tito und „Großvater“ 
(Stalin) gewechselten Telegramme von M. 
Pijade, (den Tito in den Gefängnissen König 
Alexanders kennengelernt hatte und von dem 
er „geschult“ worden war,) in Zeitungsarti- 
keln im Sommer 1950 korrekt wiedergegeben 
sind, war der jugoslawische Partisanenführer 
schon während des Krieges gelegentlich recht 
widerspenstig gegenüber Weisungen und Auf- 
fassungen Moskaus. Andererseits erfährt man 
von Armstrong, daßMolotow noch in Teheran 
zu Eden gesagt hat, Michailovitsch vertrete 
die Mehrheit der serbischen Bevölkerung 
und könne nicht ignoriert werden. 


Die Zusammenarbeit der Partisanen mit 
der Armee Marschall Tolbuchins wurde bei 
Titos Besuch in Moskau 1944 besprochen, 
wohin er plötzlich „verschwand“, ohne Chur- 
chill bei ihrer Begegnung in Italien ein Wort 
davon gesagt zu haben. Der zweite Moskauer 
Besuch im April 1945, bei dem der zwanzig- 
jährige Freundschafts- und Beistandspakt 
geschlossen wurde, war der Höhepunkt der 
Zusammenarbeit. 

Abgesehen von den persönlichen Charak- 
tereigenschaften des Josip Broz, der schon 
als Knabe und Jüngling in jäh aufbrausen- 
dem Temperament auf vermeintliche oder 
wirkliche Beleidigungen brüsk reagierte, wa- 
ren Meinungsverschiedenheiten über das 
Tempo der Industrialisierung, die Tito nicht 
schnell genug gehen konnte, sowjetischer 
Egoismus, sowjetische Einmischung in mili- 
tärische Angelegenheiten, „rotes Licht“ auf 
dem Wege nach Triest Mitursachen des Kon- 
fliktes, der aber von Moskau — nach dem 
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Prager Putsch, wohlgemerkt — undnichtvon 
Tito zum Bruch gesteigert wurde. (Armstrong 
erwähnt nicht die gemeinsamen Versuche 
Titos und Dimitrows zur Schaffung einer 
Balkanunion, die auch in Moskau lebhaftes 
Mißfallen hervorrief.) 

Der Fehler in der Rechnung Stalins war 
vielleicht nicht so sehr die falsche Einschät- 
zung des Charakters Titos, sondern die Tat- 
sache, daß er die Möglichkeiten und Fähigkeit 
Jugoslawiens zum Widerstand unterschätzte, 
das zu seinem Glück keine gemeinsame 
Grenze mit der Sowjetunion hat. Stalin 
konnte das Kominform veranlassen, ein 
„Schuldig“ über Tito zu sprechen, aber er 
hatte sich nicht im voraus vergewissert, daß 
dieses Urteil auch vollstreckt werden konnte. 

Für Tito aber begann der Tanz über das 
Seil, der 1951 mit dem jugoslawisch-amerika- 
nischen Waffenlieferungsabkommen ein vor- 
läufiges Ende fand. Als Armstrong im Früh- 
jahr 1950 eine längere Unterredung mit Tito 
hatte, sagte der Marschall, er stehe nicht auf 
der Seite Amerikas: „Wir befinden uns ein- 
fach für einen gewissen und realistischen 
Zweck auf der gleichen Seite“. Ob Jugosla- 
wien, abgesehen vom Fall eines direkten An- 
griffs der Sowjetunion, den Westmächten 
militärische Unterstützung gewähren würde, 
kann also nicht mit absoluter Sicherheit vor- 
ausgesagt werden; es ist abernach Armstrongs 
Meinung immer wahrscheinlicher geworden. 

Der Autor gibt sich auch keinen Illusionen 
über den Charakter des gegenwärtigen jugo- 
slawischen Regimes hin. Aber als Realist, der 
die sowjetische Gefahr sehr klar vor Augen 
hat, — „sie werden uns nicht sagen, wann 
sie angreifen“ — weiß er, daß man Tito un- 
terstützen muß, weil er eine starke und im 
Kleinkrieg erprobte Armee zur Verfügung 
hat und weil „Stalin der Nachfolger würde, 
wenn Tito stürzt“. 

In den Kapiteln über Polen, die Tschecho- 
slowakei, Ungarn, Rumänien und Bulgarien 
untersucht Armstrong vor allem die Parallelen 
zum „Fall Tito“ und die Auswirkungen der 
jugoslawischen Ketzerei. 


Ein britisches Standardwerk 


Sehr viel ausführlicher werden diese Län- 
der in dem Buch von Seton-Watson behan- 
delt, das nach Umfang, Materialfülle und 
„Gründlichkeit“ den Ehrentitel eines Stan- 
dardwerks verdient. Ohne den Antihabsburg- 
und antideutschen Komplex des Vaters, (der 


nur in der Unterstützung der jugoslawischen 
Ansprüche auf Kärnten durchklingt,) hat 
Professor Seton-Watson dank seiner intimen 
Kenntnis der behandelten Länder, der Be- 
herrschung der dortigen Sprachen und einer 
enormen Belesenheit eine umfassende poli- 
tische, soziologische und ideologische Ge- 
schichte der Länder von Polen bis Griechen- 
land verfaßt und gezeigt, wie systematisch 
Moskau seine Pläne durchgeführt hat. Hätten 
sich die verantwortlichen Staatsmänner und 
Politiker nur ein wenig Mühe gegeben, die 
grundlegenden Schriften Lenins, Stalins und 
die Kominternakten zu studieren, so hätten 
sie sich in Teheran und Jalta wohl nicht 
düpieren lassen und wären hinterher nicht so 
erstaunt gewesen. Ausgezeichnet ist die 
„Hintergrund“-Schilderung der Sozialstruk- 
tur, der Parteien und Regierungen 1919/39. 
Die Kriegsereignisse werden sachlich darge- 
stellt. 

Das Schwergewicht liegt auf der sowohl 
generell wie individuell für jedes einzelne 
Land behandelten Sowjetisierung: Macht- 
ergreifung, Planwirtschaft, soziale und reli- 
giöse Politik. Die neue Fremdherrschaft, die 
wie seit den Zeiten der Römer und Türken 
wieder das Schicksal Ostmittel- und Südost- 
europas ist, kommt dabei sehr plastisch her- 
aus. Seton-Watson macht es deutlich, daß die 
wirtschaftlichen, kulturellen und politischen 
„Verzerrungen“, die sich aus dem Druck vom 
Westen auf den Osten ergaben, der „Kon- 
flikt zwischen dem 16. und 20. Jahrhundert“, 
die Seite an Seite in Osteuropa existierten, 
die Grundlage für die Übernahme kommu- 
nistischer Ideen und Praktiken durch eine 
aktive Minderheit bildeten. Die Diskrepanz 
zwischen dem Wachsen der Bevölkerung und 
den Fortschritten in der Beschaffung neuer 
Arbeitsplätze, auch einer Steigerung der 
Agrarerzeugung, ist einer der entscheidenden 
Faktoren der jüngeren Geschichte Osteuropas. 


Auch Seton-Watson setzt sich mit der 
Politik der Westmächte in Teheran und 
Jalta auseinander und denkt nicht daran, 
die Verantwortung Churchills und Roosevelts 
zu verkleinern. „Die westliche Politik 
1941/45 war weder sehr klug noch sehr 
nobel“, schreibt er. Aber so, wie die militä- 
rischen Tatsachen und die öffentliche Mei- 
nung nun einmal gewesen seien, hätte sie 
wohl nicht viel anders ausfallen können. 
Diese Entschuldigung ist wohl etwas billig: 
Gouverner c’est pr&voir, und eben daran hat 
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es gefehlt, als der Blick nur starr auf die 
Besiegung Hitlers gerichtet war. 

Seton-Watson sucht dem Westen nicht nur 
die Versäumnisse vergangener Jahre und 
Jahrzehnte, sondern auch die Aufgaben der 
Zukunft klarzumachen. Technischer Fort- 
schritt ohne Freiheit hat nach seiner Auf- 
fassung keinen Wert und wird auch von den 
heute unterdrückten und terrorisierten Völ- 
kern nicht als Wert empfunden. „Der Kampf 
zwischen dem Westen und der Sowjetunion 
um die Unterstützung — vor zehn Jahren 
hätte man vielleicht geschrieben ‚Führung‘ — 
Asiens und Afrikas wird über die Zukunft 
der Welt entscheiden. Wenn der Westen 
seine großen Hilfsmittel zum Segen der 
Völker zu nützen versucht, wenn er ihr Ver- 
trauen gewinnen und die kommunistische 
Anschuldigung ‚imperialistischer Ausbeutung‘ 
widerlegen kann, dann kann er den Kampf 
gewinnen. Dann werden die Sowjetkommu- 
nisten auch ihren Halt in Osteuropa verlieren, 
das an den gleichen sozialen und kulturellen 
Krankheiten wie Asien leidet, aber durch 
christliche Religion und bis zu einem gewis- 
sen Grade durch liberale Tradition an den 
Westen gebunden ist.“ 


Die Thesen des orthodoxen Stalinismus 


Wenn Doreen Warriner die „sozialen und 
kulturellen Krankheiten“ mit der gleichen 
Schärfe sieht, so verschreibt sie freilich eine 
ganz andere Medizin. Die einstige Mitarbei- 
terin der UNRRA-Mission in Jugoslawien 
und Südosteuropa-Korrespondentin des New 
Statesman and Nation wird es wahrschein- 
lich ablehnen, fellow traveller genannt zu 
werden. Aber sie macht sich nicht nur die 
Entschuldigung der Kommunisten und aller 
Diktaturen zu eigen, daß man „ein Omelett 
nicht backen kann, ohne die Eier aufzuschla- 
gen“, sie kehrt — wie einer ihrer Kritiker, 
und zwar im New Statesman and Nation 
selbst, bemerkt hat — diesen Spruch auch 
noch um: „Die Kommunisten schlagen die 
Eier auf, also backen sie ein Omelett“. 

Sie erklärt es als nonsense, die Statistiken 
der Osteuropaländer nicht akzeptieren zu 
wollen, und behauptet mithin auf Grund 
einer Rede Präsident Bieruts, daß die Polen 
bis 1949 in Restpolen und den „neuen Gebie- 
ten“ die industrielle Produktion auf den 
Vorkriegsstand, die Agrarerzeugung auf 80 
Prozent des Vorkriegsstandes gebracht hät- 
ten. Ja, die Reallöhne der Industriearbeiter 
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seien um 26 Prozent gegenüber dem Vor- 
kriegsstand gesteigert worden. Die einseitige 


wehrwirtschaftliche Ausrichtung der neuen 


sowjetischen „Großraumwirtschaft“ wird ge- 
flissentlich übersehen; die vorhandenen Män- 
gel werden als „Übergangsschwierigkeiten“ 
deklariert. 

So ist es auch nicht erstaunlich, daß Frau 
Warriner die Anklagen der Kominform ge- 
gen Tito anerkennt; er habe in den Bann 
getan werden müssen, weil er im Begriff 
stand, „die Revolution zu verraten“. 


Das Buch ist freilich alles andere als „pri- 
mitiv“, es ist im Gegenteil ein ausgesprochen 
„gescheites“ Buch, nur daß sich Scharfsinn 
und Logik auf den Kletterstangen des mar- 
xistisch-kommunistischen Gerüstes bewegen. 
Wer erfahren will, wie die kommunistischen 
Machthaber in Ost- und Südosteuropa die 
„Errungenschaften der Revolution“ darstel- 
len und dargestellt sehen wollen, der findet 
in dem Buch von Frau Warriner das ein- 
schlägige Material (mit vielen Statistiken) 


zusammengefaßt. 
x Egon Heymann 
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Lebensräume im Kampf der Kulturen 


Wie die erste so schildert auch die zweite 
um fast drei Bogen erweiterte und auf den 
heutigen Stand gebrachte Auflage von 
Schmitthenners Buch die räumliche Entwick- 
lung der großen Hochkulturreiche: des 
Abendlands, der osteuropäischen Kulturwelt, 
des Orients, der indischen und der ostasia- 
tischen Kulturwelt, des Neuabendlandes und 
der lateinamerikanischen Kultur. Negerafrika 
wird als abendländisches Durchdringungs- 
gebiet, die pazifische Inselwelt als abendlän- 
discher Ausweitungsbereich betrachtet. 

„Aus dem urtümlichen Gegensatz verschie- 
dener Grundgestaltungen der menschlichen 
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Hochkultur“, deren Urtümlichkeit in dem 
zur Verfügung stehenden schmalen Band 
nicht jeweils im einzelnen aus den geographi- 
schen Verhältnissen abgeleitet werden kann, 
entsteht der Kampf um den Lebensraum. 
Bei dem Terminus „Kampf“ sollte niemand, 
der ihn nicht gern hört oder zu hören vor- 
gibt, erschrecken. Denn er wird im weiten 
und methaphorischen Sinn gebraucht, wie 
ihn Darwin im „Kampf ums Dasein“ ver- 
standen wissen will, wie eine Pflanze in einer 
Ungunstlage um ihr Dasein „kämpft“. Und 
wenn es auch bei dem Kampf der Kulturen 
gelegentlich lebhafter zugeht, so spielt dieser 
sich doch zumeist in der „freien, friedlichen“ 
Form des Wettkampfes, Wettbewerbs ab 
(S. 218), in dem materielle oder geistige 
Kulturerrungenschaften um den Raum und 
seine Bewohner werben. Ohne diesen freien, 
friedlichen Wettbewerb ist eine gesunde 
Entfaltung des menschlichen Wesens und der 
menschlichen Kultur gar nicht denkbar. 

Schmitthenner erkennt darum mit Recht 
eine „ungeheure Gefahr“, wenn nur eine Ord- 
nungsmacht sich in allen Bereichen des Le- 
bens umformend durchsetze und diese Ord- 
nungsmacht ihre Aufgabe nicht darin sähe, 
die Mannigfaltigkeit der menschlichen Kul- 
turschöpfungen und historischen Gebilde zu 
erhalten ($S. 218). Dementsprechend liegt 
auch dem Buch eine Wertung der Kulturen 
völlig fern, die wünschen müßte, daß eine, 
als wertvoller als die andere erkannte Kul- 
tur die Oberhand gewänne. Diese erfreulich 
objektive Betrachtungsweise formuliert es 
sehr eindeutig: „Die großen Hochkulturen 
sind alle in ihrer Art gültige Antworten, die 
die Menschheit auf die Frage ihrer Daseins- 
gestaltung gefunden hat“. 

Das wäre auch die Stelle gewesen, um 
knapp, vielleicht formelhaft, aber deutlicher, 
als es hie und da geschieht, zu zeigen, warum 
gerade jede einzelne der Kulturen den ihr 
spezifischen Weg zur Entfaltung eingeschla- 
gen hat, vielleicht sogar wählen mußte, den 
wir sie beschreiten sehen. 

Auch hinsichtlich der Weiterbildung ver- 
hält sich der Verfasser sehr zurückhaltend. 
Prognose ist nicht seine Sache. Darum hat 
sein Buch mit falsch verstandener „Geopoli- 
tik“ nichts zu tun, die nach Robert Sieger da 
anfängt, wo die Prognose beginnt. Er gibt 
nur ein paar vorsichtige Ausblicke in die Zu- 
kunft, die sich vornehmlich an die im vollen 


Gange befindlichen Entkolonisierungspro- 
zesse anschließen. 

Um die Ahnen des sehr beachtenswerten 
Buches festzustellen, bedarf es keiner müh- 
samen Forschung: durch Schmitthenners 
Buch atmet, unbeschadet seiner Selbständig- 
keit, der Geist von Hettners „Gang der Kul- 
tur über .die Erde“, der selbst in Kapps 
„Philosophischer oder vergleichender allge- 
meiner Erdkunde“ wurzelt. Das Buch ver- 
mag den an der Geopolitik interessierten Le- 
ser vorzüglich zu orientieren. 


Otto Maull 


Heinrich Schmitthenner: Lebensräu- 
meimKampf derKulturen.2.ver- 
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Trusteeship 


Das Buch Trusteeship in the 
Pacific stellt eine „Analyse der allge- 
meinen Grundsätze sowie der geographischen 
Bedingungen“ dar. Es versteht sich, daß ein 
Buch mit Beiträgen so hervorragender Ken- 
ner der Verhältnisse wie J. P. McAuley 
nicht nur in geographischer, sondern auch in 
politischer, historischer, soziologischer und 
völkerrechtlicher Hinsicht eingehend und 
aufschlußreich ist. Der Herausgeber be- 
schränkt sich mit Reserve und Weltklugheit 
von vornherein auf die erfaßbaren Tat- 
sachen und betont, indem er das Eingehen 
auf schwierige psychologische Hintergründe 
von sich weist, daß es nicht angehe, „vorhan- 
dene Bedingungen mit dem Maßstabe theo- 
retischer Vollkommenheit zu messen“. 

Der Begriff der Trusteeship, der Treuhän- 
derschaft, entstand nach dem Zweiten Welt- 
krieg, als eine Reihe der vom Völkerbund als 
Mandate bezeichneten Gebiete herrenlos 
wurden. Neben der praktischen Notwendig- 
keit einer Verwaltung ergab sich auch der 
Zwang zur theoretischen Begründung für die 
Übernahme der Verwaltung durch die ver- 
waltende Macht. Es muß den Bewohnern klar 
gemacht werden, warum sie sich nicht oder 
noch nicht selbst verwalten können, und die 
Verwaltungsmacht braucht vor sich selber 
eine Begründung, warum sie die anderen 
verwalten darf und muß. Die klare, aber in 
ihrer inneren Logik mühsam konstruierte 
Darlegung dieser theoretischen Begründung 
ist die schwache Stelle des Buches. (Das Auf- 
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zeigen des historischen Werdegangs solcher 
Begründungen dagegen ist meisterhaft.) Es 
ist sicher zunächst klug, auf Begründungen, 
die anfechtbar sind, nicht zu sehr einzu- 
gehen, aber am Ende brechen Kolonialreiche 
zusammen, weil die Gründe zu ihrer Existenz 
nicht ausgereicht haben, wobei sich Unter- 
lassungen auf geistigem Gebiet, in der Theo- 
rie der Logik oder der Moral, schließlich 
immer wieder als Fehler auf politischem und 
wirtschaftlichem Gebiet auswirken. 


Trusteeship wird definiert als „Verwal- 
tung eines sich nicht selbst verwaltenden Ge- 
bietes im Interesse seines Wohles und des 
der übrigen Welt“. Wer aber entscheidet über 
das Wohl eines Gebietes, wenn nicht seine 
Bewohner selbst? Und vielleicht nimmt die 
Bevölkerung eines Gebietes lieber große Un- 
annehmlichkeiten in Kauf und verwaltet 
sich selbst, als sich als Kolonialvolk von an- 
deren zu ihrem Wohle verwalten zu lassen. 

Im einzelnen werden die folgenden Ge- 
biete behandelt: Neuguinea, das westliche 
Samoa, die Insel Nauru, die Philippinen und 
die südostasiatischen Randländer des Pazifik. 
Der historische Werdegang dieser Gebiete 
unter europäischer Verwaltung wird präzise 
dargestellt, ebenso die japanische Besetzung 
und ihre Folgen. 


Die wohlwollende und naive Definition 
der Trusteeship hat ihren Ursprung in den 
Tagen des zu Ende gehenden Zweiten Welt- 
krieges, als man von einer geeinten Welt 
träumte und an sie glaubte. Es sollte sich 
eigentlich von selbst verstehen, daß ein ge- 
planter und nach Plänen durchgeführter 
Fortschritt der Menschheit nur dann eine 
Chance hat, wenn wirklich alle Gebiete 
menschlichen Lebens und menschlicher Wirk- 
samkeit den Plänen unterworfen sind — in 
einer geteilten Welt stehen der Verwirk- 
lichung von umfassenden Plänen fast unüber- 
windliche Hindernisse entgegen. Was aber 
die Idee der Trusteeship und viele andere 
Ideen über den Haufen zu werfen droht, ist 
die Unmöglichkeit, die natürliche und durch 
hygienische Maßnahmen noch gesteigerte 
Vermehrung der Menschen zu lenken. Der 
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ungeheure Geburtenüberschuß der großen 
asiatischen Völker droht, auch im Pazifik alle 


Planungen zunichte zu machen. 


Von den in dem Buch behandelten einzel- 
nen pazifischen Gebieten ist das über die 
Philippinen besonders aufschlußreich. Hier 
werden die Schritte eines Kolonialvolkes auf 
dem Weg zum freien selbständigen Staats- 
volk unter der wohlwollenden Leitung einer 
weitgehend uneigennützigen Kolonialmacht 
und die überraschenden Schwierigkeiten, die 
sich auf diesem Wege immer wieder einstell- 
ten, behandelt. Aller guter Wille zur Ent- 
wicklung der Regierungsfähigkeit des anver- 
trauten Volkes wurde durchkreuzt von dem 
ökonomischen Gesetz, das eine Anpassung 
der Wirtschaft des Kolonialvolkes an die der 
Kolonialmacht verlangt. Später kann die ein- 
gelaufene Wirtschaft des Koloniallandes, die 
sich zu einem kapitalistischen, auf den Ex- 
port einiger weniger Produkte eingerichteten 
System entwickelt hat, nicht mehr geändert 
werden ohne äußerst schwere Störungen des 
gesamten sozialen Gefüges. Am Ende dieser 
Entwicklung stand jedenfalls für die Philip- 
pinen die Tatsache, daß die Freiheit auch die 
Schutzlosigkeit gewesen wäre und die eben 
Befreiten den Schutz ihrer ehemaligen Her- 
ren dringend bedurften und bedürfen, um 
existieren zu können. 

Neben diesen aus der wirtschaftlichen und 
politischen Lage sich ergebenden und ein- 
gehend dargestellten Antithesen bleiben die 
psychologischen, die heute in den Philippi- 
nen wie in allen anderen kolonialen und 
halbkolonialen Gebieten eine so ungeheure 
Rolle spielen, fast unbeachtet, sie werden 
höchstens angedeutet. Die Verfasser vermei- 
den es in der „Angst des Angelsachsen vor 
dem Irrationalen“, darauf einzugehen, wohl 
wissend, daß sie sich damit auf ein Gebiet 
wagen würden, das sich nur schwer in klare 
und verständliche Begriffe und Abläufe ein- 
fangen läßt. 

Andreas Lommel 


A. H. Macdonald: Trusteeship in the 


Pacific. Angus and Robertson. Sydney 1949, 
171 Seiten. 
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In eigener Sache 


Schriftleitung und Verlag fühlen sich nicht 
berufen, am Schluß des ersten Nachkriegs- 
Jahrgangs der GEOPOLITIK dem Leser in 
einer Gesamtbeurteilung der 12 Hefte vorzu- 
greifen. Wohl aber fühlen sie die Verpflich- 
tung, Mitarbeitern und Lesern für Verständ- 
nis, Nachsicht, Kritik und Förderung zu 
danken. 

Im Laufe des Jahres wurde gelegentlich 
gesagt, die Zeitschrift habe keinen eigenen 
Standpunkt. Eigentlich erwarte man, daß sie 
eine bestimmte Art des wissenschaftlichen 
Denkens: das Sehen aller Einzelheiten im 
weltweiten Zusammenhang, die Rückführung 
des Geschehens auf die lebendigen Urkräfte 
der Erde und des Menschen, bei ihren man- 
nigfaltigen Berichten über vielerlei Tat- 
sachen anwende. 

Die Zeitschrift wird auch in Zukunft ihren 
Mitarbeitern freie Hand lassen, die Dinge in 
dieser oder jener Art zu sehen. Sie trägt Stoff 
zu eigenem Denken des Lesers zusammen. 
Sie versucht, ein dauerndes Gespräch mit dem 
Leser dadurch zu führen, daß sie weit ent- 
gegengesetzten Meinungen und Denkweisen 
Raum gibt. Ihr erster Grundsatz ist der Mut 
zum Sehen der Wirklichkeit in ihrer Vielfalt, 
Weite und Tiefe. Der Leser, der in der 
GEOPOLITIK einen einfach zu handhaben- 
den Schlüssel zu einer wirren Gegenwart 
und einer dunkel erscheinenden Zukunft zu 
finden hofft, wird enttäuscht bleiben müssen. 

Gelegentlich wurde gewünscht, die Zeit- 
schrift möge umfassend Buch über die Welt- 
ereignisse des Monats führen, — das ge- 
schieht jedoch schon in einwandfreier Weise 
durch andere Organe. Außerdem bitten wir, 
die Weiterführung der Berichte bis zum 
Jahresende im Januarheft 1952 zu beachten. 


Häufiger noch wurde ein laufender Kom- 
mentar zu den Weltereignissen erbeten. Auch 
dieser Wunsch muß im allgemeinen unerfüllt 
bleiben. In den Tages- und Wochenzeitun- 
gen finden sich genügend Kommentare. Die 


GEOPOLITIK will nicht über die Dinge 


sprechen, sondern die Dinge selbst sprechen 
lassen. 

Die bisher aufgezählten Forderungen kamen 
von Freunden. Jedes Heft wurde aber sorg- 
fältig auch von Lesern durchgesehen, die 
nach der Bestätigung eines Verdachts such- 
ten. Sie hofften, Beweise für das Verdam- 
mungsurteil zu finden, das sie gelegentlich 
von sich aus, meist im Gehorsam gegenüber 
den Lehren von Meinungspäpsten oder als 
Modeansicht über die GEOPOLITIK vor 
1945 gefällt hatten. Diese Leser haben zu 
ihrer Genugtuung tatsächlich einige Beiträge 
im Jahrgang 1951 gefunden, die sie bedenk- 
lich stimmen, so wenig sie sich dem Gewicht 
anderer Beiträge entziehen können. 


Die Zeitschrift hat das kostbare Vorrecht 
der Unabhängigkeit. Sie darf und will dies 
Vorrecht nicht dazu mißbrauchen, gewichtige 
Stimmen nur deshalb am Lautwerden zu hin- 
dern, weil sie dem einen oder anderen miß- 
fallen können. Sie ist bereit, auch poler ein- 
ander entgegengesetzte Ansichten zu Wort 
kommen zu lassen. 

Den Beiträgen der drei Abschnitte des 
redaktionellen Teils spricht sie Gewicht oder 
Interesse zu, ohne sich mit den Einzelheiten 
solidarisch zu erklären. 


Den Beiträgen der „Freien Aussprache“ 
steht sie mit größerer Distanz gegenüber. 
Natürlich trägt sie die Verantwortung dafür, 
daß ein Beitrag aufgenommen wird. Aber sie 
beschränkt ihre redaktionelle Tätigkeit auf 
ein Minimum und nimmt manche Zuschrift 
nur deshalb auf, weil sie ein Thema anschnei- 
det, ein Gespräch in Gang bringt. Im Jahr- 
gang 1951 sind so verschieden gesinnte Per- 
sönlichkeiten zu Worte gekommen, daß sich 
aus der Zusammensetzung der Beiträge in 
der „Freien Aussprache“ kaum eine Partei- 
lichkeit der Schriftleitung beweisen lassen 
dürfte. 

Über zwei große Fragenkreise ist die Aus- 
sprache zunächst in Gang gekommen: Das 
Verhältnis der Deutschen zu ihrer jüngsten 
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Vergangenheit, zu den Nachbarvölkern im 
Osten und Westen, zu der Einladung, Partei 
zu nehmen, und der Hoffnung, sich Entschei- 
dungen und Substanzverlusten entziehen zu 
können, war der eine Themenkreis. 


Gleichzeitig fand ein zweites Gespräch 
über den größeren Zusammenhang statt, in 
dem allein Antworten auf die Fragen des 
ersten Gesprächs gegeben werden können: 
über das Verhältnis zwischen Abendland und 
Morgenland, über die richtige Einteilung der 
geschichtlich wirksamen Kontinente, über die 
Möglichkeit oder Unmöglichkeit des fried- 
lichen Nebeneinanders „Zweier Welten“, 
über die Frage, ob China seiner gegenwär- 
tigen Natur nach zur einen oder anderen 
Welt gehöre — oder gar eine dritte Welt 
bilde. 


In diesem ersten Jahrgang war schon zu 
erkennen, daß die Fragen der Vordergrund- 
politik aus tieferen Gründen aufsteigen: hin- 
ter Bericht und Gespräch wurden Geburt und 
Tod, Fruchtbarkeit und Unfruchtbarkeit der 
Erde, die Grenze menschlicher Eingriffs- 
möglichkeit in die Natur, die Dämonie von 
Maschinen- und Massendenken, die Pflicht zur 
sittlichen Entscheidung und die Machtlosig- 
keit des Einzelmenschen als tiefer wirkende 
Schicht sichtbar. 

Die Schriftleitung wird sich wie bisher bei 
der Äußerung eigener Ansichten strenge Zu- 
rückhaltung auferlegen. Jedoch wird sie von 
sich und ihren Mitarbeitern weiter Ehrfurcht 
vor der Andersartigkeit des Anderen for- 
dern. In Deutschland wie in anderen Ländern 
werden gern vorschnelle Meinungen auf 
Grund unzulänglicher Unterrichtung gefallt. 
Die Zeitschrift wird sich bemühen, billige 
und grob vereinfachende Äußerungen über 
die Vereinigten Staaten von Amerika und 
die Sowjetunion, China und Indien, Süd- 
afrika und Argentinien, Frankreich und Po- 
len ebenso zu vermeiden wie über diesen und 


jenen Abschnitt der deutschen Geschichte. 


Ihr wissenschaftlicher Charakter soll nicht 
in Farblosigkeit und Langeweile bestehen, 
ihr politischer nicht in Vorurteilen und Lieb- 
lingsrezepten. Sie will in der noch immer 
friedlosen und unfrohen Welt einem Frieden 
dienen, der auf die Wirklichkeit der Dinge 
und die Echtheit des wahrhaft Menschlichen 
begründet ist. 


Karl Heinz Pfeffer Kurt Vowinckel 
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Sehr geehrte Herren! 


Die hiesige „Westdeutsche Rundschau“ 
brachte eine durch dpa verbreitete Meldung, 
nach der die Heidelberger Zollbehörde Bü- 
cher, die Sie in Peking zur Besprechung in 
Ihrer Zeitschrift erbeten hatten, als „kom- 
munistische Propagandaliteratur“ zurückge- 
halten habe. Der Beamte leitete die Schriften 
an die Polizeidirektion weiter und erklärte 
dem Vertreter Ihrer Schriftleitung: „Die 
lassen unsere Sachen ja auch nicht herein“. 

Nachforschungen haben ergeben, daß die 
Polizei verpflichtet ist, ausländische Schrif- 
ten, die kommunistische Propaganda enthal- 
ten könnten, zu prüfen. Falls sie dabei feind- 
selige Äußerungen gegen die westlichen 
Alliierten entdeckt, muß sie die Entscheidung 
der Besatzungsbehörden darüber anfordern, 
ob die Schriften trotzdem ausgeliefert wer- 
den können oder zu beschlagnahmen sind. 
Diese Anordnungen stützen sich auf das Ge- 
setz Nr.5, das jede Tätigkeit verbietet, die 
Ansehen und Sicherheit der Besatzungs- 
macht gefährdet. Es liegen Erfahrungen vor, 
wonach Einsprüche der Eigentümer ohne Be- 
teiligung deutscher Dienststellen durch einen 
gemeinsamen Beschluß der drei westlichen 
Besatzungsmächte entschieden werden. 

Ich habe das Bemühen um eine objektive 
Berichterstattung in Ihrer Zeitschrift als be- 
sonders angenehm im ersten Nachkriegsjahr- 
gang empfunden. Ich würde mit zahlreichen 
anderen Lesern sehr bedauern, wenn Sie 
durch Schwierigkeiten bei der Materialbe- 
schaffung am Einhalten Ihres strengen Maß- 
stabs gehindert würden. 

Ich möchte weder die heikle und umstrit- 
tene Frage der deutschen Hoheitsrechte an- 
schneiden noch die naheliegende Bemerkung 
machen, daß man sich seiner Sache sehr un- 
sicher fühlen muß, wenn man die Propa- 
ganda, die aus der Sowjetunion und den ihr 
verbündeten Staaten kommt, in erster Linie 
durch Polizeiverbote abwehren will. 

Wohl aber bitte ich Sie, mit Ihren ameri- 
kanischen Freunden darüber zu sprechen, 
daß wir uns in Deutschland sehr gut des 
Vorwurfs erinnern, unsere öffentliche Mei- 
nung habe sich durch den Nationalsozialis- 
mus von der Welt außerhalb unserer Gren- 
zen absperren lassen. Man habe den Kopf 
in den Sand gesteckt und sich geweigert, der 
Wirklichkeit ins Auge zu sehen. Meines Wis- 
sens sind viele kulturpolitische Bemühungen 
der Alliierten in Deutschland nicht nur auf 
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das Streben nach der viel berufenen 
reeducation zurückzuführen, sondern auch 
auf die gute Absicht, uns Nachholeunterricht 
für versäumte Stunden der außerdeutschen 
Geschichte zu erteilen. 


Wir haben diese Lektionen behalten und 
streben mehr denn je danach, uns ein sach- 
liches Bild vom Wesen und Wollen anderer 
Nationen zu machen. Ich möchte Sie bitten, 
auch in Ihren kommenden Heften die Ihnen 
und Ihren Mitarbeitern erreichbaren Ori- 
ginalwerke und -meldungen aus der gan- 
zen Welt wissenschaftlich auszuwerten und 
das Ergebnis Ihren Lesern zugänglich zu 
machen. 


Wuppertal Helmut Hartmann 


Grenzen und Gliederung Europas 
Sehr geehrte Herren! 


Sie haben in Ihrem Novemberheft gefragt, 
was Europa ist. Der Europazug, der 1951 
durch unsere Städte fuhr, wollte zeigen, was 
der Marshallplan, d.h. in erster Linie Ame- 
rika, für Europa geleistet hat. Dabei sahen 
wir immer wieder über den Kreuzen von 
Schweden, Dänemark, Norwegen, Finnland 
und der Schweiz den Halbmond. Eindring- 
lich wurde uns so vor Augen geführt, daß die 
Türkei jetzt eine westeuropäische Macht ist. 
— Im Zug fiel uns immer wieder das Bild 
des noch zerrissenen, aber auf der anderen 
Seite durch den Marshallplan geeinten 
Europa ins Auge. Auf die geographisch 
korrekte Karte des Erdteils war eine Figur 
eingezeichnet, die in einem aus Flaggen zu- 
sammengesetzten Farbengewirr leuchtete. 
Das ist die Vorstellung vom Auseinander- 
fallen eines aus scharf abgegrenzten einzel- 
nen Nationalitäten zusammengewürfelten 
Erdteils. Was ihn zusammenführen und hal- 
ten soll, ist die Wirtschaft. 


Am gleichen Abend spielte ein Zufall mir 
die um 1550 erschienene „Cosmographey 
Sebastiani Münsteri“ in die Hand. Es war 
„etwas fruchtbarliches zu lehrnen aus den 
Landschafften Europens“. Zunächst 
einmal aus der Überschrift, die von Europa 
sprach, „so zu unsern zeiten die Christenheit 
begreifft“ und der die Türkei als der ge- 
meinsame sie zusammenfassende Gegner 
gegenübergestellt wurde. Und ferner war 
zu sehen, daß damals Asia von Europa durch 
den Fluß Tanais, den Don, „so von Mitter- 


nacht einherfallt in das Meer genandt Pontus 
Euxinus“, begrenzt war. „Du sihest, wie 
Europa ein ganz klein stuk ist gegen dem 
gantzen Erdtrich, und fählet umb ein kleines, 
es were ein große Insul allenthalben mit 
Wasser des Meers umbgossen.“ Dazu bitte 
ich Münsters Zeichnung in Holzschnitt zu 
vergleichen, die ja für sich selbst spricht. 

Europa, d.h. die abendländische Christen- 
heit nur nach Landschaften unterschieden, 
war noch ein fester, leibhafter Begriff. Aus- 
gerichtet war es nach dem Westen, von 
Afrika getrennt durch das Mittelländische 
Meer, umgeben vom Atlantischen Ozean und 
dem Baltischen Meer im Norden, dem Joni- 
schen und Schwarzen Meer im Osten. Spa- 
nien bildet das Haupt, Gallien die Schulter, 
Italien den Arm, Germanien den Rumpf, da 
wo der Magen sitzt, liegt Bohemia. Nur ein 
kleinerer Teil Großrußlands, das eigentliche 
Großfürstentum Moskau, rechnet zum Kon- 
tinent, das andere ist Asien. Anglia, Scotia 
spielte dafür nur eine kleine Rolle. Für wei- 
tere Schlüsse möchte ich dem Betrachter der 
Karte nicht vorgreifen. 

Es hat schon einmal ein Europa gegeben, 
und unsere Tage müßten eigentlich für sein 
Wiedererstehen keine ungünstigen Voraus- 
setzungen bieten. Natürlich haben sich die 
Verhältnisse gründlich verschoben. Uns be- 
droht nicht mehr der Türke. Er war schon 
immer von dem gefährdet, was uns heute 
wieder alle bedroht. Deswegen rechnet er 
sich zu Europa. Bedroht ist Europa noch 
von der Fülle der nationalen Egoismen. Aber 
ihre Stunde hat, wenn nicht alle Anzeichen 
trügen, geschlagen, sie sterben an ihren letz- 
ten Überspitzungen. 

Wenn der Europazug ganz Europa durch- 
fahren hat und hoffentlich auch, wo es am 
nötigsten wäre, in seinem östlichen Teile 
seine bunten Bilder gezeigt hat, wird sich 
hoffentlich die Vorstellung von unserem Erd- 
teil vereinfacht haben. Wir kommen zurück 
auf das einmal wahr-naive, heute hoffentlich 
prophetische Bild des alten Kosmographen. 


Luise von Mach 


Sehr geehrte Herren! 


Das erste ‚Heft der neuen Monatsschrift 
„Ost-Europa“ (Zeitschrift für Gegenwarts- 
fragen des Ostens) zeigt eine in. jeder 
Hinsicht besonders unglückliche Umschlags- 
zeichnung: Die Silhouette einer Mercator- 
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Projektion des asiatischen Landmassivs, 
dessen Grenzen ausgerechnet vom 15. Län- 
gengrad — dem der Oder-Neiße-Linie — 
bis etwa zum 150. Längengrad verlaufen, 
also neben Finnland, Ostdeutschland und 
Griechenland auch den Vorderen Orient und 
Ostasien sozusagen als Randgebiete um das 
Zentrum Sowjetasiens gruppieren, auf dem 
die Inschrift „Ost-Europa“ sich wunderlich 
abhebt. Man könnte diese „Ansicht“ ver- 
stehen, wenn die Zeitschrift in der sowjeti- 
schen Zone herauskäme, wo man das Ein- 
heits-Reich „von Stettin bis Kanton“ 
proklamiert, — indessen erscheint „Ost- 
Europa“ in Stuttgart, und seine Herausgeber 
sind keineswegs Persönlichkeiten, die man 
leichthin mit einer derartigen „Ansicht“, 


oder Absicht, identifizieren darf. 


An und für sich führt eine Weltkarte in Pa- 
rallel-Projektion zu fehlerhaften Schlüssen, 
da weder die Lage der Kontinente und Länder 
zueinander noch zu den Polen oder Ver- 
kehrswegen annähernd wiedergegeben wer- 
den kann. (Vgl. Brief Schwalm in Heft 10 
der „Geopolitik“.) Aus dem Umstand, daß 
etwa ein Drittel der Landfläche Sowjetasiens 
im arktischen Raum zum Polargebiet hin- 
gewendet liegt, und daß Zentralasien von 
einem breiten Gürtel aus Steppe, Hochge- 
birge und Wüste durchzogen wird, ergibt sich, 
daß Sowjetasien ein dünn besiedelter Raum 
ist, in den nur ein relativ schmaler Streifen 
fruchtbaren (und erst jetzt relativ industria- 
lisierten) Gebietes vom Schwarzen Meer aus 
hineinreicht. Abgetrennt durch einen Gürtel 
der Unwegsamkeit gruppieren sich um das 
sibirische „Vakuum“ die alten volksdichten 
Kulturkreise Chinas, Indiens und des Islam. 
Nur die Grenze mit Europa ist „verkehrs- 
günstig“ und geographisch nicht isoliert, 
daher ergibt sich ein unmittelbares Aufein- 
anderwirken, eine Austausch- und Wander- 
bewegung, nur zwischen Europa und Sowjet- 
asien in wechselndem Pendelschwung. China 
und Indien unterhalten zu Zentralasien nur 
geringe geschichtsbildende „Beziehungen“, 
wenn man von dem Sonderfall Dschinghis- 
Khan absieht, und die islamischen Völker 
kamen nur an der Verkehrsbrücke des 
Schwarzen Meeres in — stets abwehrende — 
Berührung mit den „Barbaren“. Die „Zu- 
sammenschau“ geradezu divergierender 
Kräfte und natürlicher Gegebenheiten in ein 
Kartenbild ist nur unter dem Aspekt einer 
Politik angängig, die sich über alle natür- 


lichen, historischen und wirtschaftlichen 
Realitäten hinwegzusetzen sucht. 


Mittels eines unwissenschaftlichen Aus- 
schnittes aus einer Weltkarte wird die 
mengenmäßige Überlegenheit sterilen Lan- 
des über Kulturregionen suggeriert. Noch 
bedauerlicher ist aber, daß zu der irreführen- 
den geographischen Bedeutung ein politi- 
scher Trugschluß hinzugefügt wird, indem 
man die derzeitige sowjetische Machtsphäre 
mit der geographischen Ausdehnung Asiens 
identifiziert: Denn die Oder-Neiße-Linie 
wird als geographische Grenze zum „Osten“ 
und zu Asien schlechthin genommen. Zwi- 
schen Asien und Europa würde damit keine 
andere Grenze als diejenige zur sowjetischen 
Macht existieren. Der Begriff „Europa“ er- 
scheint dann nur noch zutreffend für das 
schmale Randgebiet nichtsowjetischer Staa- 
ten und nicht mehr als Kulturregion der 
„kaukasischen“ Völker, die ihre Eigenstän- 
digkeit und Verbundenheit ersehnen. 


In Wahrheit ist „Osteuropa“ nicht ein 
unbedeutender Annex Asiens oder des so- 
wjetischen Machtbereiches, sondern ein poli- 
tisch gewaltsam abgetrennter Bestandteil des 
ganzen Europa. Ebensowenig sollte man das 
sowjetische System und die Beziehungen 
zwischen Regierungen dazu benützen, um 
einen Einheitsbegriff „Asien“ zu prägen, wo- 
bei es dann naheliegt, aus Osteuropa den 
Zwitter „Eurasien“ zu machen. 


Erwin O. Genzsch 


Sehr geehrte Herren! 


Collier’s Magazine, eine der größten ame- 
rikanischen Wochenschriften (Auflage 3,4 
Millionen) hat Ende Oktober 1951 eine 
Sondernummer herausgebracht, die unter 
Mitarbeit erster Schriftsteller und Journa- 
listen eine „Vorschau auf den Krieg, den wir 
nicht wollen“ gibt. Die Presse hat die frivole 
Art, in der hier auf 132 bunt bebilderten 
Seiten Weltgeschichte der Zukunft geschrie- 
ben wird, schon gebührend gekennzeichnet, 
dabei aber meist eines vergessen: die Rolle, 
die den Deutschen in diesem Weltkrieg III 
und nach seiner, natürlich, siegreichen Be- 
endigung zugedacht wird. 

Deutschland und die Deutschen treten in 
dem ganzen Heft nur einmal handelnd auf, 
nämlich bei der 1960 in Moskau gefeierten 
Olympiade. 
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Wesentlich umfangreicher ist aber Deutsch- 
lands leidende Rolle, die zwar auch nicht 
ausdrücklich geschildert wird, die man aber 
leicht aus den phantasiereichen Kriegsberich- 
ten herauslesen kann. Es darf selbstver- 
ständlich nicht neutral bleiben, — diesen 
Vorzug genießen in Europa nur Schweden, 
Irland und die Schweiz, — sondern erlebt 
gleich zu Kriegsbeginn im Mai 1952 die so- 
wjetische Invasion, deren Hauptstoß quer 
durch Norddeutschland auf Belgien geführt 
wird, während schwächere Kräftevon Böhmen 
aus durch Süddeutschland nach Lothringen 
vordringen. Die UNO-Truppen räumen nicht 
etwa kampflos, sondern ziehen sich, „auf 
Zeitgewinn fechtend, unter schweren Ver- 
lusten“ (nur für die Truppen?) langsam 
zurück. Was sich dabei an und hinter der 
sowjetischen Front abspielt, darf sich der 
Leser selbst ausmalen, er wird nur dadurch 
getröstet, daß auf die deutschen Städte 
wenigstens keine sowjetischen Atombomben 
niederfallen wie auf New York, Washington 
und London. Dieser Mangel wird freilich 
bald ausgeglichen; denn am Weihnachts- 
abend 1952 zerschlägt die UNO-Atomartil- 
lerie die in Westdeutschland und Belgien 
zum Großangriff antretenden Sowjettrup- 
pen. „Kein Schriftsteller und kein Soldat 
hat je diese fürchterliche Wirklichkeit be- 
schreiben können,“ sagt der Kriegsbericht, 
und wieder darf man sich ausmalen, was 
diese Atomartillerie („mit der Wirkung von 
einer Million schweren Granaten“ ) von Land- 
schaft und Zivilbevölkerung noch übrig läßt. 


Nun ist zwar die Wende erreicht, aber 
trotz ihrer fürchterlichen Demoralisation 
beginnen die Sowjettruppen keine regellose 
Flucht, sondern sie müssen in harten Kämp- 
fen, bei denen natürlich die Atomwaffen 
reichlich angewandt werden, durch Nord- und 
Ostdeutschland zurückgedrängt werden, — 
anderthalb Jahre dauert dieser „offensiv- 
defensiv“ geführte Kampf noch bis zur Ein- 
nahme von Warschau. Deutschland bildet 
also über zwei Jahre lang das Schlachtfeld 
im Weltkrieg III, zwar nicht das einzige, 
aber doch eines der wichtigsten. 


Nun planen vielleicht die Collier’s-Poli- 
tiker eine reiche Belohnung des unschuldig 
Leidenden? Weit gefehlt! Die Nachkriegszeit 
interessiert nur in Rußland, das jetzt mit 
Modenschauen, amerikanischen Filmen und 
Zeitschriften „umerzogen“ wird. 


Heft12 


Die Zukunft Deutschlands und Ostmittel- 
europas überhaupt kann man nur der Karte 
auf dem Titelblatt entnehmen, die den Zu- 
stand nach dem amerikanischen Siege zeigt. 
Danach läßt man, abgesehen von der Besat- 
zung, alles so, wie es unter sowjetischer Herr- 
schaft war. Von einer Wiederherstellung der 
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deutschen Grenzen von 1937 und einer Rück- 
gängigmachung der Massenaustreibungen 
wird nichts gesagt. Polen behält Ostdeutsch- 
land und muß im Osten an der Curzonlinie 
stehen bleiben, aber auch Finnland und Ru- 
mänien müssen für immer auf Karelien, 
Bessarabien und die Nordbukowina verzich- 
ten. Nur an einem Punkte planen die 
Collier’s-Politiker eine Änderung: Nordost- 
preußen bleibt nicht unter sowjetischer Ver- 
waltung, sondern wird Litauen zum Geschenk 


gemacht! 
Gotthold Rhode 


Die Schriften Hermann Rauschnings 
Sehr geehrte Herren! 


Wie sehr ich wünschte, an einem Wieder- 
aufbau Deutschlands, auf was für einem 
Posten es auch sein mag, mitzuarbeiten, 
brauche ich Ihnen nicht zu sagen. Ich weiß 
daher die Erwähnung meiner Person in Ihrem 
Oktoberheft dankbar zu schätzen. 

In dem Kommentar von „Balticus“ zu 
meinem Brief findet sich jedoch eine Bemer- 
kung über meine „Gespräche mit Hitler“, die 
ich nicht unwidersprochen lassen kann. Ab- 
gesehen von dem belanglosen Irrtum, daß 
nicht dieses Buch, sondern die „Revolution 
des Nihilismus“ mein erstes kritisches Buch 
über den Nationalsozialismus war, heißt es, 
daß die Gespräche in ihrem Stil die Feder 
eines amerikanischen Journalisten verraten. 
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Daher möchte ich ausdrücklich erklären, daß 
dieses Buch in jedem einzelnen Wort von 
mir und nur von mir geschrieben und von 
niemandem überarbeitet worden ist. Ich sehe 
mich um so mehr veranlaßt, endlich einmal 
in der Öffentlichkeit klarzustellen, daß dieses 
Buch von mir allein stammt, als erst kürzlich 
‚in der Veröffentlichung: „Hitlers Tischge- 
spräche“ diese als authentisch meinen, an- 
geblich zu Propagandazwecken nachträglich 
fabrizierten, „Gesprächen“ gegenübergestellt 
worden sind. 

Ich verzichte nur deshalb auf eine nähere 
Erläuterung der Absichten, die mich zu die- 
sem Buch und zu dieser Art Buch veranlab- 
ten, wie ‚auch der Hintergründe der Hetze 
gegen es, die selbst heute noch nicht aufge- 
hört hat, weil ich den Raum Ihrer Zeitschrift 
nicht für innenpolitische Kontroversen in 
Anspruch nehmen will. 


Hermann Rauschning 


Zum Tode von'Iuliu Maniu 


In diesem Sommer, wahrscheinlich in der 
ersten Julihälfte, starb in einem Jassyer Ge- 
fängnis der rumänische Politiker Iuliu Maniu. 

Iuliu Maniu gehört zu den letzten Politi- 
kern des Ersten Weltkrieges, die nach und 
nach ihren Abschied von dieser Welt nehmen. 
Er wurde als Sohn eines Richters in Simleul 
Silvaniei (Nordsiebenbürgen) am 8. Januar 
1873 geboren. Nach Studien in Klausenburg, 
Wien und Budapest wurde er selbst Jurist 
und war bis 1915 zunächst in seiner Heimat- 
stadt und dann in Blaj (Blasendorf) als 
Rechtsanwalt tätig. Schon als Student nahm 
er die erste Fühlung mit der Politik, indem 
er einen rumänisch - serbisch - slowenischen 
Studentenverein in Budapest gründete. Als 
Präsident dieses Vereins forderte er 1896 
nationale Autonomie für die Siebenbürger 
Rumänen, und im nächsten Jahr wurde er in 
den Vorstand der Rumänischen Partei in 
Österreich-Ungarn berufen. 

Von 1906 bis 1910 gehörte er dem Buda- 
pester Parlament an und mußte oft gegen 
die Madjarisierungsbestrebungen der unga- 
rischen Regierung in den Schulen und der 
Armee auftreten. Unmittelbar vor dem Er- 
sten Weltkrieg nahm er an den Versöhnungs- 
verhandlungen zwischen den Ungarn und 
den Rumänen in Siebenbürgen teil, die auf 
Initiative und unter dem Vorsitz des dama- 
ligen ungarischen Ministerpräsidenten, des 


Grafen Stefan Tisza, stattfanden. Er gehörte 
auch der rumänischen Delegation an, die 
1915 mit Erzberger in Wien über die Stel- 
lung der Siebenbürger Rumänen zum Drei- 
bund Verhandlungen führte. Es war vor 
allem Maniu, der die Verhandlungen zum 
Scheitern brachte. 

Als Antwort darauf schickte ihn die unga- 
rische Regierung an die Front. 1918 organi- 
sierte er den Aufstand der rumänischen Re- 
gimenter in Wien und Prag und trug damit 
zur Auflösung der K. u. K. Armee bei. Mitte 
November 1918 führte Maniu Verhandlun- 
gen mit den Ungarn in Arad und drängte 
auf eine völlige politische Trennung zwi- 
schen den beiden Völkern. Am 1. Dezember 
1918 fand die geschichtliche Kundgebung in 
Alba-lulia statt, bei der die Vereinigung 
Siebenbürgens mit Rumänien beschlossen 
wurde, wobei Maniu eine führende Rolle 
spielte und auch zum Vorsitzenden des so- 
gleich ins Leben gerufenen Regierungsrates 
für Siebenbürgen (Consiliul Dirigent) ge- 
wählt wurde. Ein Jahr später übernahm er 
die Führung der Rumänischen Nationalen 
Partei in Siebenbürgen. 


Seine erste Aufgabe als Parteichef bestand 
jetzt darin, aus einer regionalen eine allge- 
mein-rumänische Partei zu machen. Zu die- 
sem Zweck ließ er im Februar 1923 seine 
Partei sich mit der von Tache lIonescu 1908 
gegründeten Konservativ - Demokratischen 
Partei und im September 1926 mit der 
Bauernpartei Ion Mihalaches fusionieren. 
Nach einer Riesenkundgebung in Alba-Iulia, 
an der 300000 Menschen teilnahmen, war 
1928 die neue Nationale Bauernpartei die 
stärkste politische Organisation Rumäniens 
und konnte mit.Maniu an der Spitze schon 
im November des gleichen Jahres an die 
Macht gelangen. 

Unter seiner Ministerpräsidentschaft und 
nur mit seiner unwilligen Zustimmung be- 
stieg der ex-Kronprinz Carol im Juni 1930 
den Thron. Die Zusammenarbeit mit dem 
neuen König erwies sich für Maniu als 
äußerst schwierig, und er trat schon im Ok- 
tober 1930 zurück, während die Partei mit 
G. G. Mironescu als Ministerpräsident noch 
bis April 1931 an der Macht blieb. Nach dem 
völligen Zusammenbruch der Regierung 
lorga im Juli 1932 kam Maniu zum letzten 
Male an die Macht und regierte das Land bis 
November 1933, als seine große Oppositions- 
periode begann. 
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Den ersten Markstein dieser Periode bil- 
deten die Wahlen im Dezember 1937, als es 
Maniu dank seines Wahlbündnisses mit den 
Jungliberalen Georg Bratianus und den Le- 
gionären Codreanus gelang, zum ersten Male 
in der politischen Geschichte Rumäniens die 
Regierung zu stürzen. Seine Partei erhielt 
wohl die meisten Stimmen, errang jedoch 
nicht die absolute Mehrheit im Parlament. 


Unter dem Druck der äußeren Ereignisse 
gelangte Rumänien in die Schicksalsgemein- 
schaft der Achsenmächte, und Maniu blieb 
erst recht in Opposition auch zum neuen 
Staatschef Ion Antonescu. Er stimmte dem 
Eintritt Rumäniens in den Krieg gegen die 
Sowjetunion nur bedingt zu und spielte eine 
entscheidende Rolle bei dem Frontwechsel 
seines Landes am 23. August 1944. Ange- 
sichts der weiteren Entwicklung nach der Be- 
seizung Rumäniens durch die Rote Armee 
war er jedoch der Meinung, besser die In- 
teressen unseres Volkes in der Opposition 
als in der Regierung wahren zu können. 


Er trat bald an die Spitze der Kräfte, die 
dem kommunistischen Kremlkurs Grozas 
mit äußerster Entschiedenheit entgegentra- 
ten. Maniu verfolgte trotz seines hohen Al- 
ters mit größter Aufmerksamkeit die innen- 
politische Entwicklung und scheute sich nicht, 
schon Ende Oktober 1945 die Regierung 
Grozas als die „verabscheuungswürdigste* 
zu bezeichnen, „die Rumänien jemals beses- 
sen habe“. 

Sein verzweifelter und aussichtsloser 
Kampf dauerte bis zum 17. Juli 1947, als er 
verhaftet und ins Gefängnis geworfen wurde. 
Vom 29. Oktober bis 11. November 1947 
dauerte der Schauprozeß gegen ihn, seinen 
Stellvertreter Ion Mihalache und eine Reihe 
führender Mitarbeiter. Maniu und Mihalache 
erhielten lebenslängliche Zwangsarbeit, die 
im Falle Manius in lebenslängliches Gefängnis 
umgewandelt wurde. 

Maniu war in seiner engeren Heimat, 
Siebenbürgen, niemals umstritten; er 
war griechisch-katholischen Bekenntnisses 
und wurde von seinem engeren Mitarbeiter- 
stab als eine Art politischer Papst angesehen. 
Dagegen konnte er im Altreich nur langsam 
gegen die gewiegten Politiker aufkommen. 


Freie Aussprache 


Aber auch hier galt er von Anfang an als 
beachtlicher Gegner und vor allem als ge- 
fürchteter Oppositionsführer. Ohne Prinzi- 
pienreiter zu sein, hielt er in allen politi- 


schen Entscheidungen und Handlungen an 


seinen wahrhaft demokratischen Auffassun- 
gen fest. 

Gewiß gibt es Momente in der Politik 
Manius, die dem zukünftigen Historiker 
manches Kopfzerbrechen bereiten werden —, 
vor allem seine außenpolitische Untätigkeit 
während der Diktatur Carols II., die sämt- 
liche Vorbereitungen zur Einbeziehung Ru- 
mäniens in die Aktionsweite der faschisti- 
schen Mächte traf. Hat Maniu zur Einsetzung 
des neuen Staatschefs Antonescu am 6. Sep- 
tember 1940 nichts zu sagen gehabt und 
nichts zu unternehmen vermocht? 

Manche glauben heute noch, da er doch zu 
wenig an der Macht sein konnte und seine 
Leistungen als Ministerpräsident nicht über 
den guten Durchschnitt hinausgingen, Maniu 
sei eher ein Weiser, ein großer Volkserzieher 
als ein Politiker gewesen. Ein Politiker im 
üblichen Sinne des Wortes war er bestimmt 
nicht, genau so wenig wie Gandhi einer war. 
Die Politik bildete jedoch den Inhalt seines 
langen Lebens, und ihm war, genau wie 
Gandhi auch, eine andere Macht gegeben und 
eine andere Aufgabe zugefallen: die Macht 
und die Aufgabe, ausder Opposition 
zuregieren. 

In der Tat, während König Carol eine 
eigene Partei gründete und als Parteiführer 
in die politische Arena hinabstieg, bestieg 
Maniu jene hohe moralische Warte, von der 
aus er über die Respektierung der elemen- 
tarsten demokratischen Grundsätze wachte. 
Selbst sein Tod steht im Zeichen dieser Auf- 
gabe, denn er starb nicht für unerreichbare 
Ideale, sondern für Forderungen, die über- 
all in der freien Welt als selbstverständlich 
gelten. 

Iuliu Maniu starb, sein Werk aber, eben 
diese hohe demokratische Warte, an deren 
Errichtung er während seines ganzen Le- 
bens Tag für Tag arbeitete, wird dem rumä- 
nischen Volke und der Demokratie in un- 
serem Lande für immer erhalten bleiben. 


Marin Ion Popescu 
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| 
In einer Zeit, da der deutsche Exporthandel nah dem | 
zweiten verlorenen Krieg wieder langsam festen Fuß in | 
der Welt faßt, erscheint dieses Buch besonders wichtig | 
Schramm kennt die wirtschattlihen Dinge der Welt und 

besonders Deutschlands von Jugend an. Seine umfassende 

Arbeit, dıe keinesfalls nur die Kaufleute und Wirtschaft; 

ler angeht, spannt einen Bogen von der Zeit der Hansa 

bis in die neueste Geschichte Nicht die Forscher und 

Entdecker sind es. die der sachkundige Verfasser in den 
Mittelpunkt stellt. sondern wagemutige Kaufleute, die Les 

ben und Vermögen einsetzen. um in anderen Kontinenten 

tür den deutschen Überseehandel einzutreten 


ledem, der sich über das Tagesgeschehen hınaus über die 
großen Probleme der Welt ıntormieren will, bietet das Buch, 
getragen von einer der großen historischen Schule würdigen 
Objektivität. die für Deutschland wohl erste geisteswissens 
schattlihe Darstellung des Überseehandels Es bildet eine 
wichtige Vorarbeıt tür die künftig zu schreibende deutsche 
Kolonialgeschichte, die sich treizuhalten vermag von der 
bisher noch aus verschiedenen Gründen vorwiegenden 
Bindung an politishe Gesichtspunkte und Vorurteile, 


Zu beziehen durch jede gute Buchhandlung 
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